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1. Zur Bedeutung der späten Reichsgeschichte — eine Vorbemerkung 

Noch immer genießt das Heilige Römische Reich Deutscher Nat ion in seiner 
Spätzeit von 1648—1806 in der Allgemeinheit und auch unter vielen Historikern 
nur geringes Ansehen. Ja, oft w i rd es — mit den Worten Pufendorfs als „irregu­
läre aliquod corpus et monstro simile" — lediglich ironisiert. Im Grunde habe es 
das Reich in jener Zeit gar nicht mehr gegeben, es sei mit dem Westfälischen Frie­
den abgestorben und nachher allenfalls ein (bis 1806 noch) lebendiger Leichnam 
gewesen. 

A l s G r ü n d e für dieses Urtei l werden angegeben: die „Souveräni tä t" der Lan­
desherren, die Machtlosigkeit des Kaisers, die Friedensgarantie Frankreichs und 
Schwedens, wodurch das Reich seine Souveräni tä t verloren habe, und schließlich 
die Schwerfälligkeit aller gemeinsamen Handlungen von „Kaiser und Reich", 
insbesondere die des Reichstags. 

Demgegenüber haben neuere Forschungen herausgestellt, daß der Westfälische 
Friede besser war als sein Ruf, daß das Al te Reich in seiner Spätzeit die Reichs­
idee bewahrte und daß es eine politische Reali tät war: es hatte erhebliche Bedeu­
tung für die keineswegs souveränen deutschen Territorien in ihrer Gesamtheit 
und für jedes Terri torium an sich, und es hatte erhebliche Bedeutung für die ande­
ren Länder Europas. Die These, das Reich sei bis 1806 lediglich dahingesiecht, 
ist als überhol t zu betrachten. 

Das Alte Reich war gerade in seiner Spätzeit eine europäische Ordnungsmacht 
im Dienste der Friedenswahrung, die trotz ihres ausgeprägten Traditionalismus, 
der viel Mittelalterliches bis ins 19. Jahrhundert bewahrte, dennoch zukunfts­
weisende Ansätze zu Ordnungsprinzipien entfaltete, die heute zu unseren poli­
tischen Verfassungsfundamenten zählen und uns mithin als unverzichtbar erschei­
nen. W ä h r e n d sich in den „fortschrittlichen Staaten des europäischen Westens" 
manche Unzulängl ichkei ten zäh hielten, erkennen w i r beim Al ten Reich: 
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1. Ansätze zur Rechtsstaatlichkeit: 

V o n der uralten Funktion des König tums und Kaisertums als Wahrer von 
Friede und Recht leiten sich der ewige Landfriede von 1495 und die Constitutio 
Criminalis Carolina von 1532 mit dem Verbot der Selbsthilfe auch für privile­
gierte S tände ab; Streitigkeiten dürfen nicht mehr durch Fehde entschieden wer­
den, sondern allein vom Richter. Soviel man auch — leider oft zurecht — an den 
Obersten Reichsgerichten und ihrem Wirken bemängel t hat, Reichskammergericht 
und Reichshofrat waren doch starke Stützen eines auf Recht und nicht auf W i l l ­
k ü r gegründeten Zusammenlebens im Reich. Nicht selten klagten auch die Unter­
tanen gegen ihre Herrschaft — keineswegs ohne Aussicht auf Erfolg. Eine wich­
tige Aufgabe innerhalb dieses Rechtsgefüges hatte die Reichsexekutionsordnung 
von 1555. Sie sollte letztlich die Durchsetzung des einmal gesprochenen Rechtes 
garantieren. 

2. Eine Tendenz zur Freiheitlichkeit des modernen Menschen: 

Seit dem Reformationszeitalter besteht der Pluralismus von Ordnungsbildern 
mit der Freiheit, sich dazu zu bekennen — zuerst freilich vor allem für die Lan­
desherrn. Schon bald aber gibt es für dissentierende Untertanen das Recht auf 
Auswanderung mit Eigentum (1530) — ein Recht, das in unserem 20. Jahrhun­
dert so vielen Menschen mit brutaler Gewalt verwehrt w i rd ! — und den Schutz 
anerkannter Minderheiten (seit 1555; zuletzt — 1648 — nach dem konfessionel­
len Stand des Stichjahrs 1624), und es gab dann auch Reichsstädte mit Par i tä t 
(Augsburg). Der Glaubenswechsel durfte nicht mehr gewaltsam erzwungen wer­
den. Wenn all das auch noch keine Toleranz im Sinne der Aufk lä rung war, so 
war es doch ein religiöser Ausgleich, der auf dem Boden des Reiches einen modus 
vivendi für zunächst zwei , ab 1648 drei christliche Bekenntnisse schuf und somit 
der späteren Toleranz vorarbeitete. 

3. Formen der Partizipation und Repräsentativsysteme: 

Im Al ten Reich und in den Territorien entstanden nach dem Lei tbi ld des „dua­
listischen Ständes taa ts" mehr oder weniger parlamentarische Einrichtungen, die 
sich teilweise tiher das Zeitalter des Absolutismus hinweg erhalten konnten. Seit 
es den Landesherrn 1231 durch König Heinrich V I I verboten worden war, den 
Untertanen ohne Zustimmung der „maiores et meliores terrae", also der Land­
s tände , neue Leistungen aufzuerlegen, seither wachte das Reich übe r die land­
ständischen Verfassungen. In den einzelnen Territorien, seit Beginn des 15. Jahr­
hunderts auf dem Reichstag und seit dem 16. Jahrhundert in den Reichskreisen 
wirkten die Regierten, und zwar vor allem, aber nicht übera l l und ausschließlich, 
die Privilegierten unter ihnen, an der Regierung mit (Lands tände auf Landtagen, 
Kreiss tände auf Kreistagen, Reichsstände auf Reichstagen). Wenn man bedenkt, 
daß auch das britische Parlament ursprüngl ich aus Privilegierten bestand, größ­
tenteils nicht aus Wahlen hervorgegangen ist und daß es mehr die Regierenden 
Vertrat als die Regierten, so besteht in dieser Hinsicht im 17. Jahrhundert kein 
prinzipieller Unterschied zwischen diesem Parlament und deutschen Landtagen 
und Reichstagen. 
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4. Ansätze zur Bundesstaatlichkeit — Friedenswahrung: 

Die heutige föderalistische Struktur der Bundesrepublik Deutschland geht direkt 
zurück auf die Vielfalt der Territorien im Alten Reich, die nicht nur zahlreicher, 
sondern auch verfassungsmäßig bunter gemischt waren von republikanischen und 
aristokratischen Strukturen bis h in zu absolutistischen Herrschaftsformen. Der in 
unserer Zeit gern herangezogene Vergleich mit den Vereinten Nationen (UN) 
ist schief, wei l ihm „das historische Gewachsensein als ein wesentlicher Faktor 
des Sich-zu-einander-Bekennens" fehlt (nach Winter) , treffender dagegen der 
Vergleich mit der Europäischen Gemeinschaft (EG) als einer historisch gewach­
senen „Streitgemeinschaft" (Friedrich Heer). Das föderalistische Gestaltprinzip 
war allen deutschen Gesamtstaatskonstruktionen zueigen — mit Ausnahme der 
Hitlers. Es ist in diesem Zusammenhang bemerkenswert, daß es im Alten Reich 
keine nationalen Spannungen gab, obgleich es neben Deutschen auch bewohnt 
wurde von französisch sprechenden Burgundern, Lothringern und Wallonen, von 
Polen, Tschechen, Süds lawen und Italienern. 

V o m modernen Europagedanken her fällt auf, daß es noch keine Abwertung 
anderer Staaten und ihrer Bevölkerung gab, also keinen Nationalismus im Sinne 
von nationalem Egoismus. Vielmehr wurde mit dem Westfäl ischen Frieden ein 
kollektives Sicherheitssystem mit Krisenmanagement und gemeinsamem Einschrei­
ten gegen Friedensstörer errichtet. Einen historischen Augenblick lang — 1663/ 
1664 — kämpf ten Franzosen Seite an Seite mit Deutschen gegen die von Ungarn 
her ans tü rmenden T ü r k e n , und in jenen Jahren schien es möglich, daß der fran­
zösische König von deutschen Kurfürs ten zum Kaiser gewähl t w ü r d e . 

Aufs Ganze gesehen, kann man sagen, daß das Al te Reich in seiner Spätzeit 
friedliebend war, keine eigene Machtpolit ik betrieb (und seiner Struktur nach be­
treiben konnte), daß es höchstens reaktiv, in der Antwort auf einen mili tärischen 
Angriff seinerseits mili tärische Kraft entfaltete, besonders bei den Türkenkr iegen . 
Das heißt aber mit anderen Worten, daß dieses Al te Reich bis in die Ära der 
Französischen Revolution hinein ein einzigartiger Stabilisierungsfaktor des euro­
päischen Friedens war. 

W i r d dem einstigen Reich nun unter solchen Aspekten in immer weiteren Kre i ­
sen eine neue, ohne Zweifel gerechtere Wer tschätzung zuteil, so kann mit Selbst­
verständlichkeit auch die innere Ordnung dieses Reiches neue intensivere Auf­
merksamkeit für sich beanspruchen. Nachdem bereits in der ersten Hälfte unseres 
Jahrhunderts Reichshofrat und Reichskanzlei sowie das Reichskammergericht 
gründliche Bearbeitung erfahren haben, sind in den letzten Jahrzehnten die 
aktiveren der Reichskreise näher untersucht worden und verschiedene Ansätze 
gewählt worden, durch die unendlichen Details der Geschichte des Reichstags 
hindurch das Ganze dieses Phänomens zu erfassen. E i n Weg, die tatsächliche 
Bedeutung des einstigen Reichstags festzustellen, insbesondere die des Immer­
währenden Reichstags, ist es, die Menschen nähe r zu betrachten, die damals als 
Stimmführer auf dem Reichstag auftraten. Z w a r gibt es ältere Zusammenstellun­
gen und seit einigen Jahrzehnten auch das Repertorium der diplomatischen Ver­
treter aller Länder ; im Angesicht dieser (immer noch unvol ls tändigen) Gesandten­
listen stellen sich aber bei kaum einem Leser zutreffende Vorstellungen ein, schon 
weil die Gleichheit bzw. Ähnlichkeit zahlreicher Namen von Personen aus Adels­
kreisen ständig zu Verwechslungen führt , von denen auch das Repertorium selbst 
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nicht frei ist. M a n m u ß über biographische und genealogische Grundinformatio­
nen verfügen — also die Familie und die Lebensdaten des Einzelnen, ggf. auch 
seine ehelichen Verbindungen kennen — man m u ß wissen, in welcher Position 
der Betreffende vor und nach seiner Verwendung auf dem Reichstag war. 

Stellt man in diesem Sinne alle greifbaren Daten zusammen, so ergeben sich 
eindrucksvolle Reihen von Reichstagsgesandten und somit ein nicht unwesent­
licher Beitrag zur Erforschung der Diplomatie und der historischen Eliten, der 
politischen Relevanz des Reichstags in seiner Zeit (und da rübe r hinaus) und damit 
der Verfassungswirklichkeit des Al ten Reiches und seiner Bedeutung für die 
deutsche und europäische Geschichte. 

Z w a r ist die Zah l der Personen, die dabei ins Blickfeld rücken, nicht gering; 
sie bleibt aber noch überschaubar . Volls tändigkeit kann weder bei der Auswer­
tung alter und neuer Literatur, noch gar bei Benutzung der Quellen erwartet 
werden; gleichwohl finden sich in dieser Prosopographie über die gängigen alten 
und neuen Nachschlagewerke hinaus zahlreiche ergiebige literarische Fundstellen 
nachgewiesen. Wer die Geschichte des Al ten Reiches weiter erforschen w i l l , w i r d 
diese knappe Darstellung nicht ohne Gewinn heranziehen und von hier aus man­
ches Detail leichter in den Gr i f f bekommen. Der Autor ist der Überzeugung , daß 
es eine größere Z a h l der hier aufgeführten Persönl ichkei ten verdiente, eingehend 
wissenschaftlich bearbeitet zu werden. Nachdem der Autor Kurbaierns Gesandte 
auf dem I m m e r w ä h r e n d e n Reichstag schon vor längerer Zeit zusammengestellt 
und veröffentlicht ha t 1 , folgt hier mit den Vertretern des Kaisers auf dem Immer­
w ä h r e n d e n Reichstag eine besonders wichtige Serie von Kurzbiographien. Es 
w ä r e zu wünschen , daß die Reichstagsgesandten wenigstens der anderen Kur ­
fürs tentümer aus meiner inzwischen schon überque l lenden Reichstagsgesandten­
kartei ebenfalls in absehbarer Zeit publiziert w ü r d e n . Wenn im folgenden mit 
gutem Grunde alle Vertreter des Kaisers auf dem I m m e r w ä h r e n d e n Reichstag 
aufgeführt werden, so war doch nicht beabsichtigt, alle diese Reichstagsgesandten 
gleich ausführlich vorzustellen: einige sind knapp abgehandelt mit — soweit 
bekannt — Hinweisen auf wei ter führende Literatur; andere sind eingehender 
behandelt, wobei in einer Reihe von Fällen der Akzent auf einen bemerkens­
werten Lebensweg gesetzt wurde, in anderen Fällen auf das W i r k e n am Ort des 
Reichstags selbst. Dabei wurden Quellen benutzt, die mitunter noch bei weitem 
mehr hergäben . E i n ausführliches Eingehen auf Einzelne hä t te aber den einmal 
gesteckten Rahmen gesprengt. Ich behalte es mir für andere Gelegenheiten vor. 

2. Reichstag und Reichshofrat 

V o n den vier Zen t ra lbehörden des alten Reiches hatten zwei ihren Sitz in der 
Kaiserstadt W i e n : der Reichshofrat unter dem Reichshofratspräs identen und die 
Reichskanzlei unter dem Reichsvizekanzler, beide eng miteinander verbunden. 
War doch beispielsweise der Reichsvizekanzler eo ipso ein Mitgl ied des Reichs-
hofratskollegiums. Bei Abwesenheit des Reichshofratspräsidenten stand ihm der 
Vorsi tz in diesem Gremium zu. Auch war der Reichsvizekanzler nicht nur Chef 

1 W. Fürnrohr, Kurbaierns Gesandte auf dem Immerwährenden Reichstag. Zur 
baierischen Außenpolitik 1663—1806,1971. 
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seiner eigenen Kanzle i , der Reichshofkanzlei, auch Reichskanzlei genannt, sondern 
ebenso Chef der Reichshofratskanzlei. Vielfach waren die Reichsvizekanzler oder 
ihre nächsten Mitarbeiter in der Reichskanzlei, die Reichsreferendare (früher 
Reichssekretäre genannt), vorher selbst Reichshof rate wie die Reichstagsgesandten 
Gra f Gottlieb von Windischgrä tz und Freiherr von Borie. Personelle Fluktua­
tion zeigt sich bei Betrachtung der Liste aller Reichshofräte besonders auch zwi­
schen dem Reichshofrat und dem Reichstag zu Regensburg (wie es sie auch zwi­
schen der Reichskanzlei und dem Reichstag gegeben hat, aber auch zwischen 
Reichstag und Reichskammergericht und auch zwischen dem Reichshofrat und 
dem Reichskammergericht). Ja, es gab bei den kaiserlichen Bediensteten und 
anscheinend auch bei einigen Kurfürs ten tümern eine eigene Laufbahn für Män­
ner, die bei den Zentralstellen des Reiches Verwendung finden sollten. So beruft 
sich ein Bewerber um eine Reichshofratsstelle darauf, daß er „von der Kaiserin 
M a r i a Theresia für die Reichsgeschäfte bestimmt gewesen sei, nach seiner akade­
mischen Ausbi ldung den ganzen ,Reichskurs' mitgemacht habe, das heißt beim 
Reichshofrat, beim Reichskammergericht und der Reichskammergerichtsvisitation, 
endlich bei der böhmischen und österreichischen Gesandtschaft am Reichstag in 
Regensburg praktiziert habe, sodann als Hofrat beim Hofgericht und bei der 
Regierung in M a i n z beschäftigt gewesen sei; bei allen diesen Verwendungen habe 
er Gelegenheit gehabt, die A u s ü b u n g der Landeshoheit durch die Reichsstände 
sowie deren Grundsä t ze übe r das Verhäl tn is zum Reichsoberhaupt, zu den Reichs­
gerichten und zum Reichstag kennenzulernen" 2 . 

Der Aufgabenbereich des Reichshofrates war gegenüber dem des Reichskam­
mergerichtes, das ausschließlich als Gerichtshof in erster und in höhere r Instanz 
entschied, vielseitiger. „Bereits die Staatslehrer des späten 18. Jahrhunderts un­
terscheiden zwischen dem Reichshofrat als Staatsrat des Kaisers, als dessen Regie-
rungs- und Verwaltungskolleg, als obersten Reichslehenhof und als Reichs­
gericht" 3 . So zog der Kaiser oftmals einzelne Reichshof rate zu Sitzungen seines 
Geheimen Rates hinzu, und Gschließer konnte feststellen, daß der Reichshofrat 
„zumindest im ersten Jahrhundert seines Bestandes (seit 1559) den größten Ein­
fluß auf die Reichspolitik der Kaiser" hatte. Waren doch bei den Reichsangele­
genheiten die Fragen der Pol i t ik mit denen des Rechtes meist eng verflochten. 
Darum verlangten die Kaiser des 16. und 17. Jahrhunderts auch, daß der Reichs­
hofrat stets an ihrem Aufenthaltsort tagen sollte, und auf Reichstagen wollten 
sie mindestens einige besonders erfahrene Reichshofräte bei sich haben 4 . „Mit 
der zunehmenden Ausgestaltung des Geheimen Rates, an dessen Stelle dann unter 
Leopold I. die Geheime Konferenz trat, sowie der Reichshof kanzlei verlor dann 
der Reichshofrat als beratendes Organ des Kaisers in Fragen des Reichsrechtes 
und der Reichspolitik seine Bedeutung" 5 . 

2 O. v. Gschließer, Der Reichshofrat (1942) 507; hier S .69L: „Die von Leopold I. 
bis Karl V I . zu beobachtende stärkere Besetzung der Herrenbank als der Gelehrten­
bank geht insbesondere darauf zurück, daß der Reichshofrat gerade damals immer 
mehr zu einer hohen Schule der jüngeren Adeligen für die kaiserliche Diplomatie und 
den höchsten Staatsdienst wurde und daß die Kaiser die Herrenbank als eine Art 
Personalreserve für alle möglichen politischen Missionen gerne recht stark besetzten." 

3 Gschließer, 14. 
4 Wie Anm. 3. 
5 Gschließer, 15. 
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Immer aber blieb der Reichshofrat eine Stätte der Begegnung von Adeligen 
und Rechtsgelehrten „aus dem Reiche" mit solchen aus den kaiserlichen Erb­
ländern , die sich hier mit den schwierigen staatsrechtlichen Verhäl tn issen der 
deutschen Territorien vertraut machten 6 . 

Unter den wichtigsten deutschen Gesandten auf dem Reichstag zu Regensburg, 
also unter den kaiserlichen Prinzipal- und Konkommissaren, der kurfürst l ichen 
Gesandten und den österreichischen Direktorialgesandten des Reichsfürstenrates, 
finden sich 35 Reichshof rate, darunter 12, die zwar zu Wirk l ichen Reichshof raten 
ernannt, aber aus irgendwelchen G r ü n d e n niemals eingeführt wurden in dieses 
Kol legium, und 23, die kürzere oder längere Zeit als Reichshof rate Dienst taten: 
Z w e i wurden später kaiserliche Prinzipalkommissare: Fürstbischof J. Ph . Lam-
berg, der früher schon die Sache des Kaisers als österreichischer Direktor des 
Reichsfürstenrates vertreten hatte, und Max imi l i an K a r l Fürst von Löwenstein-
Wertheim; acht wurden Konkommissare: Wolkenstein, Crane, Schütz von Pfeil­
statt, F . M . May , J. F . Seilern, Kirchner, Ph . H . Jodoci und Seydewitz; auße rdem 
einer „ In te r imskommissa r" : G . v. Windischgrä tz , der in Abwesenheit des kaiser­
lichen Prinzipalkommissars Fürstbischof Marquard von Eichstätt diesen auf dem 
Reichstag vertrat und dabei dem Konkommissar M a y eindeutig übergeordne t 
war. 

Achtzehn Reichshofräte kennen wi r als kurfürstl iche Gesandte, darunter sieben 
kurböhmische Gesandte: F . F . Kinsky , F . W . Sinzendorf, F . A . Harrach, J. J . 
Khevenhül ler , L . J. Neipperg, C . A . Seilern und J. J. Seilern, also wieder Ver­
treter des habsburgischen Kaisers, und elf Gesandte nicht-habsburgischer Kur ­
fürs tentümer: sechs vom Kurmainzer Reichsdirektorium: J. Chr . Jodoci, Heuwel , 
Hünefeld , P . W . A . Lyncker, I . A . Otten und J. K . F . Otten; zwei Pfälzer: Zeller 
von Ettmansdorf und Sickingen, und je einen Gesandten für Kurbaiern (Unertl), 
für Kurtr ier (Wetzel) und für Kurhannover (Behr). 

Schließlich begegnen wi r in der Liste der Reichshofräte acht österreichischen 
Gesandten im Direktor ium des Reichsfürstenrates am Reichstag, von denen oben 
bereits zwei e r w ä h n t wurden, wei l sie später noch höhere Aufgaben auf dem 
Reichstag über t ragen erhielten: J. Ph . Lamberg, dem späteren Prinzipalkommis­
sar, und Ph . H . Jodoci, dem späteren Konkommissar am Reichstag, der — anders 
als sein Vater — niemals im Reichshofrat Dienst getan, aber immerhin die Besol­
dung bezogen hat. 

Unter den anderen sechs österreichischen Direktorialgesandten des Reichsfür­
stenrates, die auch Reichshof rate waren, finden sich der spätere Reichshofrats-
präs ident E . F . Windischgrä tz und der schon aufgeführte Frhr. v. Borie. W ä h ­
rend diese beiden nach ihrer frühzeitigen Ernennung zum Reichshofrat auch wirk­
l ich mit zu Gericht saßen, wurden die übr igen vier (Speidel, Hocher, Strattmann 
und Starhemberg) niemals in dieses Kol legium eingeführt . Speidel, ein namhafter 
Rechtsgelehrter seiner Zeit , war bereits Gesandter in Regensburg, als er zum 
Reichshofrat ernannt wurde. E r verl ieß seinen Posten bis zu seinem Lebensende 
1670 nicht mehr. Die restigen drei wurden vor ihrer Verwendung auf dem Reichs­
tag zu Reichshofräten ernannt. Unter ihnen finden sich Hocher und Strattmann, 
beide zuerst in anderen Diensten stehend, beide gleichzeitig mit der Ernennung 
zum Reichshofrat herübergezogen in kaiserliche Dienste, zwei hervorragende 
Persönlichkeiten, die beide als österreichische Hofkanzler später m a ß g e b e n d e n 

6 Gschließer, 14. 
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Einf luß auf die kaiserliche Pol i t ik gewannen. Der dritte und letzte, K . S. Star­
hemberg, ein Neffe des gefeierten Verteidigers der Stadt W i e n gegen die T ü r k e n , 
wurde 1710 nur vorläufig ernannt. Seine endgül t ige Ernennung erübr igte sich 
offenbar angesichts seiner Verwendung im diplomatischen Dienst, wobei sein 
W i r k e n als österreichischer Direktor des Reichsfürstenrates seiner Miss ion als 
kaiserlicher Gesandter in England unmittelbar vorhergeht. 

F ü r die Beurteilung dieser Z u s a m m e n h ä n g e ist es von Bedeutung, daß 28 von 
den 35 Reichstagsgesandten, die w i r im Kol leg ium des Reichshofrats wiederfin­
den, zuerst ihre Ernennung zum Reichshofrat erhielten, bevor sie in einer der 
beschriebenen wichtigen Funktionen auf dem I m m e r w ä h r e n d e n Reichstag er­
scheinen 7 . Dre i (Heuwel, Speidel und Zeller von Ettmansdorf) wurden w ä h r e n d 
ihrer Tätigkeit als Reichstagsgesandte zu Reichshofräten ernannt, aber nur einer 
von ihnen hat diesen Dienst dann auch wi rk l i ch angetreten, und der, Heinr ich 
Heuwel , aus besonderem A n l a ß : als „Tros t" für seine persönl ichen Verluste bei 
der P lünderung der Pfalz durch die Franzosen 8 . Sein Gesuch sieht einer Ver­
zweiflungshandlung im Augenblick eines Schicksalschlages sehr ähnlich. Z w e i 
Reichshofräte kehrten nach ihrem W i r k e n als kaiserliche Konkommissare am 
Reichstag auf Wunsch des Kaisers wieder i n den Reichshofrat zurück. Gerade diese 
beiden aber, J. Crane und F . M . May , erwecken den Verdacht, daß der Kaiser 
sie auf dem politischen Forum des Reichstags lieber durch andere Persönl ichkei ten 
ersetzte, wei l sie im Reichshofrat zu W i e n weniger p rekä re politische Verantwor­
tung zu tragen hatten. Diese Vermutung ist nicht aus der Luft gegriffen: Crane 
w i r d uns von Zeitgenossen als recht mi t te lmäßig geschildert, obgleich er schon 
einer der Un te rhänd le r beim Westfäl ischen Frieden war, und M a y wurde wäh­
rend seines Wirkens in Regensburg — freilich i n schwierigster Zeit angesichts der 
Türkengefahr im Osten und der drohenden Haltung Frankreichs i m Westen! — 
gelegentlich scharf von W i e n her getadelt; nicht daß er etwas ve r säumt hä t te , 
er war eher übereifrig, wenn er eine Wiener Instruktion zum nachträglichen 
Entsetzen des Kaisers und seiner Geheimen Konferenz so auslegte, daß er den 
französischen Gesandten in Regensburg um Frankreichs Hi l fe für Kaiser und 
Reich gegen die T ü r k e n bat (1683). E i n hervorragender Reichsjurist m u ß t e eben 
noch nicht notwendig ein guter Reichspolitiker und Diplomat sein . . . 

Zwei Gesandte (Hünefeld und J. C . Jodoci, beide Kurmainz) wurden vor ihrer 
Entsendung auf den Reichstag zu Reichshofräten ernannt, haben ihre Tät igkei t 
als Reichshof rate aber erst von Regensburg aus angetreten. Jodoci wurde denn 
auch als Reichshofrat vom Kaiser häufig diplomatisch verwendet, und es dürfte 
auch kein Zufa l l sein, daß später sein Sohn nach seiner Ernennung zum Reichs­
hofrat niemals introduziert, sondern ebenfalls diplomatisch verwendet wurde, 
fast 20 Jahre lang als österreichischer Direktorialgesandter im Reichsfürstenrat 
und anschließend noch bis zu seinem Lebensende als Kaiserlicher Konkommissar 
auf dem Reichstag. Für den anderen Reichshofrat, der von Regensburg nach 

7 Der kaiserliche Konkommissar Joh. H . Schütz von Pfeilstatt, Kanzler des Bischofs 
von Eichstätt Marquard Schenk von Castell, der 1669 bis 1685 Prinzipalkommissar am 
Reichstag war, hat diesen seinen Herrn bereits auf dem Regensburger Reichstag 
1653/54 vertreten und wurde fünf Jahre später als Reichshofrat bestellt. Es war offen­
bar der Wunsch seines einstigen Herren, des Bischofs von Eichstätt, daß er am gleichen 
Tage wie dieser 1669 auf dem Reichstag zu Regensburg als Konkommissar eine ver­
antwortungsvolle Aufgabe übernahm. 

* Gschließer, 327. 
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W i e n gekommen war, für Hünefeld , war Wien nur eine Durchgangsstation. Er 
bat den Kaiser nach fünf Jahren um seine Entlassung, um eine Geheime Ratsstelle 
in Kursachsen annehmen zu können . 

Daneben ist noch festzustellen, daß zwei Vizepräs identen des Reichshofrats, 
i m 17. Jahrhundert Georg Ul r ich von Wolkenstein und i m 18. Jahrhundert von 
Seydewitz, vom Kaiser zu Konkommissaren am Reichstag ernannt wurden. Im 
letzteren Falle lag die Reichshofratsvizepräsidentenzeit des Ernannten schon et­
liche Jahre zurück; es ist in der Literatur die Vermutung ausgesprochen worden 9 , 
die Ernennung von Seydewitz zum Konkommissar am Reichstag sei als eine Art 
Abfindung dafür anzusehen, d a ß Kaiser Franz I. den Reichshofratsvizepräsiden-
ten seines Vorgängers aus dem Hause Wittelsbach nicht mehr in seinen Reichs­
hofrat ü b e r n o m m e n hatte. Dieser Erklärungsversuch w i rd der politischen Bedeu­
tung einer Ernennung zum Konkommissar am Reichstag i n einer Zeit schwerer 
latenter Spannungen zwischen Österre ich und Brandenburg-Preußen in keiner 
Weise gerecht (vgl. S. 129 f.). 

Der Sohn des einstigen „ In te r imskommissars" auf dem Reichstag G . v. Win ­
dischgrätz, Ernst Friedrich von Windischgrätz , der selbst kurzfristig das öster­
reichische Reichsfürs tenratsdirektor ium auf dem Reichstag zu Regensburg inne­
hatte, wurde später Reichshofratspräsident , was freilich nicht mit diesem seinem 
W i r k e n in Regensburg zusammenhängen dürfte, sondern mit seinen verwandt­
schaftlichen Beziehungen zur kaiserlichen Familie und natür l ich auch mit seinen 
Fähigkei ten. 

Bleibt noch die bemerkenswerte Feststellung, daß ein langjähriger Wor t führer 
Österreichs auf dem Reichstag in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, der 
Freiherr von Borie, zuerst Reichshof rat geworden war, einige Jahre später 
Reichsreferendar, wobei er gleichzeitig auch noch seinen Reichshofratsdienst wei­
ter versah, und dann österreichischer Direktor des Reichsfürstenrates in Regens­
burg von 1770 bis zu seinem Tode 1793. Das war ohne Zweife l nochmals ein 
Aufstieg. 

Oswald von Gschließer blickt am Ende seiner ü b e r s c h a u über alle Reichshof­
rä te von 1559 bis 1806 mit Stolz auf die stattliche Schar zu ihrer Zeit bedeuten­
der, ja hervorragender Persönlichkeiten zurück und nennt den Reichshofrat darum 
die „höchste Reichsversammlung". Hier hat ihn die Liebe zu seinem Gegenstand 
offenbar zur Über t re ibung verführt ; denn — das ergibt sich gerade auch aus den 
Ausführungen dieses Autors — Reichshofrat wie Reichskammergericht waren 
nicht die allerletzte Instanz: ..Kaiser und Reich" standen da rüber . Das Reich 
aber war ein Ständes taa t , und darum war die S tändeversammlung , der Reichstag, 
den obersten Reichsgerichten übergeordne t . 

G e w i ß , die Mitglieder des Reichshofrates waren vom Kaiser frei ernannte 
Räte , und insofern war der Reichshofrat wi rk l ich von allem Anfang an dem 
Einfluß der S tände entzogen. Anders beim Reichskammergericht, dem ständischen 
Gericht: es ist auf Verlangen der S tände eingerichtet worden, die Reichskreise 
und damit die Reichsstände hatten ein Präsenta t ionsrecht für die Reichskammer-
gerichtsassessoren, und dieser oberste Reichsgerichtshof erhielt seine Verfassung, 
die Reichskammergerichtsordnung, von den Ständen, zuletzt durch den Friedens­
kongreß zu Müns te r und Osnabrück und auf dem Reichstag zu Regensburg 1653/ 
1654 („Jüngster Reichsabschied"). 

9 Gschließer, 411. 
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Beim Westfälischen Frieden waren aber auch Vereinbarungen getroffen worden, 
die den Kaiser bei der Einrichtung des Reichshofrats binden sollten: daß die 
Reichskammergerichtsordnung auch für den Reichshofrat gelten sollte, daß auch 
der Reichshofrat mit evangelischen Rä ten zu besetzen sei und daß bei Streitig­
keiten zwischen protestantischen Parteien oder einer evangelischen und einer 
katholischen Partei dann ein par i tä t isch besetztes Richterkollegium zu entscheiden 
habe. Der Kaiser erließ zwar 1654 seine (bis 1806 gültige) eigene Reichshofrats-
ordnung, hielt sich dabei aber ziemlich streng an die Forderungen des Friedens­
vertrages, dessen Bestimmungen zum Te i l wört l ich i n die neue Ordnung über­
nommen wurden. Diese Ordnung — wohl wegen der Eigenmächtigkei t , mit der 
der Kaiser gehandelt hatte — von den S tänden zuerst mit Protest beantwortet, 
hat sich dann doch bewähr t , so daß die Kurfürs ten im 18. Jahrhundert i n Wahl­
kapitulationen den Kaisern das Versprechen abnahmen, bis zu weiteren Ver­
einbarungen nicht von dieser Reichshofratsordnung des Jahres 1654 abzuweichen. 

Hieraus ergibt sich nun doch eine E in f lußnahme der S tände auf den Reichs­
hofrat des Kaisers. Eine ganz unmißvers tändl iche Sprache aber spricht jener 
Reichsschluß von 1711, demzufolge zwar auch künft ig der Reichshof rat Reichs­
achtsprozesse eröffnen dürfte , „die spruchreifen Akten aber dann dem Reichstag 
vorzulegen hä t te , der dann das Ur te i l i m Namen des Kaisers fällen sollte" 1 0 . 
Auch war der Reichstag 1648 zus tändig erklär t worden für Schlichtung der Strei­
tigkeiten zwischen Reichskammergericht und Reichshof rat, was ihm freilich nicht 
gelungen ist, und für die Entscheidung von Zweifeln bei der Auslegung von Reichs­
konstitutionen und Reichsabschieden 1 1 . Daneben gab es in Religionssachen den 
Rekurs von den Reichsgerichten an den Reichstag. 

M i t h i n kann kein Zweife l da rübe r bestehen, welche Versammlung die „höchste 
Reichsversammlung" war. — E i n Bl ick auf die Besoldung mag dieses B i l d er­
gänzen: Der Reichshofratspräsident erhielt seit 1716 ein Jahresgehalt von 8000 f l . 
als ordentliche Besoldung, der Reichsvizekanzler ebenso wie der Reichshofrats-
vizepräsident nur 4000 f l . , einen Betrag, den auch die Reichshof rate von der 
Ritter- und Gelehrtenbank angewiesen erhielten, indes sich die Räte auf der 
Herrenbank mit 2600 f l . begnügen m u ß t e n 1 2 . 

N u n ist die Berechnung der tatsächlichen Einkünf te aber schon deshalb schwie­
rig, wei l gerade die Angehör igen der Reichshof kanzlei , an ihrer Spitze der Reichs* 
Vizekanzler, über dieses feste Gehalt hinaus noch sehr erhebliche, jedoch stark 
schwankende Einkünfte hatten: So erhielt der Reichsvizekanzler in jenen Jahren 1 3 

zu den genannten 4000 f l . noch 2000 f l . Kommissionsgelder sowie Subskriptions­
gebühren und Bibalien, also einen nach Rang und Stellung in der Reichskanzlei 
abgestuften Ante i l an den Taxen, die für die hinausgehenden Schriftstücke, be­
sonders Gnadenerlasse, Range rhöhungen etc. von den Empfängern bezahlt wer­
den muß ten , Beträge zwischen 6570 f l . (1711) und 39 448 f l . (1732). Daneben 
erhielten die Beamten der Reichshof kanzlei , wiederum der Reichsvizekanzler 
nicht ausgenommen, von verschiedenen Seiten Gnadengelder und Geschenke, die 
manchmal von Bestechungsgeldern (die es wenigstens bei einigen auch gab) kaum 

1 0 Gschließer, 26. 
1 1 Gschließer, 25 und 56. 
1 2 Gschließer, 83. 
1 3 Als Stichjahr ist nach L . Groß, Die Geschichte der dt. Reichshof kanzlei von 1559— 

1806 (1933 = Inventare des Wiener Haus-, Hof- u. Stadtarchivs, B d . V ) , 130 hier 1718 
gewählt. 
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mehr zu unterscheiden w a r e n 1 4 . A l s Kaiser Josef II. 1767/68 den Angehör igen 
der Reichshofkanzlei die Annahme aller Geschenke und Verehrungen verbot, 
wurde ihm vorgerechnet, daß dann angesichts des erforderlichen Auftretens und 
der Besoldung in den erbländischen Kanzleien der Reichsvizekanzler ein festes 
Gehalt von 40 000 f l . erhalten müsse , ein Reichsreferendar ein Gehalt von 8000 f l . 
Tatsächlich wurde an der 1720 letztmals festgelegten Besoldung bis zum Ende des 
alten Reiches nichts mehr geänder t , der Reichsvizekanzler und die Angehör igen 
seiner Kanzle i erhielten aber als Ersatz für die nunmehr gestrichenen zusätzlichen 
Einkünf te Gnadengelder vom Reichserzkanzler, dem Erzbischof von Mainz , und 
in geringerem M a ß e auch vom Kaiser. 

Demgegenüber hat der Prinzipalkommissar des Kaisers auf dem Reichstag 
Fürs t von Fürs tenberg ab 1735 ein Jahresgehalt von 26 000 f l . erhalten, der 
Prinzipalkommissar Alexander Ferdinand Fürst von T h u m und Taxis zwischen 
1756 und 1766 aber nur jährlich 22 500 f l . 1 5 . 

Offenbar verl ieß sich der Kaiser auf das große Vermögen und Einkommen des 
Reichsgeneralpostmeisters, der schon allein für seine Hofküche damals mit 57 200 
f l . jährl ich rechnete. W a r doch die Repräsenta t ion die Hauptaufgabe dieses kai­
serlichen Vertreters, jedenfalls seine augenfälligste Aufgabe. Die Stelle des kaiser­
lichen Prinzipalkommissars auf dem Reichstag galt ja als die vornehmste — nicht 
etwa die einflußreichste — diplomatische Verwendung im Dienste des Kaisers. 
Zudem war sie dadurch herausgehoben, daß die Reichsstände keinen kaiserlichen 
Prinzipalkommissar anerkennen wollten, der nicht selbst ein Reichsfürst war. 

So gab es also unbeschadet der Tatsache, daß jedes der obersten Gremien des 
alten Reiches seine spezifischen Aufgaben hatte, doch eine Rangfolge unter ihnen, 
die dem Reichstag eine übergeordne te Position e in räumte . Daraus folgt noch 
nicht, daß er auch politisch die wichtigste Institution gewesen w ä r e . A l s Organ 
der S tände hatte er hohe Bedeutung, mehr Bedeutung, als ihm die Geschichts­
schreibung des 19. und 20. Jahrhunderts zubilligen wollte, ü b e r die Pol i t ik des 
Kaisers aber entschied man in Wien , und wer auf sie den größten Einfluß hatte, 
das hing lange Zeit sehr von den führenden Persönlichkeiten ab, die seit Leopold I. 
vor allem in einer neugebildeten und später mehrfach umgebildeten geheimen 
Konferenz saßen. A u ß e r d e m entwickelte sich seit dieser Zeit die österreichische 
Hofkanzlei mehr und mehr als Konkurrenz zu Reichshofrat und Reichshof­
kanzlei . Dar in drückte sich das wachsende eigenstaatliche Bewußtse in der öster­
reichischen Länder aus, das Johann Friedrich (seit 1712) Gra f von Seilern, der 
vorher kaiserlicher Konkommissar auf dem I m m e r w ä h r e n d e n Reichstag war. 
als österreichischer Hofkanzler u m m ü n z t e in die we l t be rühmte „pragmat ische 
Sanktion". 

3. Kompetenzen des Reichstags und sein Geschäftsgang 

1. Reichstag alter Art: 

Reichsversammlungen gab es seit der Zeit Karls des G r o ß e n — immer wieder 
auch in Regensburg. Seit Beginn des 15. Jahrhunderts nahmen diese Versammlun-

1 4 Groß, 122 ff. 
1 5 Vgl . R. Freytag, Vom Sterben des Immerwährenden Reichstags, in: V O 84 (1934) 187. 

Er behauptet, Frobenius Fürst von Fürstenberg habe 1726 ein lahresgehalt von 50 000 fl 
erhalten. 
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gen im Reichstag konkrete Formen an. Damals entstanden die „Kur ien" : der 
Kurfürs tenra t (Collegium electorale) und im Gegenzug der Reichsfürstenrat (Col­
legium principum). Das dritte Kol leg ium, der Reichsstädterat (Collegium civi-
tatense), fand seine endgült ige Anerkennung erst 1648 im Westfäl ischen Frieden: 
V o n nun an m u ß t e n auch die Reichsstädte stets eingeladen werden zum Reichstag 
und hatten das volle Stimmrecht. 

Seit seinen Anfängen war der Reichstag eine Versammlung der „Reichsstände 
in Person", d. h . der Reichsfürsten. Gegen Ende des Mittelalters und in der frühen 
Neuzeit l ießen sich der Kaiser und mehr und mehr Fürs ten immer häufiger durch 
Bevollmächtigte vertreten. V o r allem wenn der Kaiser selbst nicht anwesend war, 
dann kamen auch die Fürs ten meist nicht in Person. 

Einberufen wurden die Reichstage vom Kaiser, und es ging dabei vorzugsweise 
um Frieden und Recht. Die Reichss tände hatten auch die Steuern zu bewilligen, 
die sie ihrerseits auf ihre Untertanen umlegten. Die Territorien leisteten dann 
gemäß einer 1521 festgesetzten Mat r ike l Zahlungen an „das Reich". Diese 
Steuern wurden Römermona t e genannt, wei l es ursprüngl ich um die Finanzierung 
eines Romzuges des Kaisers ging. 

Die Ergebnisse des Reichstags, an seinem Ende i n einem „Reichsabschied" zu­
sammengefaßt , wurden als Ver t räge zwischen dem Kaiser und der Gesamtheit 
der Reichsstände ausgefertigt. Der Kaiser fühlte sich aber nicht unbedingt an sie 
gebunden. Durch seine Unterschrift („Rat i f ika t ion") erhielten diese Beschlüsse 
ja erst Rechtskraft als Gesetze, die von „Kaiser und Reich", das Reich vertreten 
durch den Reichstag, beschlossen waren. So ratifizierte der Kaiser nicht alles 
Beschlossene und führte die ratifizierten Gesetze oft nicht im Sinne der Reichs­
s tände durch. D a r ü b e r gab es häufig Streit zwischen dem Kaiser und den Ständen, 
die um 1500 eine dauernde Mi tw i rkung an der Reichsregierung durch ein „Reichs­
regiment" erstrebten, w ä h r e n d der Kaiser dies zu verhindern suchte, was ihm 
auf die Dauer dann auch gelang. 

Der letzte Reichstag alter Ar t war der Reichstag von 1653/54. Sein Ergebnis 
galt bis zum Ende des alten Reiches (1806) als „der jüngste Reichsabschied". 

2. Der Immerwährende Reichstag als Reichstag neuer Art: 

Bei der Einberufung des Reichstags von 1663 war keine Rede davon, d a ß diese 
Versammlung zu einem dauernden Kontrollorgan für die Poli t ik des Kaisers 
werden solle. Der Reichstag entsprang einer Notlage: Kaiser Leopold T. brauchte 
Unters tü tzung gegen den drohenden türkischen Angriff . A l s die erbetene Hilfe 
auf sich warten ließ, kam der Kaiser selbst nach Regensburg (22. Dezember 1663) 
und hielt sich hier bis 18. M a i 1664 auf. In dieser Zeit erschienen auch zahlreiche 
Fürsten persönlich auf dem Reichstag. A l s Kaiser und Reichsstände in Person 
abreisten, blieben zur Abwick lung der restigen Geschäfte ihre Gesandten zurück. 

So war ohne Absicht der Reichstag neuer A r t entstanden als Versammlung 
weisungsgebundener Bevollmächtigter. Dieser Gesand tenkongreß wurde bald zur 
festen Einrichtung. W a r doch der Kaiser durch den Westfäl ischen Frieden in allen 
Angelegenheiten des Reiches an die Zustimmung des Reichstags gebunden. So 
wurde dieser Reichstag zum gesamtdeutschen Parlament. Seine Permanenz war 
kein Mangel und keine Selbstverständlichkeit , sondern für die deutsche Geschichte 
eine Errungenschaft. 
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Der ständige Vertreter des Kaisers, der kaiserliche Prinzipalkommissar, war 
stets ein Reichsfürst. E r legte dem Reichstag die Ant räge des Kaisers als kaiser­
liche Kommissionsdekrete vor, verhandelte aber nicht mit den drei getrennt tagen­
den Kur ien der sieben bis neun Kurfürs ten, der Reichsfürsten mit ihren insgesamt 
100 Stimmen und der (zuletzt 51) Reichsstädte. D a Stellvertretung auf dem 
Reichstag erlaubt war, auch zahlreiche Territorien nicht für sich allein, sondern 
zusammen mit anderen reichsunmittelbaren Territorien von einem Landesherrn 
regiert wurden, darum war die Zah l der Gesandten sehr viel geringer als die 
Z a h l der Stimmen. Manche Gesandten führten mehr als zehn Stimmen. Die 
Reichsstädte l ießen sich fast ausschließlich durch Regensburger Ratsherren oder 
Syndici vertreten, die als Abgesandte der Gastgeberstadt des Reichstags zugleich 
das reichsstädtische Direktorium innehatten. Das Direktorium des Reichsfürsten­
rates lag in den H ä n d e n von Österre ich und Salzburg, die sich im Vorsitz ab­
wechselten, und das Direktorium des Kurfürs tenrates und gleichzeitig des ge­
samten Reichstags hatte die Gesandtschaft von Kurmainz , wei l der Erzbischof 
von Mainz seit dem Mittelalter als Erzkanzler für Deutschland (Archicancellarius 
per Germaniam) galt. 

3. Seine Kompetenzen und seine Bedeutung: 

In dem lockeren Reichsverband des 17. und 18. Jahrhunderts war der Reichs­
tag zu Regensburg das stärkste Bindemittel für die zahlreichen kleinen Terri­
torien des Reiches und auch für die wenigen großen, die mindestens zeitweise 
schon Poli t ik von europäischem Format trieben. Unter den Reichsfürsten und 
ihren Ratgebern und diplomatischen Vertretern hielt er das Bewußtse in der 
Zusammengehör igke i t aufrecht, das im Volke nach wie vor in der Form eines 
al ter tümlichen Reichsbewußtseins lebte. Bei den Regensburger Verhandlungen 
ging es um das gemeinsame Schicksal aller. D e m Reichstag oblag die Gesetz­
gebung und die Auslegung der Gesetze, die Entscheidung über Kr ieg und Frieden 
und alles, was mit dem Heerwesen und mit der Kriegführung (Einquartierung, 
Festungen etc.) zusammenhing, sowie der Abschluß von Friedens- und Bündnis­
ver t rägen, auße rdem die Erhebung von Steuern und die gesamte innere Ordnung 
(das „Pol izeywesen") . Auch gegenüber Entscheidungen des Reichskammergerichts 
(und des Reichshofrats bei Religionssachen) konnte man sich im Rekurs an den 
Reichstag wenden. Dem Kaiser gegenüber verkörper te der Reichstag das ganze 
Reich. So wurden auch wie früher die Reichsabschiede, nunmehr die Reichsschlüsse 
als Ver t räge zwischen dem Kaiser und der Gesamtheit der Reichss tände ausge­
fertigt. 

Sieht man die Bevollmächtigten des geistlichen Reichsadels als Stellvertretung 
und damit in gewisser Weise als Repräsenta t ion der Geistlichkeit im Reiche an, 
die Bevollmächtigten der Reichsfürsten und der Reichsgrafen als Repräsen ta t ion 
des Adels und die Bevollmächtigten der Reichsstädte als Repräsen tan ten des 
städtischen Bürger tums, so erscheint der I m m e r w ä h r e n d e Reichstag als eine stän­
dische „Volksver t re tung" , obgleich die Reichsritterschaft weder Sitz noch Stimme 
hatte und die Lands täd te nicht auf dem Reichstag vertreten waren, um von der 
Masse der Bauern zu schweigen. Freilich war keiner dieser Repräsen tan ten demo­
kratisch gewähl t . A l s Gesandte vertraten sie weisungsgebunden eine Herrschaft, 
also die Regierenden, nicht die Regierten; denn im allgemeinen galt das Terr i ­
torialprinzip, eine Stimme wurde grundsätzl ich für ein reichsunmittelbares Gebiet 
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abgegeben. So kann man in jenem Reichstag auch eine Ar t „S taa tenhaus" sehen, 
e in föderatives Organ. Allerdings waren jene Reichsterritorien nicht souverän , 
ihre Staatlichkeit war bei den meisten noch nicht sehr ausgeprägt . 

A l s Mischform zwischen einer ständischen Volksvertretung in dem beschriebe­
nen eingeschränkten Sinne und einem „S taa tenhaus" , also einem Vertretungs­
organ von Territorien bzw. Ländern , wie wi r heute sagen w ü r d e n , verkörper t 
der I m m e r w ä h r e n d e Reichstag eine verfassungsgeschichtliche Frühform des Par­
lamentarismus mit teilweise noch mittelalterlichen Eigentümlichkei ten. E r war 
ein ebenso kompliziertes Gebilde wie das alte Reich selbst, von dem man gesagt 
hat, es sei in den Formen einer ä l teren Staatlichkeit erstarrt. 

4. Der Geschäftsgang auf dem Reichstag: 

Durch den Westfälischen Frieden war der Kaiser in allen Angelegenheiten des 
Reiches an die Zustimmung des Reichstags gebunden. Nach der kaiserlichen Pro­
position zu Beginn des Reichstags bzw. später den kaiserlichen Kommissions­
dekreten, die alle Ant räge des Kaisers an die Reichsstände enthielten, entschieden 
die Direktoren der einzelnen Kollegien, was jeweils auf die Tagesordnung kam. 
Verhandelt wurde getrennt in den drei Kur ien . Hie r entschied jeweils die Mehr­
heit. Fertige Beschlüsse, sog. Conclusa, der Kur i en m u ß t e n durch „Re- und Kor­
relation" aufeinander abgestimmt werden, und zwar zunächst die Conclusa der 
beiden höheren Kollegien, dann deren gemeinsames Conclusum mit dem der 
Reichsstädte. Insofern beruhte ein Conclusum T r i u m Collegiorum, ein sogenann­
tes Reichsgutachten, auf Einstimmigkeit der drei Kollegien. Es m u ß t e in jedem 
Falle zum Kaiser gesandt werden, durch dessen Unterschrift es als Reichsschluß 
Gesetzeskraft erhielt. 

V o n den Ständen fühlten sich ursprünglich nur die zur Durchführung der 
Beschlüsse verpflichtet, die selbst dafür gestimmt hatten. Das Mehrheitsprinzip 
setzte sich zwar Anfang des 16. Jahrhunderts im allgemeinen durch, nicht aber 
auf religiösem Gebiet; durch den Westfälischen Frieden wurde es in diesem Bereich 
abgeschafft: In Fragen der Religion traten alle drei Kollegien des Reichstags in 
zwei Kur ien auseinander, ein Corpus Evangelicorum und ein Corpus Catholi-
corum. Mehrheitsbeschlüsse waren dann verboten, nur gütliche Vereinbarung 
war erlaubt. 

Häufig mußten die Gesandten bei ihren Regierungen zurückfragen, wie sie sich 
verhalten sollten. Bei den damaligen Verkehrsverhäl tn issen bedeutete das lange 
Verzögerungen. Mitunter kam es auch zu absichtlicher Verschleppung der Ver­
handlungen durch diejenigen, die sich einen Vorte i l davon erwarten konnten, 
wenn es zu keinen allgemeinen Beschlüssen kam. 

Bei größeren Auseinandersetzungen bemüh te man sich um öffentliche Reso­
nanz, um Rechtfertigung der eigenen Absichten und Taten und Entlarvung bzw. 
Diffamierung des Gegners. So spielte sich zeitweise ein Propagandakrieg mit 
zahlreichen Flugschriften ab. Daneben gab es eine besondere Reichstagspresse. 
Auch war der Ort des Reichstags eine Kontaktstelle ersten Ranges im damaligen 
Europa. Nicht selten kam es hier zu zwischenstaatlichen Geheimverhandlungen. 
Auch wurde von einzelnen Gesandten in Kriegszeiten ein geheimer Nachrichten­
dienst aufgebaut, der organisierte Spionage mit bemerkenswertem Erfolg betrieb. 
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5. Der Sinn von Rang und Zeremoniell: 

Z u r Barockzeit gehört das Zeremoniell . Es ist Bestandteil des damaligen öffent­
lichen Lebens und es galt den Zeitgenossen unendlich vie l . Im Zeremoniell drückte 
sich der Rang der Personen aus, die an einem Geschehen teilhatten; ein höherer 
Rang brachte größere Ehren und Rechte ein, ausgedrückt in Etikette und Zere­
moniell. 

Es geht hier aber nicht nur um eine aus dem Stilempfinden der Epoche ver­
ständliche Schwäche jenes Parlamentes, vielmehr lag im Zeremoniell auf dem 
Reichstag der Versuch, die Stimmen der Reichsstände nicht lediglich zu zählen, 
sondern sie auch zu „wägen" . Die bedeutendsten Territorien bekleideten oft 
auch besondere Ehrenstellungen. Der Platz, den ihnen das Zeremoniell e in räumte , 
entsprach im allgemeinen ihrer politischen Macht und im besonderen ihrem Ein ­
fluß auf die Reichsversammlung. Verfügten doch die großen übe r eine mehr oder 
minder zahlreiche Klientel unter den mittleren und kleinen Reichss tänden. 

Der Vorsi tz in den einzelnen Kollegien, die Stellvertretung und die Plazierung 
sowie die Reihenfolge der Stimmabgabe im Reichstag waren nicht gleichgültig, 
sondern bedeuteten zugleich Einf luß, mit einem anderen Wort : Macht. So er­
scheinen langwierige Rangstreitigkeiten und dazugehörige Kompromisse sowie 
die ebenso zeitraubende wie penible Fixierung des Zeremoniells nicht nur als 
unvermeidliche Begleiterscheinungen eines barocken Gesandtenkongresses, sie er­
scheinen vielmehr als zei tgemäße politische Verfahren, innere Spannungen aus­
zubalancieren, um zu einer möglichst gerechten politischen Willensbi ldung im 
Reich zu kommen. 

Freilich waren die Vorzugsstellungen auf dem Reichstag im 17. Jahrhundert 
schon vergeben, und einmal erworbene Vorrechte wurden i m allgemeinen weiter­
tradiert, so die Vorrechte der geistlichen Territorialherren, insbesondere die von 
Kurmainz. Jeder „Emporkömml ing" muß te sich m ü h s a m eine Position schaffen, 
etwa Hannover nach der Erhebung seines Herzogs zum Kurfürs ten (1692) im 
Kurfürs tenra t oder im Reichsfürstenrat die „neufürstl ichen H ä u s e r " . Kursachsen 
hatte auf dem Reichstag das Direktorium des Corpus Evangelicorum auch dann 
noch inne, als sein Kurfürst zum Katholizismus überget re ten war, um die pol­
nische Königskrone zu erlangen! Dieser von der Geschichtsforschung längst er­
kannte Traditionalismus des Reichstags widersprach offenbar dem Pr inz ip , durch 
Zeremoniell politische Ungleichgewichte auszupendeln; denn wenn vom Zere­
moniell her Reichsstände bevorzugt wurden, deren Macht schon lange der Ver­
gangenheit angehör te , so ergaben sich eben hieraus wieder neue Konfl ikte mit 
den mächtigen Reichsständen der jeweiligen Gegenwart! 

D a sich die Gesandten der Reichsstände und der auswär t igen Mächte mit ihren 
Familien in Regensburg auf Dauer einzurichten hatten, gab es zahlreiche Gesand­
tenresidenzen, gegenseitige Besuche nach strengem Ritual und viele gesellige Ver­
anstaltungen, darunter glanzvolle Feste. V o r allem, wenn Kaiser, Könige oder 
andere Dynasten heirateten, wenn Prinzen zur Welt kamen oder ein großer Sieg 
erfochten worden war, dann wurden üppige Freudenfeste gefeiert. Die Repräsen­
tation kostete den Prinzipalkommissar und viele Gesandte bei weitem mehr, 
als sie von ihren Auftraggebern bezahlt bekamen. 
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6. Die Leistungen des Reichstags: 

Lange Zeit war in der Öffentlichkeit die Meinung verbreitet, der Immerwäh­
rende Reichstag habe nichts oder doch nichts Wesentliches geleistet. Die Forschun­
gen der letzten Jahrzehnte haben demgegenüber ergeben, daß der Reichstag 
durchaus wirksam war. 

E r hielt bei den deutschen Fürs ten und bei den gehobenen S tänden das Bewußt­
sein von der Reichseinheit aufrecht. Die innere Ordnung des Reiches hat er über­
wacht und gefördert , und er hat ein Zerbrechen des Reiches in eine Vie lzah l von 
Territorien bis zuletzt verhindert. W o es zu inneren Konfl ikten kam, hat er sie 
lokalisiert und gedämpft . 

Ständig bemüh te er sich um Steuergerechtigkeit unter den Territorien — eine 
Ar t „Finanzausgleich", wie w i r heute sagen w ü r d e n — und um Ordnung im 
zei tgemäßen M ü n z w i r r w a r r . In Krisenzeiten gab der Reichstag Direktiven für 
den Außenhande l , so daß man i n der Geschichtsforschung von einem „Reichs­
merkantilismus" gesprochen hat. 1731 regulierte er sehr nachhaltig das Hand­
werk durch ein Zunftgesetz. 

Eine Aufgabe von besonderer Bedeutung für den inneren Reichsfrieden war 
die Erhaltung des religiösen Friedens. Es war vor allem der Reichstag, der stär­
kere Störungen des religiösen Gleichgewichts hintanhalten konnte. 

Den äußeren Feinden des Reiches gegenüber hatte es der Reichstag besonders 
schwer. Obwoh l das Reich in seiner Spätzei t niemals einen Angriffskrieg führte, 
sondern sich immer nur verteidigte, waren niemals alle Reichsstände in der A b ­
wehr der Feinde einig. Gegen die aggressive Pol i t ik Frankreichs i m 17. und 
18. Jahrhundert konnte sich das Reich nur mangelhaft verteidigen: G r o ß e Stücke 
wurden im Westen mit Waffengewalt vom Reichskörper abgerissen. Ludwigs X I V . 
weitergehende Pläne , die auf einen Erwerb der Kaiserkrone und neuerlichen 
Landgewinn abzielten, sind an entschiedener Gegenwehr gescheitert, woran der 
Reichstag erheblichen Ante i l hatte. 

Anderen Staaten gegenüber hat sich der Reichstag nachdrückl icher durchzu­
setzen vermocht. A l s Schweden seine zum Reich gehörenden Territorien auf 
Kosten der Stadt Bremen gewaltsam ausdehnen wollte, machte der Reichstag 
diese Angriffe 1654 und vor allem 1666 durch rasches energisches Handeln zu­
nichte. Größ te Bedeutung hatte der Reichstag für die Verteidigung des Reiches 
und besonders des südöstlich vorgelagerten Österre ich gegenüber der Türke i . 
Nach ersten Vors tößen gegen Mitteleuropa im 15./16. Jahrhundert griffen die 
Osmanen 1663/64 erneut an. Wegen der notwendigen Hi l fe des Reiches an Trup­
pen, Verpflegung und Material und vor allem an Finanzmitteln wurde jener 
Reichstag vom Kaiser einberufen, der dann zum „ I m m e r w ä h r e n d e n Reichstag" 
wurde, wei l er bis zum Ende des Reiches 1806 nicht mehr auseinanderging. So wie 
der Kaiser in der Anfangsphase dieses Reichstags „Türkenhi l fe" erhielt, so wurde 
sie ihm vor allem bei dem schwersten Angri f f gewähr t , als die T ü r k e n 1683 Wien 
einschlössen und bes türmten , und auch später , als die kaiserlichen Heere im Gegen­
angriff über Ungarn hinaus weit nach Südos ten auf die Balkanhalbinsel vors t ießen. 

Aufs Ganze gesehen, war das Reich ein einzigartiger Stabilisierungsfaktor der 
europäischen Pol i t ik : niemals aggressiv, eher passiv, höchstens reaktiv. Neben 
Schweden, D ä n e m a r k und England, mit denen Reichsländer verbunden waren, 
unterhielten Frankreich und die Niederlande sowie (später) Ruß land s tändige Ge­
sandtschaften auf dem Reichstag zu Regensburg, offenbar wei l sie hier eine Schalt­
stelle der europäischen Poli t ik erkannten. 
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4. Die kaiserlichen Prinzipalkommissare auf dem Reichstag 

Schon gegen Ende des Mittelalters kam es gelegentlich vor, daß ein Kaiser nicht 
selbst auf einem Reichstag erschien, sondern sich dort von einem Vornehmen 
seines Vertrauens vertreten l ieß. Im Laufe der Neuzeit wurde dies mehr und mehr 
üblich, so daß die Anwesenheit des Kaisers schließlich die Ausnahme war, die 
Vertretung durch einen kaiserlichen Prinzipalkommissar aber die Regel. Dabei 
hatte der Prinzipalkommissar vor allem die W ü r d e des Kaisers zu repräsentie­
ren: „ein alter ego i n begrenztem Sinne. Als Repräsen tan t w i rd er auch in Quel­
len seit der Zeit Kar l s V . bezeichnet" 1 6 . 

Johann Jakob Moser ist i n seinem „Teutschen Staatsrecht" und dem Buch 
„Von den Teutschen Reichs-Taegen" (1774) nähe r auf die Prinzipalkommissare 
und ihre Stellung auf dem Reichstag eingegangen. Demnach war die Ernennung 
eines kaiserlichen Prinzipalkommissars alleinige Sache des Kaisers. Freil ich er­
kannten die S tände als Prinzipalkommissar nur einen Reichsfürsten an, der aber 
nicht unbedingt ein regierender Fürs t sein muß te und nicht notwendig die Reichs­
standschaft besitzen m u ß t e . Z w a r gäbe es keine Bestimmung übe r die Religion der 
Prinzipalkommissare, „doch hat der Kaiser alle Zeit der Römisch-Catholischen 
Religion zugetane Personen dazu genommen". Fünf Prinzipalkommissare waren 
Fürstbischöfe, zwei davon sogar Kard inä le . Des Prinzipalkommissars offizieller 
Titel lautete: Der Römisch-Keyserl ichen Majestät, unseres al lergändigsten Keysers 
und Herren, zu gegenwär t igem Reichstag gevollmächtigter , höchst ansehnlicher 
Prinzipal-Commissarius. 

Nach der einmal geschehenen Eröffnung des Reichstags und der Verlesung der 
kaiserlichen Proposition gab der kaiserliche Prinzipalkommissar alles, was der 
Kaiser dem Reichstag vorschlagen und mitteilen wollte, in kaiserlichen Kommis­
sionsdekreten weiter. Sobald die drei Curien ihre Schlüsse in der Re- und Correla-
tion miteinander verglichen und sich auf ein Conclusum trium Collegiorum ge­
einigt hatten, nahm er dieses „Reichsgutachten" an und übe r sand te es an den 
Kaiser nach Wien , damit es mit dessen Unterschrift als Reichsschluß Gesetzeskraft 
erhalte. Ob der Kaiser das Reichsgutachten unve rände r t oder — ein umstrittener 
Fal l — in ve ränder te r Fassung unterschrieben und damit zum Reichsschluß er­
hoben hatte, in jedem Falle war es wiederum Sache des Prinzipalkommissars in 
Regensburg, dem Reichstag die Entscheidung des Kaisers mitzuteilen. A n den 
Verhandlungen der Reichstagscurien selbst nahm er nicht teil. 

Die angeführten Funktionen konnte der Prinzipalkommissar weitgehend sei­
nem Konkommissar über la s sen ; nicht zu delegieren war hingegen all das, was mit 
der Repräsenta t ion des Kaisers zusammenhing: die feierlichen Visi ten und Emp­
fänge, die prachtvollen Auffahrten und Gottesdienste, die üpp igen Fes tmähler 
und Bälle und in spä te re r Zei t die Konzerte und Schauspiele. Der Aufwand, der 
von allen Seiten gewünsch t wurde, war gewaltig und überschri t t , je länger der 
Reichstag dauerte, umso mehr die reguläre Besoldung des Prinzipalkommissars 
von monatlich ca. 2000 f l . u m ein Vielfaches. V o n seinem Einzug bis zu seinen 
Trauerfeierlichkeiten war dem Prinzipalkommissar ein großart iges Zeremoniell 
vorbehalten. Er redete keinen Gesandten mit „Exzel lenz" an und erwiderte 
auf Antrittsbesuche nicht mit „Re-Visi ten". So nahm der kaiserliche Prinzipal-

1 6 K . S. Bader, Der Immerwährende Reichstag und die kaiserlichen Prinzipalkom­
missare, Vortrags-MS, Regensburg 28. 5. 1979, auch zum folgenden. 
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kommissar im Rahmen eines durch Herkommen genau bestimmten Zeremoniells 
unbestritten den obersten Rang ein; er stand an der Spitze des Reichstags und 
hatte so den vornehmsten Posten inne, den der Kaiser ( a u ß e r h a l b seiner Residenz) 
auf deutschem Boden zu vergeben hatte. 

A u f jenem Reichstag zu Regensburg, der später der I m m e r w ä h r e n d e genannt 
wurde, war der erste kaiserliche Prinzipalkommissar der Salzburger Fürstbischof 
Guidobald von Thun-Hohenstein. Geboren am 16. Dezember 1616 als Sohn des 
Grafen Johann Sigismund (1594—1646) und seiner ersten Gemahl in Barbara 
Gräf in Thun n , erhielt er mit knapp 17 Jahren (am 22. August 1633) eine Dom­
her rnpf ründe zu Salzburg, studierte in R o m am Col legium Germanicum Theo­
logie und reiste dann durch Italien, Spanien, Frankreich und England. 1644 wurde 
er Domdechant; ein Jahr später hatte er Priesterweihe und Pr imiz . Nach dem 
Tode von Erzbischof Paris von Lodron wurde er am 3. Februar 1654 im ersten 
Wahlgang zum Erzbischof von Salzburg g e w ä h l t 1 8 . Gu idoba ld gründete ein 
Kloster und baute am Salzburger D o m und an anderen Prachtbauten. E r erließ 
eine Waldordnung und schlichtete in seiner Famil ie einen Streit um Landbesitz 
durch Erb vergleich vom 19. September 1657. Kaiser Leopo ld I. bestät igte diese 
Lösung 1658 1 9 . Durch Katholisierungsversuche entstanden unter ihm und seinem 
Nachfolger Religionsunruhen im Erzbistum 2 0 . 

Politisch war Guidobald schon 1648 für das Erzbistum Salzburg bei der Tiroler 
Linie der Habsburger t ä t i g 2 1 . A l s sich nach dem Pyrenäenf r i eden Frankreich 1659 
in Deutschland einzumischen drohte zugunsten Schwedens, das von Kaiserlichen 
und Brandenburgern aus Pommern vertrieben worden war , regte Guidobald am 
Münchener H o f an, den l ähmenden Deputationszwiespalt durch Berufung des 
1654 nur vertagten Reichstags zu übe rwinden . Kurfürs t Ferdinand Mar i a von 
Baiern, zu dem er damals gute Beziehungen unterhielt, e rk l ä r t e am 13. Januar 
1660 seine Zustimmung. Gemeinsam empfahlen beide Fü r s t en dem Kaiser die 
Einberufung des Reichstags. Nach der Eroberung von G r o ß w a r d e i n durch die 
T ü r k e n erbot sich Guidobald in einem Schreiben v o m 30. M ä r z 1661 an Papst 
Alexander V I I . „zur Hi l fe gegen den Christenfeind 66 R ö m e r m o n a t e zu zah­
len" 2 2 . 

So ist es verständlich, daß Kaiser Leopold, als er seinerseits vor allem wegen 
der Türkengefahr den Reichstag ausschrieb, gerade Erzbischof Guidobald als 
seinen Prinzipalkommissar bestimmte 2 3 . Dieser war vor dem Kaiser anwesend, 
neben ihm und nach ihm bis zu seinem Tode am 1. Juni 1668. E r formierte auf 
dem Reichstag eine Fürs tenpar te i , die sich gegen die Vorrechte der Kurfürsten 
wandte. Die weltlichen Mitglieder des Fürs tenra tes meldeten sogar mit Hilfe 

1 7 Später noch verheiratet mit einer Gräfin Wolkenstein und einer Gräfin Ottingen. 
1 8 C. v. Wurzbach, Biograph. Lexikon des Kaiserthums Oesterreich, 60 Bde, (1856— 

1891). hier Bd. 45, 24 f. Von seinen Brüdern wird Wenzel Bischof von Gurk, Ernst 
ebenfalls Erzbischof von Salzburg. 

1 9 Siebmachers Wappenbuch, 4. Band, 1. Abteilung (Tiroler Adel) und 9. Abteilung 
(Böhmischer Adel) 117. 

2 0 Lexikon für Theologie und Kirche 9 (4937), Sp. 143. 
2 1 Repertorium der diplomatischen Vertreter aller Länder, Bd. I, 474; 137. 
2 2 Wie Anm. 18. 
2 3 Repertorium der dipl. Vertreter Bd. I, 137: 29.8. 1662 (hier falsches Todesdatum 

1669). 
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eines eigenen Entwurfes für eine Wahlkapitulation Ansprüche auf M i t w i r k u n g 
bei der Kaiserwahl an. Frankreich unters tütz te diese Partei, wo es um Einschrän­
kung kaiserlicher Gewalt ging, nicht aber gegen die Kurfürsten, mit deren Groß ­
teil es damals eng zusammenwirkte 2 4 . 

Nachdem Guidobald 1663 die W a h l eines Grafen Tör r ing zum Bischof von 
Regensburg erreicht hatte, bewirkte er — möglicherweise wieder im Zusammen­
wirken mit dem kurbaierischen Geheimratskanzler und Reichstagsgesandten Jo­
hann Georg Oex l — nach Törr ings T o d 1666 in Regensburg seine eigene W a h l 
zum Bischof 2 5 . Auch der Heilige Stuhl, dem er schon früher seine Bereitschaft 
erklär t hatte, die Rechte des Papsttums und der Kirche auf dem Reichstag zu 
verteidigen, stellte sich nicht dagegen. So kühl ten sich die einst guten Beziehun­
gen zwischen dem Kurfürs ten von Baiern und dem Erzbischof von Salzburg stark 
ab, und w ä h r e n d Baiern in diesen Jahren mehr und mehr im Fahrwasser der 
französischen Pol i t ik trieb, setzte sich Guidobald energisch für eine „reichische" 
Poli t ik ein. E r wollte die Hi l fe der Reichsstände 1667 für die von Frankreich 
angegriffenen Niederlande gewinnen und setzte sich entschieden für eine Ver­
teidigung des burgundischen Reichskreises ein, w ä h r e n d die Wiener Hofburg ins­
geheim im Einvers tändnis mit Frankreich w a r 2 6 . A m 1. Juni 1668 ist er in Salz­
burg gestorben — eine bedeutende Persönlichkeit unter den geistlichen Fürs ten 
des 17. Jahrhunderts. 

D a die Stelle eines kaiserlichen Prinzipalkommissars nicht sofort neu besetzt 
werden konnte, ernannte der Kaiser einen Prinzipalkommissar ad interim: David 
(IL) Ungnad Grafen und Herrn zu Weißenwolf, der seit 1662 als österreichischer 
„Pr inzipalgesandter" (s. Te i l II) zugleich Direktorialgesandter des Reichsfür­
stenrats war. Dies ist umso bemerkenswerter, als er zu jenen hohen Amts t r äge rn 
des Kaisers gehörte , die 1667 die Entschlußlosigkeit der Wiener Regierung deut­
lich kritisiert hat ten 2 7 . Weißenwol f scheint ein fähiger Organisator, ein kritischer 
politischer Kopf und ein M a n n von Charakter gewesen zu sein bis zu seinem 
Rückzug ins Privatleben 1669, bei dem man nicht ohne Grund vermutet, d a ß er 
mit dem Kabinettswechsel in W i e n im Zusammenhang steht (s. Te i l II). 

A l s der Fürstbischof von Eichstätt Marquard Schenk von Castell am 31. A u ­
gust 1669 kaiserlicher Prinzipalkommissar auf dem Reichstag wurde, war er 
bereits 64 Jahre alt und seit 33 Jahren Fürstbischof, und dennoch blieb er l ängere 
Zeit als die meisten anderen Inhaber dieser hohen W ü r d e auf seinem Posten: 
nämlich 15 Jahre lang. 

Aus einer freiherrlichen Familie stammend, war er am 9. August 1605 i n Lie­
benau bei Augsburg geboren worden und hatte in Ingolstadt und auf dem Ger-
manicum in R o m studiert. Frühzei t ig dem Eichstätter Domkapitel a n g e h ö r e n d , 
wurde er mit 31 Jahren i n schwerer Zeit 1636 zum Bischof gewähl t und stieg so 
für seine Person in den geistlichen Reichsfürstenstand auf. Seine Famil ie erhielt 
am l . M ä r z 1681 den reichs- und erbländischen Grafenstand als „Schenk, Grafen 

2 4 S. Riezler, Bayerische Geschichte 7 (1913) 82 f. 
2 5 Vgl . Riezler, 87 f. und Fürnrohr: Kurbaierns Gesandte (1971) 27. 
2 6 Riezler, 175. — Vgl . auch F. Meinecke, Der Regensburger Reichstag und der 

Devolutionskrieg, in: H Z N F 60 24. Bd. (1888) 201. 
2 7 Vg l . G . Mentz, Johann Philipp von Schönborn Kurfürst von Mainz, Bd. I (1896) 

134, A I ; s. u. Markgraf Hermann von Baden. 
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von Castell , Grafen zu Schelklingen und Berg" 2 8 . Marquard selbst war 1675 auch 
noch Dompropst in Mainz geworden. 

Nach S a x 2 9 hat er 1669 die Stelle des kaiserlichen Prinzipalkommissars „mit 
sichtlichem Widerwi l len gegen die zerfahrenen Reichstagsverhältnisse angenom­
men". Diese Bemerkung dürfte wohl eher den Autor des Buches und den Zeit­
geist, i n dem er lebte, kennzeichnen, als die Einstellung Bischof Marquards im 
17. Jahrhundert. Marquard setzte sich auf dem Reichstag für die katholische 
Religion ein, was Papst Innozenz X I . dankbar anerkannte. A u c h bemüh te sich 
der Prinzipalkommissar die Reichss tände für die Verteidigung in West und Ost 
zu gewinnen. Dabei zeigte sich seine klar ausgeprägte „reichische" Gesinnung, 
die ja nicht unbedingt gleichzusetzen ist mit kaiserlicher oder gar österreichischer 
Einstellung. A l s das Frankreich Ludwigs X I V . wie so viele andere auch ihn be­
stechen wollte, erlitt es eine Abfuhr. 

D a ß der Greis mit seinen nahezu 80 Lebensjahren zuletzt nicht mehr die volle 
Last seines Amtes tragen konnte, ist nicht weiter verwunderlich. Darum sandte 
die Wiener Hofburg, als es zu den schwierigen Verhandlungen um den „Regens­
burger Stillstand" von 1684 kam, einen ihrer fähigsten S taa t smänner , den Grafen 
Gottlieb von Windischgrätz (s. S. 115 ff.). Bischof Marquard ist wenige Monate 
später am 16. (oder 18.) Januar 1685 in Regensburg gestorben und wurde in 
seiner Bischofsstadt Eichstät t begraben. 

Wenige Wochen nach Bischof Marquards T o d wurde der Passauer Bischof 
Sebastian (seit 1637 bzw. 1655) Graf von Patting zum neuen Prinzipalkommissar 
des Kaisers auf dem Reichstag ernannt. Aus einem alten Rittergeschlecht stam­
m e n d 3 0 , 1628 geboren in Reitpollerbach als Sohn des Ortlieb Freiherrn von 
Pöt t ing und Persing (1575 bis 1640), Erzherzoglichem Oberst-Stallmeister, und 
der A n n a Jakoba Frei in von Paumgarten auf Er ing , wurde er 1647 Domherr 
und 1664 Dompropst zu Passau und ein Jahr später Bischof von Lavant, 1673 
Fürstbischof von Passau, auf Empfehlung des Kaisers vom Domkapitel gewähl t . 

Sicherlich erklär t sich dieses kaiserliche Wohlwol len im Zusammenhang mit 
der Tatsache, daß Sebastians Vetter, der ein Jahr ältere Franz Eusebius Graf von 
Pöt t ing, als böhmischer Vizekanzler und Geheimer Rat des Kaisers bei diesem in 
hohem Ansehen stand. E r w i r d als Vertrauter des Kaisers bezeichnet, und es 

2 8 Hohenlohe-Schillingsfürst: Der in Bayern immatrikulierte Adel Bd. III, 80. — 
K. F. v. Frank, Standeserhebungen u. Gnadenakte für d. Deutsche Reich u. d. österr. 
Erblande bis 1806 sowie kaiserl. österr. bis 1823 . . . , 5 Bde, Schloß Senftenegg/NÖ 
(1967 ff.) Bd. IV, 242. 

2 9 J. Sax, Die Bischöfe und Reichsfürsten von Eichstätt 745 bis 1806, Bd. II (1885) 
527—563, hier S.555; und ders.: Geschichte des Hochstifts und der Stadt Eichstätt, 
2. Aufl . von Jos. Bleicher 1927; besonders auch zum folgenden. 

3 0 Niederösterreichisches Geschlecht auf seinem gleichnamigen Stammschloß zu Mur­
stetten im Atzenbrugger Bezirk, das auch Waasen und Wagram erwarb und in der 
Folge in Böhmen, Mähren und Ungarn begütert war. Siebmachers Wappenbuch IV. Bd., 
4. Abteilung, l . T e i l (1909) 356 f. u. IV. Bd. 10. Abt., 104. — Vgl . L . H . Krick, 
212 Stammtafeln (1924) 293. — J. N . Buchinger, Geschichte des Fürstentums Passau 
aus archivalischen Quellen bearbeitet, 2 Bde., 1816 und 1824. — A . Erhard, Geschichte 
der Stadt Passau, 2 Bde., 1862. — Kneschke, Bd. V I I , 158 f. -— J.Seifert, Hochadelige 
Stammtafeln, Teil III, 1726. 
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existiert eine Sammlung der Privatbriefe Kaiser Leopolds an ihn 3 1 . Seine Hoch­
zeit mit Prinzessin Eleonore von Pfalz-Neuburg soll Leopold im Dezember 1676 
nicht nur deshalb in Passau gehalten haben, wei l es ziemlich in der Mitte zwischen 
Wien und Neuburg an der Donau lag, sondern auch wegen seiner besonderen 
Hinneigung zu Bischof P ö t t i n g 3 2 . A l s die T ü r k e n 1683 auf W i e n zogen, verlegte 
Leopold seine Residenz zuerst nach L i n z und dann nach Passau, wo er bei stren­
gen Bußübungen acht Wochen lang Hof hielt. Aus all dem spricht jedenfalls das 
Vertrauen des Kaisers zu diesem ihm nahestehenden Mann , so daß es nicht weiter 
Wunder nimmt, wenn Leopold gerade ihn als Nachfolger Marquards nach Regens­
burg entsandte. A m 29. M a i 1685 legitimierte er sich dort, trat aber bereits am 
21. M a i 1687 wieder von diesem Posten zurück. E r soll aus V e r d r u ß an den 
Schwierigkeiten, die er in seiner hohen W ü r d e auf dem Reichstag erleben mußte , 
in eine schwere Gemütsk rankhe i t verfallen sein, die ihn zur Resignation zwang 
und an deren Folgen er dann am 16. März 1689 verstorben s e i 3 3 . „Er war 
ein frommer, in seinen geistlichen Verrichtungen eifriger Herr , dabei aber ein 
großer Liebhaber der Alchymie. E r verlaborierte damit sehr viel Ge ld und hinter­
ließ kostbare alchymistische Schriften und Apparate, welche alle sein Nachfolger, 
Johann Phil ipp Graf von Lamberg, als unbekannte und gefährliche Dinge ver­
nichten l ieß." 

Wiederum dauerte es ein Jahr, bis nach dem Weggang Bischof Pött ings von 
Regensburg zurück nach Passau ein neuer kaiserlicher Prinzipalkommissar auf 
dem Reichstag erscheint. Dies mag überraschen, wei l es sich um eine schwierige 
Zeit handelte: die kaiserlichen Heere kämpf ten im Gegens toß gegen den türki­
schen Angriff in Ungarn und drangen tief auf die Balkanhalbinsel vor, w ä h r e n d 
sich gegenüber Frankreich die Situation erneut zuspitzte, bis L u d w i g X I V . den 
soeben erst geschlossenen Waffenstillstand brach und aufs neue im Westen des 
Reiches einfiel. A u c h hatte sich die Lage innerhalb des Reiches grundlegend ge­
änder t seit die Reunionen (1679—1681) vielen Reichss tänden die Illusion raub­
ten, der König der Franzosen sei ihr selbstloser Helfer gegen kaiserliche Über­
griffe. Frankreich konnte nicht mehr als Verteidiger des Westfäl ischen Friedens 
gelten, w ä h r e n d der habsburgischen Kaisermacht als Verteidiger gegenüber den 
T ü r k e n , dem „Erbfeind christlichen Namens", wie die Zeitgenossen sich aus­
drückten, hohes Ansehen und reale Macht zugewachsen war. Dementsprechend 
standen die meisten Reichsstände nun auf Seiten des Kaisers, w ä h r e n d sich wenige 
Jahre vorher noch fünf Kurfürsten gegen ihn gestellt hatten. Der Reichstag war 
für die kaiserliche Poli t ik nicht mehr nur deshalb ein wichtiges Forum, wei l man 
dort französischen Akt iv i tä ten entgegenarbeiten m u ß t e , sondern deshalb, wei l es 
galt, die Kraftquellen des Reiches gegen die T ü r k e n zu mobilisieren, sie mithin 
auf selten habsburgischer Interessen im Südosten — aber nicht nur dort — ein­
zusetzen, wodurch sie automatisch dem französischen Zugriff entzogen waren, 
ja mit einigem Geschick sogar gegen Frankreich verwendet werden konnten . . . 

W i r haben bereits bei den letzten Lebensjahren des Prinzipalkommissars Mar­
quard von Eichstät t darauf hingewiesen, daß in dieser kritischen Zeit W i e n einen 

3 1 Pribram, u. Landwehr von Pragenau (Hrsg.): Privatbriefe Kaiser Leopolds I. an 
den Grafen F. E . Pötting 1662—1673, Fontes rerum Austr. L V I , 48. 

3 2 Erhard, 257. 
3 3 Erhard, 265, auch zum folgenden. 
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seiner fähigsten Diplomaten und S taa t smänner nach Regensburg sandte, den 
Grafen Gottlieb von Windischgrä tz . Dieser blieb hier übe r die Amtszeit des 
Bischofs von Pött ing hinaus, bis der nächste Prinzipalkommissar, Markgraf Her­
mann von Baden, in Regensburg eingetroffen war. Die Interessen des Kaiser­
hofes lagen hier also in besten H ä n d e n . 

M i t Hermann von Baden trat nun auf dem Reichstag ein Prinzipalkommissar 
gänzlich anderen Zuschnitts als seine Vorgänger auf. E r war kein geistlicher 
Fürst , sondern ein weltlicher. E i n i n vielen Feldzügen bewähr t e r General, der 
zuletzt als kaiserlicher Hofkr iegsra tspräs ident zu den einflußreichsten Ratgebern 
der Wiener Hofburg gehörte . 

Geboren am 10. Oktober 1628 in Baden als Sohn des katholischen Markgrafen 
Wi lhe lm von Baden-Baden (1593—1677) und der Katharina Ursula, geborener 
Gräfin von Hohenzollern-Hechingen (gestorben 1648), war er mit dem schwedi­
schen Königshause der Wasa verwandt. Seit 1653 Domherr zu Köln und Pader­
born, Salzburg und Augsburg, legte er diese W ü r d e nicht — wie Kle inschmid t 3 4 

meinte — 1661 nieder, um für eine W a h l zum König von Polen zur Verfügung 
zu stehen. Gleichwohl trat er in Kriegsdienste. In jenen ersten 60er Jahren des 
Jahrhunderts betät igte er sich als „Mit t ler zwischen den Höfen von Berl in , W i e n 
und M a d r i d bei ihren merkwürd igen , mit Recht der Vergangenheit entrissenen 
gemeindeutschen Kolonia l - und F lo t t enp länen von 1660, für die sich der Große 
Kurfürst als Reichsadmiral zur Verfügung stellen wollte" 3 5 . Zusammen mit dem 
spanischen Mönch und Geheimagenten Roxas y Spinola verhandelte er im Früh­
jahr und im Herbst 1663 am Hofe des Kurfürs ten von Mainz . Frankreich schöpfte 
Verdacht, daß es um mehr als u m Handelsangelegenheiten gehen könn te . U n d 
in der Tat kam es 1664 zu einer geheimen Übere inkunf t zwischen Spanien und 
Kurmainz über die Garantie des burgundischen Reichskreises 3 6 . Bereits 1663 
führte Hermann die Truppen des burgundischen Reichskreises gegen die T ü r k e n 
und war mit ihnen unter Montecuccoli am Sieg bei St. Gotthard an der Raab 
beteiligt. Z w e i Jahre später übe r t rug ihm der Kaiser das Kommando übe r die 
Hilfstruppen für die spanischen Niederlande gegen Frankreich. Hier bewies der 
Markgraf großes Geschick. 1667 wollte er den erneuten Kriegsausbruch verhin­
dern und verhandelte für den Gouverneur der spanischen Niederlande Marquis 
von Castel Rodrigo mit dem G r o ß e n Kurfürs ten in Berl in . Gegen Subsidien und 
Sicherstellung gegenüber Schweden glaubte er Brandenburg für ein Bündnis mit 
Spanien gegen Frankreich und zur Stellung eines Truppenkotingents von 15 000 
Mann gewonnen zu haben, als der Kurfürst sich plötzlich anders entschloß und 
im Dezember dieses Jahres auf die Seite Frankreichs trat. Anläßl ich des Kölner 
Friedenskongresses, auf dem Hermann die spanischen Niederlande vertrat, kam 
es im Juli dieses Jahres zu einer gewissen A n n ä h e r u n g zwischen Kurmainz und 
dem Kaiser. Markgraf Hermann und andere kaiserliche Diplomaten wie Lisola 
und auch Weißenwolf (s. S. 88 u. Te i l II) beklagten sich über den Mangel an klaren 
Instruktionen und Vollmachten von seiten der Wiener H o f b u r g 3 7 . U n d in der 
Tat bezeichnen jene Jahre um 1670 einen Tiefpunkt der Wiener Poli t ik, die sich 

3 4 In A D B 12, 120—122. — Dagegen: Lorenz, Ein Jahrhundert oberrheinisch-öster­
reichischer Geschichte, in: Gesamtdeutsche Vergangenheit, Festschrift für Heinrich 
Ritter von Srbik (1938) 111 f. u. Braubach, Kurköln (1949) 61. 

3 5 Lorenz wie Anm. 34. 
3 6 G . Mentz, Johann Philipp von Schönborn, Bd. I, 111, A 3. 
3 7 Haus-, Hof-und Staatsarchiv Wien, Friedensakten 107 I. Kriegsakten 193. 
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schließlich insgeheim mit Frankreich verbünde te , gegen das sie nach außen hin 
das Reich zu verteidigen vorgab. Markgraf Hermann war zwar „ebenso gewandt 
als Diplomat wie tapfer als Krieger" 3 8 , zu solcher Doppelzüngigkei t aber weder 
fähig noch gewillt. E r trat, wo immer er konnte, diplomatisch für eine Verteidi­
gung des Reiches in Ost und West, auch des exponierten burgundischen Reichs­
kreises, und der ve rbünde ten spanischen Niederlande ein und war jederzeit bereit, 
als Offizier dafür ins Feld zu ziehen. 1673 kämpfte er als Generalfeldzeugmeister 
und Befehlshaber der Art i l ler ie unter dem Oberbefehl Montecuccolis am Rhein 
gegen die Franzosen. Z u Beginn des Jahres 1674 finden wi r ihn als üppigen Gast­
geber für „Franzosen, Schweden und Engländer . . . auch zahlreiche Damen" 3 9 

auf jenem Fr iedenskongreß in Köln , auf dem — w ä h r e n d des Karnevals — der 
einflußreiche Par te igänger Ludwigs X I V . im Kölner Domkapitel Graf W i l h e l m 
Egon von Fürs tenberg von kaiserlichen Soldaten gefangen und abtransportiert 
wurde. A l s die Feindseligkeiten wieder beginnen, behauptet sich Markgraf Her­
mann mit dem Kaiserlichen Generalfeldmarschall Bournonville bei Holzkirchen 
gegen die Franzosen. A n der Jahreswende bei Mühlhausen und bei T ü r k h e i m 
besiegt, m u ß t e er über den Rhein zurück. Bei der Verteidigung des Breisgaus 
konnte er das ü b e r s e t z e n der Franzosen über den Rhein nicht verhindern, hielt 
sie aber i n Schach. 1676 kämpfte er unter K a r l V . von Lothringen weiter am 
Rhein und konnte schließlich Philippsburg zur Übergabe zwingen. M i t wech­
selndem Glück kämpf te er auch in den folgenden Jahren gegen die Franzosen, 
zeitweise als Festungskommandant von S t raßburg , bis der Friede von Nymwegen 
geschlossen wurde. 

N u n war Markgraf Hermann als kaiserlicher Diplomat auf Reisen, u . a . 1680 
in Berl in . Z w e i Jahre später wurde er am 28. Februar 1681 nach dem Tode M o n ­
tecuccolis kaiserlicher Hofkr iegsratspräsident in W i e n und Gouverneur von Raab 
an der türkischen Grenze. D a ß er auch dann noch eine scharf antifranzösische 
Pol i t ik vertrat, als die T ü r k e n zum erneuten Ansturm auf W i e n rüsteten, hat ihn 
immer wieder in Konfl ikte mit seiner Umgebung gestürzt und „verdunke l te 
dauernd seinen gemessenen Ante i l an dem mit dem herrlichen Kahlenbergsiege 
des Lothringers anbrechenden österreichischen Heldenzeitalter" 4 0 . Hermann war 
1683 kaiserlicher Feldmarschall, Präsident des Hofkriegsrats und als geheimer 
Konferenzrat einer der leitenden Minister des Kaisers. Gegen seinen Rat waren 
i n W i e n keine Vorbereitungen zur Verteidigung der Stadt getroffen worden. 
Hermann w ä r e am liebsten w ä h r e n d der türkischen Belagerung in der Stadt 
geblieben. Als er sie auf Befehl des Kaisers verlassen m u ß t e , nahm er am Kriegs­
rat Johann Sobieskis vor dem Entsatzangriff teil und führte selbst einen T e i l 
der Truppen tinter dem Herzog von Lothringen w ä h r e n d der Schlacht am K a h ­
lenberg. 1684 brach er die aussichtslose Belagerung Ofens ab. Den Friedens­
ant rägen der Pforte, die sich ab 1685 um eine Beendigung der Kriegshandlungen 
bemüh te , arbeitete er entgegen. In eben jenen Jahren nimmt auch Prinz Eugen 
von Savoyen nach seiner Flucht aus Paris die Vermitt lung seiner badischen Ver­
wandten Hermann und L u d w i g Wi lhe lm beim Eintritt i n den Kriegsdienst des 
Kaisers in Anspruch. Hermann führte ihn schrittweise in die komplizierten Ver­
häl tnisse der kaiserlichen Armee und des römisch-deutschen Reiches e i n 4 1 . A l s 

3 8 A D B 12,121. 
8 9 Braubach, 67. 
4 0 Lorenz, I I I . 
4 1 Lorenz, 113. 
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Hermann 1687 von dem kaiserlichen General Caraffa verdächtigt w i rd , er stehe 
im Einvers tändnis mit Tököly und jenen Ungarn, die der Herrschaft der Habs­
burger in Ungarn widerstrebten, beschwerte sich dagegen sein Neffe Ludwig 
W i l h e l m von Baden, der „Türken lou i s " , beim Kaiser. Daraufhin wurde das 
Blutgericht von Esperies im November dieses Jahres vom Kaiser aufgehoben. 
A m 9. Dezember nahm Hermann dann als Gouverneur von Raab an der Krönung 
des Erzherzogs Joseph zum Erbkönig von Ungarn in P reßburg teil. 

Das Jahr 1688 brachte den letzten bedeutenden Wandel i m Leben des Mark­
grafen Hermann von Baden. Immer noch gehör te er dem Domkapitel von Köln 
an. A l s es hier zu jener denkwürd igen Erzbischofwahl kam, bei der der Güns t l ing 
Ludwigs X I V . , Wi lhe lm Egon von Fürs tenberg , gewähl t werden sollte, war Mark­
graf Hermann, der schon gegen die W a h l Fürs tenbergs zum Koadjutor protestiert 
hatte, als einziger der Domherren nicht anwesend. E r hatte seine Stimme ver­
siegelt dem Grafen Königsegg übe r sand t und dazu sein Mandat. Fürs tenbergs 
Freunde wollten ihn von der W a h l ausschließen, wei l er sich außerha lb der K i r ­
chenprovinz aufhielt und Kriegsdienste leistete. Seine Stimme wurde aber als 
gültig anerkannt. Es ist bekannt, d a ß Fürs tenberg zwar mit Mehrheit gewähl t 
wurde, d a ß aber Kaiser und Papst diese W a h l nicht anerkannten, so daß schließ­
lich sein Gegenkandidat Herzog Joseph Clemens von Baiern als Erzbischof ein­
gesetzt w u r d e 4 2 . W i r wissen, wie schwer sich der Sonnenkönig durch diese Nieder­
lage getroffen fühlte. Durch sie, den neuen Geist der Selbständigkeit auf dem 
Reichstag zu Regensburg und die mil i tär ischen Erfolge des Kaisers gegen die 
T ü r k e n wurde er gleichermaßen dazu bewogen, die Feindseligkeiten wiederauf­
zunehmen. In dieser Situation schickte Leopold seinen Hofkr iegsra tspräs identen 
nach Regensburg auf den Reichstag als kaiserlichen Prinzipalkommissar (5. Juni 
1688, legitimiert 20. Juli 1688). M a g Hermann „ein giftig M a u l " gehabt haben, 
und zuweilen eigensinnig und unver t rägl ich gewesen sein; mag manches dafür 
sprechen, daß sich der Kaiser durch diese Verwendung Hermanns einigen Ärger 
innerhalb seiner Genera l i tä t vom Hals laden wollte; ob seine Ernennung zum 
kaiserlichen Prinzipalkommissar auf dem Reichstag eine „Kal ts te l lung" bedeu­
tete 4 3 , das ist doch sehr zweifelhaft. Lorenz sieht darin ein Zeichen fortdauernder 
persönlicher H u l d des Kaisers für diesen M a n n , angesichts der ehrenvollsten 
Verwendung, die der Kaiser im damaligen Deutschland zu vergeben hatte. U n d 
Kleinschmidt deutet auf die politische Funktion hin, die Hermann nun ü b e r n a h m , 
wenn er als M o t i v des Kaisers angibt die „Hoffnung auf Ausnü tzung seines 
großen Einflusses bei den Reichsständen, da ein Bruch mit Frankreich vor der 
T i r e zu stehen schien" 4 4 . Nach drei jähigem Wi rken auf dem Reichstag ist Her­
mann von Baden am 2. Oktober 1691 unve rmäh l t i n Regensburg gestorben, wo 
er auch bestattet liegt. 

Mit dem noch 1691 ernannten Prinzipalkommissar Ferdinand August Leopold 
Firsten von Lobkowitz, Herzog zu Sagan, gefürstetem Grafen zu Sternstein, 
und Her rn zu Culmnitz und Raudnitz an der Elbe erscheint am 3./13. Februar 
1632 eine Persönlichkeit auf dem Reichstag, wie man sie bisher nicht gewohnt 
Wer: ke in geistlicher Fürst wie die drei Bischöfe, die den Kaiser i n den ersten 

2 Braubach, 82. 
3 Braubach, 101. 
4 In A D B 12, 122. 
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25 Jahren seit Zusammentritt des Reichstags als Repräsentanten vertreten hatten, 
auch nicht ein Reichsfürst und General wie Markgraf Hermann von Baden, son­
dern ein M a n n aus dem böhmischen Hochadel, erst 36 Jahre alt. 

Die Familie Lobkowi tz findet man i n Böhmen erst am Beginn des 15. Jahr­
hunderts. Ferdinand August Leopold war der älteste Sohn des Fürs ten Wenzel 
Franz Eusebius von Lobkowi tz (1609—1677), jenes leitenden Ministers Kaiser 
Leopolds von 1669 bis zu seinem Sturz 1674, aus seiner zweiten Ehe mit Auguste 
Sophie (gestorben 1682) Pfalzgräfin von Sulzbach, „welche als Protestantin nie­
mals am Wiener Hofe erschien" 4 5 . Geboren am 27. August /7 . September 1655, 
studierte Ferdinand August auf der Hohen Schule in Siena. D a er seinem Vater 
an Selbs tbewußtsein und Unabhängigkei t ss inn sehr ähnlich war, geriet er bald 
mit ihm in Konf l ik t . Die kaiserliche Ungnade, die den Vater getroffen hatte, 
blieb dem Sohn erspart. Nach dem Tode des Vaters erster Besitzer des vom Vater 
gegründeten Fideicommisses, schwur Ferdinand August 1677 als reichster Edel­
mann der Erblande dem Kaiser die Treue. E r residierte in Neustadt an der Wald-
naab. „Da er den Kurfürs ten von Baiern nicht als Oberherrn anerkennen wollte, 
nahm ihm dieser das in der Oberpfalz gelegene Gut Schönsee. Z u r Fortsetzung 
des Krieges am Rhein spendete er i m Jahre 1676 einen Betrag von 190 000 f l . " 4 6 . 

Im Oktober 1679 erschien er erstmals in diplomatischer Miss ion als außer­
ordentlicher Gesandter für den Kaiser in München 4 7 . Damals stand die Heirat 
der baierischen Kurprinzessin mit dem Dauphin vor der Tü r , und am französi­
schen Hofe hatte man auch bereits eine passende Gatt in für den minder jähr igen 
Kurpr inzen M a x Emanuel bereit, der unter der Vormundschaft seines Onkels 
Herzog M a x Phi l l ip von Leuchtenberg stand. Kurfürst Ferdinand M a r i a hatte 
sich eng dem Hofe von Versailles angeschlossen, so daß beim Eintreffen von 
Lobkowi tz in München dort he rkömml ich der französische Gesandte das große 
Wort führte . 

N u n zog der erst v ierundzwanzigjähr ige außerordent l iche Gesandte des Kaisers 
mit 31 Begleitern in München ein und blendete alles durch sein glanzvolles Auf­
treten. D a der Administrator für seine Person eher dem Kaiser zuneigte als dem 
König von Frankreich und da dieser soeben zu besonders harten Schlägen gegen­
über dem Reiche ausholte, gelang es Lobkowitz , Bewegung in die festgefahrenen 
Fronten zu bringen. Angesichts der Tatsache, daß Frankreich die zehn elsässischen 
Reichsstädte zur Huldigung nöt igte — Lobkowitz sah sogar die Gefahr für 
S t raßburg voraus — konnte Lobkowi tz den Administrator und damit Kurbaiern 
für die längst projektierte neue Wehrverfassung des Reiches gewinnen, die als 
punctum securitatis publicae auf dem Reichstag lange Jahre hindurch nicht übe r 
unverbindliche Verhandlungen hinaus gediehen war. Die Sorge, daß der Kaiser 
allein, womögl ich gegen die Fürs ten , Vorte i l ziehen k ö n n e aus der neuen Wehr­
verfassung, wurde dadurch ü b e r w u n d e n , daß das Heer auf die Reichskreise ver­
teilt wurde. 

Der Gesandte des Kaisers betonte in München , was jahrzehntelang nicht mehr 
vorgekommen war, die Verwandtschaft der Wittelsbacher mit dem Kaiserhause 

4 5 A D B 19, 52. — Wurzbach 15, 320 f. — Siebmachers Wappenbuch, IV. Bd., 9. Abt. 
(Böhmischer Adel) 195 f. — J. Seifert, Ahnentafeln, II. Teil, 38: Lobkowitz II. 

46 Wurzbach wie Anm. 45. 
4 7 M . Strich, Das Kurhaus Bayern im Zeitalter Ludwigs X I V . und die europäischen 

Mächte, Bd. II (1933) 147 f. 
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und projektierte zusammen mit den kaiserlich gesinnten kurbaierischen Räten , 
mit denen er sich regelmäßig besprach, ein Zusammentreffen des Kaisers mit dem 
jungen Kurfürsten M a x Emmanuel, das 1681 dann wi rk l i ch stattfand. A l l e in 
die Aussicht auf solch eine Begegnung m u ß t e dem Kurprinzen in seinem Stolze 
schmeicheln. „Hinre ißend war dieser böhmische Magnat, wenn er gefallen wollte. 
Im Kreise des Kurpr inzen der l iebenswürdigste Gesellschafter; dabei ein Meister 
i n allen ritterlichen Übungen" 4 8 . Gegnerischen Diplomaten gegenüber trat er 
freilich hochfahrend auf und setzte sich übe r Konventionen hinweg. E r führte 
scharfe Reden und schreckte auch vor Handgreiflichkeiten nicht zurück. A u f den 
jugendlichen Kurpr inzen machte auch das noch einen anziehenden Eindruck. 

Lobkowi tz , der längst an den Kaiserhof zurückgereist war, kam Ende des Jah­
res 1681 erneut nach München , diesmal um Kurbaiern zu veranlassen, daß es mehr 
Truppen stelle. Wieder standen seine Wünsche denen Frankreichs k r a ß gegenüber , 
und nun regierte in Baiern nicht mehr der Administrator, sondern der jugendliche 
M a x Emanuel selber. Lobkowitz aber erreichte bis zu seiner Abreise i m A p r i l 
1682 sein Z i e l . Der Kurfürst war bereit, 10 000 M a n n aufzubringen und unter 
gewissen Bedingungen dem Haager Garantievertrag beizutreten 4 9 . E i n über eine 
Defensivallianz hinausgehendes engeres Bündnis zwischen Habsburg und Kur ­
baiern konnte er allerdings nicht b e w i r k e n 5 0 . Ferdinand August war viermal 
verheiratet, in erster Ehe mit Claudia Francisca Prinzessin von Nassau-Hadamar 
(gestorben 6. März 1680), und in zweiter Ehe mit Mar i a A n n a Wilhe lmina , Toch­
ter des Markgrafen Wi lhe lm von Baden, die ihm vier Söhne und vier Töchter 
gebar. Möglicherweise empfahl ihn auch diese enge Beziehung zum Hause der 
Markgrafen von Baden in besonderer Weise für eine Nachfolge Hermanns von 
Baden auf dem Reichstag. 

Seit 1689 Geheimer Rat des Kaisers, blieb er fast sieben Jahre hindurch Prin­
zipalkommissar des Kaisers in Regensburg und nahm dann die Stelle eines Oberst­
hofmeisters bei der Braunschweigischen Prinzessin Wilhelmine Amal ie an, als sie 
i m Februar 1699 den römischen König Joseph ehelichte, der seit 1705 als Kaiser 
Joseph I. regierte. 1708 quittierte der mit dem goldenen Vließ ausgezeichnete 
Lobkowi tz auch diese Stelle und ist am 3. Oktober 1715 gestorben. In späteren 
Jahren war er offenbar keine so blendende Erscheinung mehr wie damals um 
1680 in München . A l s ein Kenner des Wiener Hofes dem Reichsvizekanzler Fried­
rich Car l von Schönborn die Mitglieder des Wiener Hofstaates charakterisierte, 
formulierte er knapp: „Obersthofmeis ter der Königin Fürst von Lobkowitz — 
gut, grob, ehrlich" 5 1 . 

Lobkowitz war der erste kaiserliche Prinzipalkommissar auf dem Reichstag, 
für den diese hohe W ü r d e nur eine Durchgangsstation bedeutete. Angesichts obiger 
Charakteristik ist es freilich nicht sehr verwunderlich, daß er es auch als Inhaber 
eines der höchsten Hofämter in der Kaiserstadt W i e n nicht viel länger ausgehal­
ten hat als vorher in Regensburg, daß er auch das dortige Hofamt ebenso frei­
wi l l i g wieder aufgegeben hat, wie vorher den exzeptionellen Posten in Regens^ 
bürg . Unabhäng ig aber von der Frage, mit welchem Effekt Lobkowi tz auf dem 
Reichstag operierte, m u ß man feststellen, daß seit dem Weggang von Windisch­
grätz das kaiserliche Konkommissariat auf dem Reichstag von 1688 bis 1702 

4 8 Strich, 324. 
4 9 Strich, 428 ff. 
5 0 Strich, 435. 
5 1 H . Hantsch, Reichsvizekanzler Friedrich Karl von Schönborn (1929) 46. 
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wieder in den H ä n d e n eines der fähigsten S taa t smänner des kaiserlichen Dienstes 
lag: in den H ä n d e n des späteren österreichischen Hofkanzlers Johann Friedrich 
Reichsgrafen von Seilern, der dem Markgrafen Hermann von Baden beistand 
und vor, w ä h r e n d und nach der Zeit des Fürs ten von Lobkowi tz die Interessen 
des Kaisers und der Wiener Hofburg erfolgreich auf dem Reichstag vertrat 
(s. S. 119 ff.). 

A l s nächsten Prinzipalkommissar auf dem Reichstag ernannte der Kaiser 1700 
wieder einen Fürstbischof von Passau, den Grafen Johann Philipp von Lamberg 
(s. Te i l I I ) 5 i a , der früher schon österreichischer Reichsfürstenratsdirektor auf 
dem Reichstag war und der inzwischen als Diplomat in vielen Ländern für den 
Kaiser gearbeitet hatte. Dieser stellte sein politisches W i r k e n auch in Regensburg 
weitgehend auf die Wünsche der Hofburg ein. Wegen Zeremonialschwierigkeiten 
konnte Lamberg sein A m t in Regensburg aber erst gegen Ende des Jahres 1701 
antreten. Es dürfte kein Zufa l l sein, daß es nach der Berufung Seilerns von Regens­
burg nach W i e n zu seiner Amtszeit in Regensburg keinen kaiserlichen Konkom­
missar gab. Lamberg bedurfte keines solchen Helfers, er dachte nicht daran, sich 
auf Repräsenta t ion zu beschränken, sondern griff entschieden und zielsicher in 
die Reichstagsarbeit ein — wie nach ihm wohl keiner mehr. 

Der auf Lamberg folgende Prinzipalkommissar Maximilian Karl Fürst zu 
Löwenstein-Wertheim hatte ähnlich wie jener zahlreiche diplomatische Missionen 
i m Dienste des Kaisers hinter sich und war insbesondere w ä h r e n d der Jahre des 
Spanischen Erbfolgekrieges Administrator in dem von kaiserlichen Truppen be­
setzten Kurfürs ten tum Baiern, als ihn der Kaiser zu seinem Stellvertreter in 
Regensburg ernannte. 

Geboren wurde Löwens te in am 14. Juli 1656 als Sohn des Grafen Ferdinand 
K a r l , eines kaiserlichen Kämmere r s und Reichshofrates, der in seiner Grafschaft 
den katholischen Ritus wieder einführte . Seine Mutter war eine Schwester der 
Grafen Franz Egon und Wi lhe lm Egon von Fürs tenberg , der konsequentesten 
Par te igänger Ludwigs X I V . im Reich. Die beiden Oheime suchten Max imi l i an 
K a r l auf die Seite des Sonnenkönigs zu ziehen, der in Aussicht stellte, ihm als 
pfälzischem Wittelsbacher die Kurpfalz nach dem Tode K a r l Ludwigs und Karls 
von Pfalz-Simmern (gestorben 1680 und 1685) zu verschaffen 5 2 . Max imi l i an 
K a r l widerstand solchen Versuchungen und wurde einer der rühr igs ten Ver­
treter der kaiserlichen Pol i t ik in seiner Zeit . 

Seit 1678 verheiratet mit Mar i a Polyxena, geborener Gräf in Khuen von Belasy, 
die ihm sieben Söhne und drei Töchter gebar, wurde er am 9. M a i 1684 zum 
Reichshofrat ernannt und erhielt am 15. Januar 1686 einen Sitz auf der Herren­
bank. V o n nun an besuchte er den Reichshof rat neun Jahre hindurch bis 1695 

5 l a Da zwei Angehörige der Familie Lamberg kurz nach einander österreichische 
Direktorialgesandte des Reichsfürstenrats waren, werden die Kurzbiographien der bei­
den in jenem Kapitel gebracht. 

5 2 Rößler-Franz, Biographisches Wörterbuch, 513. — Vgl . über ihn Wurzbach 15,446. — 
J. H . Zedier, Großes vollständiges Universallexikon aller Wissenschaften u. Künste. 
64 Bde (1731—1750) Bd. 18, 245. — Hohenlohe-Schillingsfürst: Bd. I, 70 ff. — Frank, 
Bd. III, 156: seine Privilegien 1702, 1711, 1712. — Neuerdings: C. Hütt, Maximilian 
Carl Graf zu Löwenstein-Wertheim-Rochefort und der fränkische Kreis 1700—1702, 
Phil . Diss. Würzburg 1969. 
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und später wieder von 1698 bis Ende des Jahres 1699 5 3 . Inzwischen zum Gehei­
men Rat des Kaisers ernannt, wurde er als Gesandter dessen Vertrauensmann bei 
den „Vorderen Reichskreisen", also beim schwäbischen, beim fränkischen und 
beim oberrheinischen Kreis und deren Kreisassoziationen bzw. Assoziations­
tagen 5 4 . A l s 1701 der fränkische und der schwäbische Reichskreis ihre Truppen 
in einem Lager bei Neckarsulm zusammenzogen, um sich zwischen Habsburg und 
Bourbon neutral zu behaupten, zog Graf Löwenste in im Zusammenwirken mit 
dem Erzbischof Lothar Franz von Mainz und dem Markgrafen Christian Ernst 
von Brandenburg-Bayreuth die Kreisassoziationen in den Reichskrieg gegen Frank­
reich h i n e i n 5 5 . So hatte sich Max imi l i an Gra f von Löwenste in-Wer the im als 
kaiserlicher Bevollmächtigter im Südwes ten des Reiches bedeutende Verdienste 
erworben, als ihn der Kaiser im November 1703 zum Leiter seiner Administration 
in der besetzten Oberpfalz, ein Jahr später im Winter 1704/05 5 6 als Admin i ­
strator für das besetzte Kurfürs ten tum Baiern bestellte. A u f diesem Posten blieb 
er bis zu seiner Ernennung zum kaiserlichen Prinzipalkommissar auf dem Reichs­
tag. 

In München arbeitete er mit dem baierischen Geheimratskanzler Franz Xaver 
Joseph Freiherrn von Unertl zusammen 5 7 , den er als den einzigen unter den 
baierischen Beamten, auf den man sich verlassen könne , bezeichnete und dem­
entsprechend zur Berufung in den Reichshofrat vorschlug. Löwens te in mobili­
sierte „die baierischen Kräfte unter geschickter Schonung für den Kampf gegen 
Frankreich" 5 8 . E r gehörte zu jenen Persönl ichkei ten, die der Kaiser dem Erz­
bischof von Ma inz Lothar Franz von Schönborn an Stelle seines Neffen Friedrich 
K a r l von Schönborn für das A m t des Reichsvizekanzlers — erfolglos — vor­
sch lug 5 9 . So diente er nacheinander den drei Kaisern Leopold I., Joseph I. und 
nach dessen Tode K a r l V I . , der ihn aufs neue als wirkl ichen kaiserlichen Geheimen 
Rat ü b e r n a h m 6 0 . 

Inzwischen war er mit Dekret vom 3. A p r i l 1711 in den Reichsfürstenstand 
aufgestiegen als Fürs t von Löwenste in-Wer the im, Graf zu Rochefort, Montaigu, 
Herbimont, Neufchäteau, souveräner Fürst zu Chassepierre, Herr zu Scharffen-
eck, Breuberg, Kerpen und Casselburg. A m 8. Januar 1712 wurde der Fürsten­
stand auf die gesamte Nachkommenschaft ausgedehnt. Die kurbaierische A n ­
erkennung erfuhr er am 23. März 1712, das böhmische Incolat erhielt er am 
6. M a i des gleichen Jahres. 

A m 23. M a i 1712 kam es zu einer denkwürd igen Begegnung: der vom Reich 
geächtete Kurfürst Max Emanuel von Baiern traf sich in Namur mit dem kaiser-

5 3 Gschließer, 313 f. 
5 4 Vgl . Repertorium der diplomatischen Vertreter aller Länder Bd. I: Dreizehn 

Missionen allein für die Jahre 1699 bis 1705 angegeben. — Neuerdings Hütt. 
5 5 H . Rößler, Deutscher Adel 1555—1740 (1965) 180. 
5 6 Repertorium der dipl. Vertreter aller Länder, Bd. I, 136: am 4.4. 1705 nominiert. 
5 7 Vgl . Fürnrohr, Kurbaierns Gesandte 80 ff. — Gschließer, 373. 
5 8 Rößler-Franz,513. 
5 9 Groß, 62 f.: Genannt wurden außerdem Johann von Goess, Heinrich von Stratt­

mann jun. und Johann Friedrich von Seilern — s. u. S. 119 ff. 
8 0 Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, R K , Geheime Räte, Faszikel 4. Confirmatio 

geheimen Rats Decreti für Maximilian Carl Fürsten von Löwenstein vom 6.2. 1712. — 
Vgl. auch A . Kaufmann, Auszüge aus der Korrespondenz des Fürsten Maximilian Carl 
von Löwenstein mit dem Markgrafen Ludwig von Baden und dem Prinzen Eugen von 
Savoyen, in: Archiv für österreichische Geschichte 37 (1867) 205 ff. 
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liehen Administrator Baierns, dem Fürs ten Max imi l i an K a r l von Löwenste in , 
als Bevollmächtigtem des Kaisers zu einer Unterredung. Dieser erklär te ihm, 
der Kaiser sei interessiert an einer Wiederherstellung des Friedens zwischen den 
Häuse rn Wittelsbach und Habsburg, die durch Interesse und Tradit ion aufein­
ander angewiesen seien. A l s geeignetsten Weg empfahl er die Ve rmäh lung des 
Kurprinzen mit der ältesten Tochter Kaiser Josephs. Dem Prinzen werde die 
Stellung eines Erzherzogs e ingeräumt . Der Vater solle ihm Oberbaiern und Nie-
derbaiern abtreten; dagegen werde der Kaiser sich dafür verwenden, daß M a x 
Emanuel im Besitz der Niederlande bleibe. Nebenbei wies Löwenste in auf die 
Kinderlosigkeit des Kaisers hin , der Erb Verfügungen zugunsten der kaiserlichen 
Prinzessinnen treffen könne 6 1 . Z u m rechten Vers tändnis dieses Vorschlages sollte 
man daran denken, daß er von Kaiser K a r l V I . kommt, dem in den nächsten 
Jahren zwei Töchter geboren wurden, deren äl tere M a r i a Theresia war; daß der 
baierische Kurpr inz gemäß der pragmatischen Sanktion also keinerlei Erbrecht 
auf Österreich gehabt hä t te ; auch daran, daß alle baierischen Prinzen ja kurz 
nach Beginn des Spanischen Erbfolgekrieges in österreichische Hand gefallen 
waren und in österreichischem Gewahrsam streng i n habsburgischem Sinne er­
zogen worden waren, worauf der Kaiser hier offenbar einige Hoffnungen setzte. 
Letztlich scheint das e rwähn t e Angebot doch darauf abgezielt zu haben, daß der 
aus seinem Lande vertriebene Kurfürst nun auf die baierischen Kernlande, die 
ihm reichsrechtlich bereits durch die Acht aberkannt waren, nun auch noch von 
sich aus verzichten sollte — praktisch zugunsten Österre ichs . Der Vorgang be­
dürfte hier keinerlei E r w ä h n u n g , wenn es nicht gerade der soeben zum Fürs ten 
erhobene Maximi l i an K a r l von Löwens te in gewesen w ä r e , dem diese p r ekä re 
Mission vom Kaiser über t ragen wurde. 

Al s im Oktober des gleichen Jahres der seit 10 Jahren amtierende kaiserliche 
Prinzipalkommissar auf dem Reichstag Fürstbischof Johann Phi l ipp von Lam­
berg starb, da w i r d dem Fürs ten von Löwens te in sein Kredi t iv als Nachfolger 
bereits vier Tage später ausgestellt. Ba ld darauf trat er sein A m t auf dem Immer­
w ä h r e n d e n Reichstag an und trug von hier aus unter anderem zur Unte r s tü tzung 
Eugens von Savoyen im Türkenkr i ege ab 1715 bei. Nach dem Urtei l Graniers 6 2 

erreichte er seinen Vorgänger auf dem Reichstage an Bedeutung nicht. Den K o m i -
tialgesandten sei bald aufgefallen, d a ß er im Gegensatz zu jenem nicht den M u t 
zu eigener Initiative besessen habe. 

1716 wurde er als Nachfolger des Prinzen Eugen Gouverneur des Herzogtums 
Mai land. Dies galt nochmals als ein Aufstieg. E r trat sein neues Amt 1717 an. 
ist aber bereits am 26. Dezember 1718 in Mai land gestorben. 

Neben Löwenste in finden wi r wie neben Lamberg keinen kaiserlichen K o n ­
kommissar auf dem Reichstag, erst wieder unter dem nächsten kaiserlichen Pr in­
zipalkommissar, dem letzten geistlichen Fürs ten , den der Kaiser in dieser Funk­
tion auf den I m m e r w ä h r e n d e n Reichstag nach Regensburg schickte: unter Chr i ­
stian August Herzog von Sachsen-Zeitz. Dieser wurde am 9. Oktober 1666 ge-

6 1 K . Th. v. Heigel, Kurfürst Joseph Clemens von Köln und das Projekt einer Ab­
tretung Bayerns an Österreich 1712—1715, in: Quellen und Abhandlungen zur neueren 
Geschichte Bayerns (1884) 203 f. 

6 2 G . Granier, Der deutsche Reichstag während des Spanischen Erbfolgekrieges (1700— 
1714) Diss. Bonn 1954, 8 f. 
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boren als fünfter Sohn des Herzogs Mor i tz von Sachsen-Zeitz aus der Albert ini­
schen Linie des Hauses Wettin und der Dorothea Mar i a , geborener Prinzessin 
von Sachsen Weimar. 1689 trat er heimlich, 1691 öffentlich zum Katholizismus 
übe r , residierte 1692 bis 1694 zu Plauen im Vogtlande und wurde Geis t l icher 6 3 . 

1695 wurde er Domherr zu Köln, Müns te r und Lütt ich, i n Köln zum Dom­
propst und Thesaurarius gewählt . A m 19. Januar 1696 erhielt er vom Kaiser 
das Bistum Raab, am 3. Dezember 1700 wurde er Koadjutor des Erzbistums zu 
Gran . 

In seine Hand schwur August der Starke von Sachsen 1697 der evangelischen 
Religion ab, „worauf ihn dieser zum Großkanz le r und nach Niederlegung dieser 
Stelle 1699 zum wirklichen Geheimen Rat ernannte" 6 4 . Nach Vertreibung des 
wittelsbachischen Erzbischofs von Köln , der sich wie M a x Emanuel von Baiern 
mit Frankreich ve rbünde t hatte, wurde Christian August 1702 kaiserlicher A d ­
ministrator des Erzstiftes Köln. 1704 nahm Joseph Clemens von Namur aus übe r 
einen Kölner Geistlichen Graffinger insgeheim zu dem Kölner Administrator 
Christian August und über diesen Verbindung zum Kaiser auf 6 5 . A m 1 7 . M a i 
1706 wurde Christian August Kardina l und am 20. Januar 1707 Erzbischof von 
Gran . A l s Primas von Ungarn krön te er Kaiser K a r l V I . zum König von Ungarn. 
1714 wurde er mit allen seinen Nachfolgern auf dem Erzstuhle von Gran zum 
Reichsfürsten erhoben. E r war „unermüdl ich , noch weitere Glieder seines Hauses 
in den Schoß der katholischen Kirche zurückzuführen, war nicht nur beim ü b e r ­
tritt des Kurprinzen tätig, sondern vermochte auch 1713 seinen Bruder Mor i tz 
Wi lhe lm und 1716 seinen Neffen Mor i tz Adol f zu dem gleichen Schritt" 6 ß . 

1708 war Christian August Landstand in Niederösterreich geworden. A l s 
Obergespann der Gespannschaften Raab und Gran , Herzog zu Sachsen, Jülich, 
Cleve und Berg, auch Engern und Westfalen, Landgraf i n Thür ingen , Markgraf 
zu Meißen , Ober- und Niederlausitz, gefürsteter Graf zu Henneberg, Graf zu 
der Mark , Ravensberg und Barby, Herr zu Ravenstein, Statthalter der Bailei 
Thür ingen , Primas Ungarns und Kardinal , Nationis Germaniae Protector, des 
Heiligen Apostolischen Stuhls Legatus Natus, Oberster Geheimer Kanzler des 
Königreiches Ungarn und wirklicher kaiserlicher Geheimer Rat wurde er am 
6. Dezember 1716 kaiserlicher Prinzipalkommissar auf dem Reichstag zu Regens­
burg und blieb hier bis zu seinem Tode am 23. August 1725. In seine Zeit auf dem 
Reichstag fielen die jahrelangen Religionsstreitigkeiten zwischen dem Corpus 
Evangelicorum und dem Reichsvizekanzler Friedrich K a r l von Schönborn als 
Exponenten der katholischen Partei. Obgleich dieser Christian Augusts Aspiratio­
nen auf deutsche Bistümer gegen die Interessen seiner eigenen Familie unters tü tz t 
hatte, wandte sich der Kardina l von Sachsen nun gegen den Reichsvizekanzler, 
als ihn seine persönlichen Gegner in der Hofburg kaltstellen wollten 6 7 . Anfang 
1721 kam es dann zu einer vorübergehenden Beruhigung der Religionsstreitig­
keiten in Regensburg. „So auffallend aber war die Nachgiebigkeit des Kardinals, 
daß man an seinem Glauben zu zweifeln begann und a rgwöhn te , er könn te dem 

6 3 A D B 4, 178. — J.Seifert, 100 Stamm- und Ahnentafeln, Regensburg 1715—1732. 
— Siebmachers Wappenbuch, IV. Bd., 4. Abt., 2. Teil (1918) 3. 

6 4 A D B wie Anm. 63. 
6 5 M . Braubach, Kurköln (1949) 193. 
6 6 A D B wie Anm. 63. 
6 7 Hantsch,259. 
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Beispiel seines Bruders folgen, der nach der Konversion wieder in die evangelische 
Kirche zurückgekehr t war" 6 8 . 

Christian August von Sachsen-Zeitz war gewiß kein unpolitischer Mensch, 
die hervorstechendste Eigenschaft dieses sicherlich hochbefähigten Mannes scheint 
aber doch sein Ehrgeiz gewesen zu sein. 

Frobenius Ferdinand Graf von Fürstenberg-Meßkirch69 wurde am 6. August 
1664 als Sohn des Grafen Franz Christoph (1625—1671) und der Mar i a Theresia, 
geborener Prinzessin und Herzogin von Arnberg (1639—1705), geboren und 
erhielt als Jesuitenzögling 1675 eine Domher rnp f ründe in Köln, wo zwei Brüder 
seines Vaters dem Kapitel des Erzstiftes angehör ten . Frobenius Ferdinand stu­
dierte in Prag, W ü r z b u r g und Löwen , wo er (1682) das Baccalaureat der Rechts­
wissenschaften mit größtem Lob erhielt. A u f Reisen war er in den Niederlanden, 
in Paris und in Italien bis Rom und Neapel (1685/86). 

Nachdem sein äl terer Bruder 1684 gefallen war, gab er den geistlichen Stand 
auf, wurde 1685 für münd ig erklär t und erhielt die Vormundschaft über seine 
jüngeren Geschwister. 1708 starb sein Bruder K a r l Egon, 1718 sein Bruder Phi l ipp 
K a r l , so d a ß der gesamte Familienbesitz, den er schon als Vormund seiner Ge­
schwister in H ä n d e n gehalten hatte, nunmehr endgült ig an ihn fiel. Inzwischen 
war 1716 die Heiligenberger Linie der Familie Fürs tenberg ausgestorben, so d a ß 
auch von da her ein wesentlicher Gebietszuwachs auf ihn zukam. Zudem wurde 
ihm am 10. Dezember dieses Jahres zusammen mit seinem Bruder Phi l ipp K a r l , 
Bischof zu Lavant, sowie zusammen mit Joseph Wi lhe lm Ernst von der Lin ie 
Stühl ingen der Fürs tens tand über t ragen , den die Heiligenberger Linie seit 1664 
hatte. Der Primogenitus der beiden über lebenden Lin ien sollte von Geburt an 
neben dem Vater he ißen „Gefürsteter Landgraf zu Fürs tenberg , unser lieber 
Oheim und Fürs t " , und „hochgeboren" genannt werden. Die Stimme im Für­
stenrat sollte jeweils vom Primogenitus beider Lin ien geführt werden 7 0 . 

1685 erscheint Frobenius Ferdinand — nunmehr auch kaiserlicher Kammer­
herr — erstmals als kaiserlicher Abgesandter bei den S tänden des schwäbischen 
und fränkischen Reichskreises 7 1 . Und 1688, drei Jahre nach dem Ableben seines 
Oheims Frobenius Mar i a , der Reichshofratsvizepräsident gewesen war, als Reichs­
hofrat. 1700 wi rd er von Kaiser Leopold I. zum kaiserlichen Geheimen Rat er­
nannt. In dieser W ü r d e w i rd er von Kaiser Joseph I. bestät igt , der ihn zum W i r k ­
lichen Geheimen Rat ernennt (1706). V o n K a r l V I . erhäl t er 1712 ebenfalls den 
Geheimen Ratscharakter und 1715 eine entsprechende Stelle über t ragen. 

Schon 1687 Koadjutor des gräflichen Kollegiums in Schwaben, w i rd er später 
zum ständigen Direktor dieser Versammlung gewähl t . 1703 ernennt ihn der 

* 8 Hantsch, 264. — Über die Religionsstreitigkeiten informiert eingehend: A . Bieder-
bick, Der Deutsche Reichstag zu Regensburg im Jahrzehnt nach dem Spanischen Erb­
folgekrieg 1714—1724, Der Verlauf der Religionsstreitigkeiten und ihre Bedeutung für 
den Reichstag. Bonner Diss. 1937. 

6 9 Vgl . zum folgenden: W. K. Prinz v. Isenburg, Stammtafeln zur Geschichte der 
europäischen Staaten (21953) Bd. 4 Tafel 128, 129. — Wurzbach, B d . V , 17 (der bei 
Frobenius Ferdinand nichts von seinem Prinzipalkommissariat weiß!). — Zedlers Uni­
versallexikon, Bd. I X (1735) Sp. 2555 f. — E. Münch, Geschichte des Hauses und Lan­
des Fürstenberg, fortgesetzt von C. B. A. Fickler, Bd. IV (1847) 190 ff. 

7 0 Frank, Bd. II, 55 f. nach alten Reichsakten. 
7 1 Vgl . auch M . Braubach, Prinz Eugen, Bd. III, 159 f. und 412 (A. 47). 
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Kaiser zum Statthalter der österreichischen Vorlande. In den Jahren 1708 bis 
17T8 ist er bei den Vorderen Reichskreisen als Abgesandter des Kaisers akkredi­
tiert, also übe r den Schwäbischen Kreis hinaus auch beim Fränkischen und beim 
Olberrheinischen Kreis . 1713 erscheint er für den Kaiser in Frankfurt am M a i n 
umd in Müns te r , ein Jahr später für den Oberrheinischen Kreis auf den Kreis-
as.soziationstagen in Frankfurt am M a i n und i n Hei lbronn 7 2 . Im gleichen Jahre 
wurde er durch Vermitt lung des Prinzen Eugen von Savoyen Kammerrichter und 
damit das Oberhaupt des Reichskammergerichts. Frobenius Ferdinand blieb auf 
diesem Posten sieben Jahre hindurch, bis er aus Al te r sgründen resignierte. 

Der Kaiser verlieh ihm 1722 das Goldene Vl ieß und rief ihn 1725 noch einmal 
in seinen Dienst, diesmal als Prinzipalkommissar auf dem Reichstag zu Regens-
burg. Der Fürst mietete sich ab 1. Januar 1726 mit seiner Familie im Kloster 
St. Emmeram in Regensburg ein, wo ihm wie spä ter seinem Nachfolger noch die 
Möbe l seines Vorgängers , des Kardinals Christ ian August von Sachsen-Zeitz zur 
Verfügung standen. E r wirkte vom 2. Oktober 1726 bis zum Jahre 1735 als 
kaiserlicher Prinzipalkommissar auf dem I m m e r w ä h r e n d e n Reichstag. In den 
Jahren 1727—28 scheint Fürs t Frobenius Ferdinand in engem Zusammenwirken 
mit dem Konkommissar Michael Achazius Kirchner und dem Reichsvizekanzler 
Friedrich K a r l Grafen Schönborn in W i e n die Interessen von Kaiser und Reich 
durch eine maßvol le , aber entschiedene Pol i t ik geschickt vertreten zu haben 7 3 . 
In den darauffolgenden Jahren war das beherrschende Ereignis auf dem Reichs­
tag der Beschluß der Reichsgarantie (11. Januar 1732) für die pragmatische Sank­
tion des Hauses Habsburg: daß das Reich Unteilbarkeit und Unverletzlichkeit 
des großen, weit über das Reich hinausgreifenden habsburgischen Länderkom­
plexes von sich aus garantierte. In den zahllosen Akt iv i tä ten von seiten des Kaiser­
hauses, die auf diesen Beschluß abzielten, hatte Frobenius Ferdinand an seiner 
Stelle einen wichtigen Part. Ähnliches gilt für den Beschluß des Reichskrieges, 
der im Zusammenhang mit der polnischen Thronfolge genau zwei Jahre später 
(im Januar 1734) die Gemüte r erregte. Möglicherweise war es der völlig unbe­
friedigende Verlauf der mil i tärischen Operationen, der Frobenius Ferdinand 
dazu veran laß te , abermals zu resignieren. E r trat — wieder aus Al te rsgründen — 
zurück, nicht ohne vorher seinen einstigen M ü n d e l Joseph Wi lhe lm Ernst dem 
Kaiser für seine Nachfolge in Regensburg zu empfehlen. 

Frobenius Ferdinand war seit 3. Juni 1690 verheiratet mit M a r i a Theresia 
Gräfin von Sulz (1671—1743). E r ist am 4. A p r i l 1741 gestorben. Sein Sohn K a r l 
Friedrich Nikolaus, geboren am 9. August 1714, war seit 1735 vermähl t mit 
Mar ia Gabriele Felizitas Prinzessin von Schleswig-Holstein-Wiesenburg (1716— 
1798). E r starb bereits drei Jahre nach dem Vater am 7. September 1744. M i t 
ihm erlosch die Lin ie der Fürs ten von Fürs tenberg-Meßkirch (Mößkirch) . 

Der Nachfolger des Frobenius Ferdinand Fürs ten zu Fürs tenberg als Prinzipal­
kommissar auf dem Reichstag zu Regensburg: Joseph Wilhelm Ernst Fürst zu 
Fürstenberg-Stühlingen war mit seinem Vorgänger nur relativ entfernt verwandt; 
sein Urgroßvate r Friedrich Rudolf Graf von Fürs tenberg (1602—1655) war ein 
Bruder des Wratislaus Grafen von Fürs tenberg (1600—1642), des Großva te r s 

*2 Repertorium der dipl. Vertreter aller Länder, Bd. I, 126, 135, 136, 139, 141, 153, 
177. 

' 3 Vgl.Hantsch (1929) 309 ff. 
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von Frobenius Ferdinand. Dennoch bestanden innerhalb der Gesamtfamilie enge 
Beziehungen zwischen den verschiedenen Linien. 

Joseph Wi lhe lm E r n s t 7 4 wurde am 12. A p r i l 1699 geboren als ältester Sohn 
des Landgrafen Prosper Ferdinand (1662—1704) zu Fürstenberg-Stühl ingen, der 
als Feldzeugmeister des Schwäbischen Reichskreises im Spanischen Erbfolgekrieg 
vor Landau 1704 gefallen ist. 

Unter Aufsicht der Vormundschaft und das heißt vor allem auch des Fürs ten 
Frobenius Ferdinand wurde er streng erzogen zur Ehrfurcht vor Gott und dem 
Kaiser, zu Mäßigkei t und zahlreichen geistigen und körperl ichen Fähigkei ten. 
M i t sechs Jahren erhielt er Elementarunterricht, bereits zwei Jahre später täglich 
vier Stunden Unterricht in Latein und ebensoviel in Französisch; daneben umfaß te 
der Unterricht die deutsche Sprache, Geographie, Geschichte, Festungskunde, die 
„liberalia ingenia" und Astronomie. 

M i t zwölf Jahren kam er auf die Universi tät Dil l ingen, dann nach W i e n ; ab 
1714 studierte er in S t raßburg und Utrecht die Rechte. E r reiste auf einige Monate 
nach England, 1718 auf ein Jahr nach Frankreich und zuletzt nach Italien. Ende 
1722 wurde er vom Kaiser für volljährig erklär t und ü b e r n a h m Anfang 1723 
die Herrschaft übe r sein Fürs t en tum. Im gleichen Jahre (am 6. Juni) ve rmäh l t e 
er sich mit Mar ia A n n a Gräf in von Waldstein (22. Februar 1707 bis 12. Novem­
ber 1756), einer reich begüter ten Erbtochter aus böhmischem A d e l . D a Joseph 
Wi lhe lm Ernst für die Lin ie Stühl ingen (ebenso wie Frobenius Ferdinand für 
die Linie Meßkirch) nach Aussterben der Heiligenberger Lin ie 1716 ein bedeuten­
des Erbe angetreten hatte, vom Kaiser zum Fürs ten erhoben und am 17. M ä r z 
1717 in das Reichsfürstenkollegium aufgenommen worden war, widmete er sich 
nun mit großer Energie der Regierung seiner Lande, zu denen 1744 auch noch der 
gesamte Landbesitz der Meßki rcher Linie kam. 

E r errichtete neben der einheitlichen Haupt- und Hofzahlungskasse eine Haupt­
kontributionskasse für die Zahlungen und Leistungen an das Reich und den 
Schwäbischen Reichskreis. Jusitz- und Rechnungswesen wurden getrennt, der 
Kanzleidienst geregelt. E r ordnete Rang und Einkommen seiner Beamten und 
sah ihnen scharf auf die Finger. Die Verwaltung wurde neu eingeteilt, die Wir t ­
schaft — vor allem der Bergbau — angekurbelt. Fürs t Joseph W i l h e l m Ernst 
k ü m m e r t e sich um die Rechtspflege, um die sozial Schwachen im Lande und um 
das Bildungswesen. Seine besondere Liebe gehörte seiner bedeutenden Bibliothek, 
seiner Gemäldesammlung und den zahlreichen B a u m a ß n a h m e n , die wesentlich 
dazu beitragen sollten, seine P läne zu verwirklichen. E r war ein überzeug te r 
Vertreter des aufgeklär ten Absolutismus. 

A l s K a r l V I . ihn auf Vorschlag seines einstigen Vormundes Frobenius Ferdi­
nand 1735 durch kaiserliches Hofkanzleidekret vom 30. August zum Kaiserlichen 
Prinzipalkommissar ernannte, wurden ihm eine jährl iche Besoldung von 25 000 f l . 
und 1000 f l . für die nöt ige Wohnung zugesagt. E r erhielt seine Instruktion mit 
Schreiben vom 3. September 1735 und tat ab 12. Oktober dieses Jahres seinen 
Dienst auf dem I m m e r w ä h r e n d e n Reichstag in Regensburg. Vorher hatte er i m 
Hinbl ick auf das hohe Amt , das er antreten sollte, in W i e n um Ernennung zum 

7 4 Vgl . zum folgenden auch: N D B , Bd. V , 695. — Münch, 249 ff. — E. Johne, Fürst 
Josef Wilhelm Ernst zu Fürstenberg (1699—1762). Seine Bedeutung für die staatlichen 
und kulturellen Verhältnisse in den fürstenbergischen Landen, in: Badische Heimat, 
25. Jg., Die Baar, hrsg. von H.E.Busse (1938) 291—304. — Kneschke, Bd. III, 395. 
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Kaiserlichen Geheimen Rat gebeten und hatte diese W ü r d e am 22. August zuge­
bill igt erhalten. 1739 verlieh ihm der Kaiser das Goldene Vl ieß . 

Es mutet seltsam an, wenn M ü n c h 7 5 unter Hinweis auf Quellen berichtet, 
nach dem Tode Kaiser Karls V I . (am 20. Oktober 1740) habe dessen Tochter 
M a r i a Theresia den Fürs ten zu Fürs tenberg als Prinzipalkommissar abberufen, 
mit Hinweis auf das Beispiel der Kaiser in Eleonore, die nach dem Ableben Jo­
sephs I. 1711 den Kardina l Lamberg ebenfalls abgerufen habe. Einem entspre­
chenden Schreiben Mar i a Theresias vom 2. November 1740 hä t ten Abschriften 
der Korrespondenz von 1711 beigelegen. Nachdem Kaisertöchter , auch nach 
Ableben ihres Vaters, grundsätzl ich keine Funktion in der Reichsverfassung hat­
ten, entbehrte solch eine Handlungsweise jeder rechtlichen Grundlage. W ä h r e n d 
eines Interregnums lagen bis zur nächsten Kaiserwahl alle kaiserlichen Rechte 
in den H ä n d e n zweier Reichsvikare. Das war für den Norden des Reiches, soweit 
einstmals sächsisches Recht galt, der Kurfürs t von Sachsen und für den Süden, 
soweit einstmals fränkisches Recht galt, der Pfalzgraf bei Rhein bzw. der Kur­
fürst von Baiern, der im 17. und 18. Jahrhundert immer wieder um die Vikariats-
rechte mit dem Pfälzer in Streit geriet. Z u den Auswirkungen dieser komplizier­
ten Rechtslage auf dem Reichstag schreibt Zedlers Universallexikon 1741: „Nach 
Kaiser Josephs T o d entstand im Jahre 1711 wegen der Macht des kaiserlichen 
Prinzipalkommissarii , wie selbige auf dem Reichstage zu Regensburg zu prorogie-
ren, und bei w ä h r e n d e r Vakanz zu legitimieren, zwischen Kurmainz und den 
Reichsvicariis ein Streit, i n dem solche Kurmainz als Erzkanzler prä tendiere t . 
A l l e in , gleich wie nebst den Reichsvicarien auch die übr igen S tände solches nicht 
zugestehen wollten, also haben sie sich auch geweigert, keine Diktatur mehr von 
selbigen anzunehmen, bis endlich dieser Streit, welcher in Reichsgesetzen nicht 
erörter t gewesen, wei l zur Zeit eines Interregni noch niemals ein Reichstag ge­
wesen, durch einen gütlichen Vergleich beigelegt worden, in dem die Reichsvicarii 
die Legitimation an den Kardina l von Lamberg übersand ten , und selbige von 
dem kurmainzischen Direktorio angenommen worden" 7 6 . 

1740/41 brach der alte Vikariatsstreit zwischen Baiern und Pfalz zwar noch­
mals aus, wurde aber durch einen K o m p r o m i ß bald beigelegt. Kurfürst K a r l 
Albrecht von Baiern gewann im Laufe des Jahres 1741 die Mehrheit der Kur­
stimmen, nach Ausschluß der böhmischen Kurstimme schließlich sämtliche Kur­
stimmen für sich und wurde am 24. Januar 1742 in Frankfurt am M a i n zum 
Kaiser gewähl t und am 12. Februar feierlich gekrönt . Bereits am 10. M a i dieses 
Jahres legitimierte sich Joseph Wi lhe lm Ernst Fürs t von Fürs tenberg bei dem 
inzwischen nach Frankfurt verlegten Reichstag als Kaiserlicher Prinzipalkommis­
sar namens des neuen Kaisers, der sich K a r l V I I . nannte. Ende desselben Jahres 
erscheint Fürs tenberg als Obersthofmeister des Kaisers, w ä h r e n d ihm als Kaiser­
licher Prinzipalkommissar auf dem Reichstag Fürs t Alexander Ferdinand von 
T h u m und Taxis (s. S. 105) folgt. Dieser trat das hohe Amt zwar erst am 1. Fe­
bruar 1743 an, Verhandlungen da rübe r zogen sich aber schon seit M a i / J u n i 1742 
hin, so daß man daraus wohl den Schluß ziehen kann, d a ß es K a r l V I I . zunächst 
darauf ankam, reichsrechtliche und -politische Kont inui tä t zu demonstrieren, daß 
er aber — auf Wunsch des Fürs ten von Fürs tenberg selbst — von vornherein 
beabsichtigte, diesen auf dem Posten des Kaiserlichen Prinzipalkommissars durch 
den Fürs ten von T h u m und Taxis zu ersetzen. Der Fürs tenberger erlitt dadurch 

7 5 Wie Anm. 69, 250. 
7 6 Bd. 29, Sp. 508 f. 
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in den Augen von Kaiser und Reich keinesfalls eine Zurückse tzung . Sein kaiser­
liches Hofamt galt als noch höherer Rang und stellte ihn dem Wittelsbachischen 
Kaiser noch näher . Sein Bekenntnis zum rechtmäßig gewähl ten Kaiser brachte ihn 
notwendig in Gegensatz zum Hause Habsburg (-Lothringen), als dessen Partei­
gänger er bislang gegolten hatte. Fürs tenbergs Gatt in m u ß t e Böhmen verlassen, 
ihre Gü te r wurden beschlagnahmt. Joseph Wi lhe lm Ernst verhandelte indessen 
1743 im Auftrage des Kaisers — freilich erfolglos — mit England und dann mit 
Sachsen um einen Frieden. A l s der unglückliche Kaiser mitten in einer neuerlichen 
Pechst rähne Anfang 1745 verstarb, über t rug ihm auch dessen Sohn, Kurfürs t 
M a x Joseph, die nun unumgängl ichen Friedensverhandlungen mit Österre ich. 
In Füssen wurde der Friede zwischen ihm und dem greisen Seckendorff für Baiern 
und Graf Colloredo für Österreich geschlossen: Baiern behielt seine alten Gren­
zen und der Kurfürst versprach, seine Stimme bei der Kaiserwahl dem Gatten 
Mar ia Theresias Franz von Lothringen zu geben. W i e so häufig, gab es auf beiden 
Seiten Unzufriedene, die den Unte rhänd le rn ihrer Partei nachträglich über t r ie­
bene Nachgiebigkeit vorwarfen. W i r möchten das als gutes Zeichen werten: es 
war ein echter Friede auf der Basis des historischen Status Quo und der tatsäch­
lichen Machtverhäl tnisse . 

Möglicherweise hat der neue Kaiser, Franz I., die Situation so ähnlich bewertet. 
E r berief nun am 6. Oktober 1745 abermals den Fürs ten Joseph W i l h e l m Ernst 
von Fürs tenberg wieder auf seinen einstigen Posten als Kaiserlichen Prinzipal­
kommissar — der Schein der Kont inu i tä t wurde wiederum gewahrt. A l s Fürs ten­
berg zu Beginn des Jahres 1748 (am 14. Januar) das Prinzipalkommissariat auf 
dem Reichstag endgült ig niederlegte, folgte ihm hier Alexander Ferdinand von 
T h u m und Taxis, der ihn schon zu Zeiten Karls V I I . abgelöst hatte. So sind also 
beide „nachmals von der Kaiserin als wichtige Repräsen tan ten kaiserlicher Rechte 
wieder in Gnaden aufgenommen" worden 7 7 . 

Wenn bislang auch noch keine schriftlichen Quellen hierfür aufgetaucht sind, 
ergibt sich doch die zwingende Vermutung, daß in den Vierziger Jahren mehrfach 
Absprachen zwischen den Familien Fürs tenberg sowie T h u m und Taxis statt­
gefunden haben. Deutlichster Beleg ist die Ve rmäh lung der Tochter Joseph W i l ­
helm Emsts: Mar i a Hennriette Josepha Prinzessin von Fürs tenberg (31. M ä r z 
1732—4. Juni 1772) mit dem Fürs ten Alexander Ferdinand von T h u m und Taxis 
am 21. September 1750. Fürs t Joseph Wi lhe lm Ernst, der bei Aussterben der Meß­
kirchner Linie 1744 nochmals bedeutende Ländere ien erbte und nun den gesamten 
Fürstenbergischen Hausbesitz in seinen H ä n d e n vereinigte, widmete sich ab 1748 
ausschließlich der Regierung seines Fürs ten tums . E r erl ieß 1755 eine neue Haus­
und Fideikommisordnung und erhielt in seinem letzten Lebensjahr noch die Aus­
dehnung des Reichsfürstenstandes auf alle ehelichen Leibeserben und deren Erbens­
erben beiderlei Geschlechts. Das aus zahlreichen räumlich und rechtlich verschie­
denen Teilen zusammengesetzte Für s t en tum bestand in der Form, die er ihm ge­
geben hatte, bis zur Mediatisierung 1806 fort. Seit 1756 verwitwet, ging Fürs t 
Joseph Wi lhe lm Ernst am 4. August 1761 eine zweite Ehe ein mit der jungen 
Mar i a A n n a Gräfin von der W a h l (1736—1808). E r starb am 29. A p r i l 1762. 
Nach dem Urtei l von K . S. Bader 7 8 konnte sich der äl tere Fürs tenberg den Luxus 

7 7 K . S. Bader, Regensburg und das alte Reich, in: Blätter für deutsche Landes­
geschichte (1962) 86. 

7 8 In einem Vortrag (wie Anm. 16). 
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des Prinzipalkommissariats auf dem Reichstag nur leisten, „weil er reichere 
Vettern beerbt, der jüngere , wei l er die Gräfin Waldstein, eine reiche böhmische 
Erb in , geheiratet hatte". Der bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts noch relativ 
bescheidene Aufwand habe sich aber schon vor Antri t t des Prinzipalkommissariats 
durch Frobenius Ferdinand von Fürs tenberg auf mehr als 60 000 f l . jährl ich — 
bei 25 000 f l . nur schleppend eingehendem Jahresgehalt — belaufen. 

Der Nachfolger der beiden Fürs tenberg als Prinzipalkommissar auf dem Reichs­
tag: Fürs t Alexander Ferdinand von Thum und Taxis war bereits der Enke l einer 
Prinzessin von Fürs tenberg-Hei l igenberg, der Gemahl in seines Großva te r s Eugen 
Alexander (1652—1714), der 1695 in den erblichen Fürs tens tand erhoben wurde 
und 1702 von Brüssel nach Frankfurt am M a i n übersiedel te . Der Vater, Fürst 
Anselm Franz (1681—1739) war dreimal verheiratet. Aus seiner Ehe mit Mar i a 
Ludovica A n n a Franziska Herzogin in Schlesien zu Sagan, Fürs t in zu Lobkowi tz 
(gestorben 1750), stammte Alexander Ferdinand, geboren 21. März 1704 in Frank­
furt am M a i n . Dieser wurde nach dem Tode seines Vaters von Kaiser K a r l V I . 
zum Reichsgeneralpostmeister und durch ein österreichisches Dekret auch zum 
Wirk l ichen Kaiserlichen Geheimen Rat ernannt — unter schmeichelhaftester Her­
vorhebung seiner Treue und seiner Verdienste 7 9 . Sogleich bat der Fürs t , ihm die 
gleiche W ü r d e auch durch die Reichskanzlei ausfertigen zu lassen: „. . . für welche 
Gnade dann niemals aufhören werde mit aller unter tänigster Devotion und aller 
submissester aller treuester Ergebenheit lebenslang zu beharren E w . kaiserlichen 
und königl ichen katholischen Majestät aller unter tänigs ter treu gehorsamster 
Alexander Ferdinand von T h u m und Taxis" — so unterzeichnete er. A l s noch 
im gleichen Jahr dieser Kaiser ohne männl iche Leibeserben starb, wandten sich 
zahlreiche Fürs ten und Regierungen gegen das Erbrecht seiner Tochter Mar i a 
Theresia, obgleich viele von ihnen vorher die Pragmatische Sanktion rechtlich 
anerkannt hatten. Die Reichsfürsten neigten in ihrer Mehrheit zur Kandidatur 
Kurfürst K a r l Albrechts von Baiern, der mit eigenen und französischen Hilfs­
truppen in Österreich und Böhmen eingefallen war, um ein vermeintliches Erbe 
anzutreten, und zu Beginn des Jahres 1742 zum Kaiser gewähl t und gekrönt 
wurde. A n ihn, den Wittelsbacher Kaiser K a r l V I I . , wandte sich Alexander Fer­
dinand als Erb-General-Obrist-Postmeister im Heiligen Römischen Reich, Bur­
gund und den Niederlanden in einem Gesuch vom 2. A p r i l 1742 mit der Bitte 
um Kontinuierung der Geheimen Ra t swürde . Bereits vier Tage später wurde 
dieser Bitte entsprochen. U n d schon begannen insgeheime Verhandlungen zwi­
schen dem Kaiser und dem Fürs ten um Übe rnahme des kaiserlichen Prinzipal­
kommissariats auf dem Reichstag, der — durch die Kriegsereignisse s tändig be­
droht — in Regensburg nahezu lahmgelegt war und nun nach Frankfurt am 
M a i n verlegt wurde, wo sich auch der Kaiser — nolens volens — meist aufhielt. 

Es w i r d uns berichtet, daß der Kaiser und der Fürs t eng befreundet waren, 
„beide hochbegabt und von schrankenlosem Ergeiz erfüllt" 8 0 . 

A l s Inhaber der Reichspost war Fürs t Alexander Ferdinand von T h u m und 
Taxis ein Großun te rnehmer von besonderer Ar t , übera l l auf kaiserliche, könig­
liche und fürstliche Privilegien angewiesen, zwar mit besten Verbindungen in 

7 9 Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, R K , Geheime Räte, Fasz. 6, Dekret vom 17.5. 
1740. 

8 0 F. Lübbecke, Das Palais Thum und Taxis zu Frankfurt a. M . (1955) 45. 
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allen Richtungen, in Zeiten innerer Auseinandersetzungen und Kriege im Reiche 
aber stets mitbetroffen, verwundbar und mithin leicht unter Druck zu setzen. 
So lavierte der Fürst zwischen den Parteien, wollte offenbar gern die hohe W ü r d e 
des Kaiserlichen Prinzipalkommissars auf dem Reichstage annehmen, die ihm für 
sein Haus und für den Betrieb der Post Vorteile versprach, wollte es aber anderer­
seits nicht mit dem mächt igen Hause Habsburg verderben. Diese schwierige Situa­
tion spiegelt sich in den erhaltenen Schriftstücken wider, die — zum Te i l Ent­
würfe , zum Te i l Originale — aus dieser Zeit erhalten sind. 

So berichtet der Agent des Fürs tenhauses M ü h l b a u e r am 27. Juni 1742 aus 
W i e n vom Vordringen österreichischer Truppen in Böhmen auf Prag, vom defi­
nitiven Abschluß des Friedens zwischen Österreich und Preußen und davon, daß 
er gefragt worden sei, ob der Fürs t Kaiserlicher Prinzipalkommissar werden 
wolle. E r sei gewarnt worden vor einer Bewerbung und gar Annahme dieser 
W ü r d e durch den Fürs ten . In W i e n war man also bestens im Bilde. 

Sogleich rechtfertigte sich der Fürst , er habe das hohe Amt zweimal zurück­
gewiesen, sogar „unser Unvermögen und Unerfahrenheit" vorgeschützt , er habe 
aber dann auf Anraten vorzüglicher Reichsstände und zur Vermeidung kaiser­
licher Ungnade doch angenommen. Der Fürs t beteuert seine Ergebenheit gegen­
über dem Wiener Hofe: gegen ihrer königlichen Majestät allerdurchlauchtigstes 
Erzhaus habe er devoteste Ehrfurcht bis ins Grab angeerbt, und das sei eine not­
wendige Folge der großen Gnade, mit welcher seine Familie seit vielen saeculis 
überhäuf t worden sei. Das kaiserliche Erbpostlehen komme von den Kaisern aus 
dem Hause Österreich, sei immer wieder den Anfechtungen der nichtkatholischen 
Stände ausgesetzt gewesen und k ö n n e nicht ohne Unters tü tzung durch das Reichs­
oberhaupt aufrecht erhalten werden. E r habe sich unter den gegebenen Umstän­
den gar nicht anders verhalten k ö n n e n . 

Einige Wochen später bedauert der Fürst in einem neuerlichen Schreiben an 
das Ministerium i n Wien , daß seine Rechtfertigung vom 3. Juli dort keinen Erfolg 
gehabt habe. E r k ö n n e sich nicht vorstellen, daß die Annahme des Prinzipal­
kommissariats, das sich doch auf das ganze Reich erstrecke (womit gemeint ist, 
also auch auf die österreichischen Länder ) , „so empfindlich geahndet" werden 
solle. Die Haltung des Fürs ten gegenüber dem Wiener Hofe sei zwar kein Ge­
heimnis, was in diesem Zusammenhang aber in dem genannten Schreiben e rk lä r t 
worden sei, dürfe sonst niemandem anvertraut werden 8 1 . Die Andeutung, d a ß 
der Wiener H o f Repressalien gegen ihn ergreifen wolle, bezieht sich offenbar 
auf den Plan des Erzhauses Österre ich, ein eigenes Hofpostamt in seiner Residenz 
anzulegen, aus dessen Revenuen „ein zeitlicher Prinzipalkommissarius zum T e i l 
könne unterhalten werden", wie man in dem Frankfurter Entwurf vom 3. Juli 
1742 m u t m a ß t ; denn der Fürs t war sich durchaus im klaren darüber , was für eine 
kostspielige W ü r d e da auf ihn zukam. So warb der Fürst um österreichisches 
Vers tändnis für sein Handeln, bis er das hohe A m t am 1. Februar 1743 tatsächlich 
ü b e r n a h m 8 2 . 

8 1 Thum und Taxissches Hausarchiv Regensburg. Haus- und Familiensachen: Prin­
zipalkommissariat. — Akten (Vol. I 1719—1748), 900: Schreiben von Mühlbauer aus 
Wien vom 27. 6. 1742. — Entwürfe von Rechtfertigungsschreiben, besonders Schreiben 
von Schneidt, in Frankfurt 3. 7.1742 und vom 27. 7. 1742, beide nach Wien. 

8 2 Mit einer ordentlichen Besoldung von 2000 fl pro Monat. Kaiserliches Hofdekret 
vom 1.2. 1743 (Original) im Thum und Taxisschen Hausarchiv Regensburg. 
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V o n erheblicher Bedeutung für die Beziehungen des Reichserbgeneralpostmei­
sters zu dem Wittelsbachischen Kaiser einerseits, aber andererseits natür l ich auch 
zum Hause Habsburg war die Tatsache, daß das Fürs tenhaus T h u m und Taxis 
1742 das Dragonerregiment Taxis für den Kaiser aufstellte, an dessen Spitze der 
Bruder Alexander Ferdinands: Pr inz Christian Egon (1710—1745) als General­
feldwachtmeister und Propr ie tä r t ra t 8 3 . 

A m 2. Juli 1744 erhob K a r l V I I . das Reichspostgeneralat zu einem kaiserlichen 
Thronlehen und Reichsfürstengut. Wenige Monate später starb dieser unglückliche 
Kaiser, und auf Alexander Ferdinand von T h u m und Taxis fiel fürs erste ebenso 
wie auf den Fürs ten Joseph W i l h e l m Ernst von Fürs tenberg Wiener Ungnade. 
E r soll sogar in Brüssel für kurze Zeit verhaftet worden sein, dann aber durch 
einen Kniefa l l wieder Gnade gefunden haben 8 4 . 

Mögl icherweise hat auch er wie der Fürs tenberger eher bei dem Gemahl Mar i a 
Theresias Franz Stefan von Lothringen wieder Aufnahme erreicht. Immerhin 
ging Alexander Ferdinand, der in erster Ehe (am 11. A p r i l 1731) mit Sophie 
Christine Luise Markgräf in von Brandenburg-Bayreuth (1710—1739) vermähl t 
war, wenige Wochen nach dem Tode Kaiser Karls V I I . am 22. M ä r z 1745 i n Paris 
eine zweite Ehe ein mit Charlotte Luise Prinzessin von Lothringen, Gräf in von 
Lambesc (gestorben am 6. Januar 1747). Dadurch dürf ten in diesem Augenblick 
für den Fürs ten von T h u m und Taxis höchst wertvolle verwandtschaftliche 
Beziehungen hergestellt worden sein. 

Durch Dekret des Kaisers F r a n z i , vom 28. Dezember 1745. wurde Alexander 
Ferdinand wieder Wirkl icher Kaiserlicher Geheimer Rat (mit dem Rang nach 
dem Kammerrichter), wobei ihn der Kaiser seiner vollkommenen Zufriedenheit 
mit ihm und seinem unermüdl ichen W i r k e n versichert — ohne seine Tät igkei t als 
Prinzipalkommissar unter K a r l V I I . zu e r w ä h n e n 8 5 . M a n k ö n n t e den Tonfal l 
des Dekrets für verlogen erklären , fände man nicht unter K a r l V I I . ebenso wie 
unter seinem Nachfolger das krampfhafte Bemühen , jedenfalls bei offiziellen 
Urkunden die Kont inu i tä t von Kaiser und Reich herauszustellen und manche 
bittere Wirkl ichkei t mit schönen Worten zu kaschieren. 1747 bestät igte ihm K a i ­
ser Franz das Generalat übe r das Postwesen im Reich und — als Pächter — in 
den österreichischen Niederlanden aufs Neue. A l s der wieder zum Kaiserlichen 
Prinzipalkommissar auf dem Reichstag ernannte Fürs t Joseph Wi lhe lm Ernst von 
Fürs tenberg im Januar 1748 zurückt ra t , erhielt Alexander Ferdinand diese W ü r d e 
abermals als sein Nachfolger aus den H ä n d e n des Kaisers (mit Dekret vom 25. Ja­
nuar). A m l . M ä r z zog er in Regensburg ein und nahm hier seine Wohnung im 
Freisinger Hof. V o r Ü b e r n a h m e der Amtsgeschäfte gab es, wie so häufig auf dem 
Reichstag, protokollarische Schwierigkeiten. Alexander Ferdinand verstand es, 
durch Prunkentfaltung und reiche Feste die Reichstagsgesandten im Laufe der 
Zeit für sich zu gewinnen. E r unterhielt unter anderem eine eigene Schauspieler-, 
truppe und eine Hofkapelle. Eines der üppigs ten Feste war wohl die Hochzeit 
des Fürs ten mit seiner dritten Gemahlin, der achtzehnjährigen Mar i a Henrietta 
Josepha, Prinzessin von Fürstenberg-Stühl ingen (31. M ä r z 1732—4. Juni 1772), 
der Tochter seines zweimaligen Vorgängers Fürs ten Joseph W i l h e l m Ernst von 
Fürs tenberg . D a Alexander Ferdinands zweite Gemahl in , die Prinzessin von 

8 3 Vgl . A . Lohner, Geschichte und Rechtsverhältnisse des Fürstenhauses Thum und 
Taxis (1895) 123. 

8 4 Vg l . Lübbecke, 47. 
8 5 Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, R K , Geheime Räte, Fasz. 6. 
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Lothringen, im Januar 1747 verstorben war, in eben diesem Jahre aber Fürsten­
berg zurückt ra t und Alexander Ferdinand von T h u m und Taxis zu seinem Nach­
folger ausersehen wurde, liegt es — auch wenn bislang keine einschlägigen Quel­
len vorgelegt wurden — denkbar nahe, daß zwischen den beiden Männe rn Ab­
sprachen erfolgten, bei denen wohl auch die Eheschl ießung des Nachfolgers mit 
der Tochter des Vorgängers verabredet wurde. 

25 Jahre hindurch hat dann der Fürs t von T h u m und Taxis sein hohes Amt 
verwaltet. „Weniger die offiziellen, als die regelmäßig wiederkehrenden Gesell­
schaftsabende in dem gastlichen Palais des Prinzipalkommissars hatten den Zweck, 
in vertraulicher Unterredung politische Fragen zu erör te rn , Gegensätze auszu­
gleichen, Akt ionen einzuleiten und für Ant räge Stimmung zu machen", so schreibt 
dazu R ü b s a m 8 6 . 

Seit 1725 Ritter des Kurpfälzischen St. Hubertusordens und seit 1739 Ritter 
des königlichen polnischen We ißen Adlerordens, erhielt Alexander Ferdinand 
1749 vom Kaiser das goldene Vließ. Jahre später wurde er (am 30. M a i 1754) 
zugleich mit dem Hause Schwarzenberg mit Sitz und Stimme in den Reichsfür­
stenrat auf dem Reichstag aufgenommen. Dagegen erhoben sich Widers tände , 
weil die T h u m und Taxis zwar reich begüter t waren, nicht aber ein eigenes Terri­
torium besaßen . Erst seinem Sohne K a r l Anselm gelang es, durch großen Land­
erwerb diesen E i n w ä n d e n den W i n d aus den Segeln zu nehmen. 

W ä h r e n d des Siebenjährigen Krieges war der Fürst preußischer Vergeltung aus­
gesetzt, we i l er als Par te igänger Habsburgs galt, so daß er seine hohe W ü r d e 
selbst als „Charge penible" bezeichnete 8 7 . 1773 ist er nach ereignisreichem und 
erfolgreichem Leben am 17. März zu Regensburg verstorben. 

Beim Ableben des Fürs ten Alexander Ferdinand von T h u m und Taxis war 
seine Stellung im Reich und auf dem Reichstag nach jahrzehntelangem W i r k e n 
als Kaiserlicher Prinzipalkommissar so gefestigt, daß dieses hohe A m t , dessen 
gewaltigen repräsenta t iven Aufwand angesichts des geringen Salärs ohnehin nur 
wenige Reichsfürsten tragen konnten, mehr oder weniger mit Selbstverständlich­
keit auf seinen Sohn aus erster Ehe zukam, den Fürs ten Karl Anselm, der am 
2. Juni 1733 in Frankfurt am M a i n zur Wel t gekommen war. E r hatte i n jungen 
Jahren ausgedehnte Reisen durch die Schweiz, Italien und Frankreich unternom­
men und war w ä h r e n d seines längeren Aufenthalts in Paris durch den Grafen 
Kaunitz L u d w i g X V . und der königl ichen Familie vorgestellt worden. Nach dem 
Tode des Vaters wurde er mit Dekret vom 25. A p r i l 1773 zum Wirkl ichen Kaiser­
lichen Geheimen Rat ernannt 8 8 und zwei Tage später zum Kaiserlichen Pr inzi­
palkommissar. A m 21. M a i legitimierte er sich als solcher auf dem Reichstag. M i t 
dem Reichserbgeneralpostmeisteramt wurde er ein Jahr später (am 27. Dezember 
1774 und später wieder am 11. M ä r z 1794) belehnt. A m 17. September 1776 
erließ der Fürs t zu Frankfurt am M a i n für sein Haus eine (später nur wenig 
veränder te) Primogeniturconstitution. 

Auch kaufte er 1785 um 2 100 000 f l . die Reichsgrafschaft Friedberg und die 
Herrschaften Scheer, Dürmen t ingen und Bussen in Schwaben, wei l der Familie 
bei Aufnahme in den Reichsfürstenrat auf dem Reichstag die Erwerbung von 

8 8 In der A D B 37, 478. 
8 7 Lübbecke, 47. 
8 8 Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, wie Anm. 85. 
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fürs tenmäßigen Landen zur Auflage gemacht worden war. N u n wurde der Fürst 
auf Grund dieser zu einer gefürsteten Grafschaft Friedberg-Scheer zusammen­
gefaßten Besitzungen 1787 in U l m in den Fürs tenra t des Schwäbischen Reichs­
kreises aufgenommen, und Kaiser Joseph II . erhob den zusammengefaß ten Besitz 
am 16. Juli 1787 zu einer reichsgefürsteten Grafschaft Friedberg-Scheer. Der 
altfürstl iche Widerspruch gegen Sitz und Stimme der T h u m und Taxis auf dem 
Reichstag verstummte 8 9 . 

A l s einer der ersten M ä n n e r i m Dienste von Kaiser und Reich erhielt auch er 
das Goldene Vl ieß , die höchste Auszeichnung, die das Haus Habsburg zu ver­
geben hatte. Fürs t K a r l Anselm war vermähl t mit Augusta Elisabeth, Herzogin 
von W ü r t t e m b e r g , gestorben 4. Juni 1787. E r zog sich aus gesundheitlichen Grün­
den (vor dem 14. März) 1797 vom Prinzipalkommissariat zurück, wobei er es 
verstand, diese W ü r d e nun seinem ältesten Sohne, dem erst siebenundzwanzig-
jähr igen Prinzen K a r l Alexander, zukommen zu lassen. 

So hatte Fürs t K a r l Anselm von T h u m und Taxis im Stile seiner Zeit vorbild­
l ich für sein Haus gesorgt. Angesichts solch eines Lebenslaufes, wie er uns bei 
Fürs t K a r l Anse lm begegnet, ist man in unserer Zeit leicht geneigt, negative 
Urteile zu fällen: ein Mensch, privilegiert von Geburt an, macht die für Fürst­
lichkeiten typische Erziehung durch und heiratet s tandesgemäß. Sein ererbter 
märchenhaf te r Reichtum versetzt ihn in die Lage, sich ein Terri torium zu kaufen, 
das der Kaiser als Fürs ten tum anerkennt, nachdem der Fürstent i te l ja schon durch 
Erbschaft K a r l Anselm zugefallen war. E r „erbt" das hohe A m t eines kaiser­
lichen Prinzipalkommissars auf dem Reichstag, und er „vererbt" es noch zu 
Lebzeiten an seinen Sohn: das Wort Nepotismus liegt nahe, und alles erscheint 
vo l l angepaßt an jene Zeit des ancien regime mit ihrem feudalistischen und 
traditionalistischen Ordnungsgefüge , das nun einmal das Al te Reich damals be­
herrschte. 

Umso erstaunlicher ist es zu erfahren, d a ß jene beiden letzten Prinzipalkom­
missare aus dem Hause T h u m und Taxis — zumindest in jungen Jahren — eine 
Neigung zu „a l te rna t ivem" Verhalten hatten, eine aufklärerisch-freie Neigung 
zu menschlichem Umgang jenseits aller Standesschranken. Eine Möglichkeit zur 
Verwirkl ichung solcher Vorl ieben sahen sie, wie so viele ihrer Zeitgenossen, in 
der Gehe imbünde le i der Freimaurer. Fürst K a r l Anselm von T h u m und Taxis 
soll persönlich der G r ü n d e r der ersten Regensburger Freimaurerloge „Charles 
de la Constance" gewesen sein, und in einer Mitgliederstammrolle der zweiten 
Regensburger Freimaurerloge „Carl zu den drei Schlüsseln", begründet am 1. M a i 
1767, erscheint später sein Sohn: V o m Fürs ten bis zum Lohnlakaien findet man 
nebeneinander Grafen und Aufwär ter , Freiherren und Kaufleute, Legations­
sekretäre und (einen) Schuhmacher, Offiziere und Rä te verschiedener Territorial­
regierungen, meist Protestanten, aber auch einige Kathol iken: so einen Mönch 
(zeitweise Abt) des Schottenklosters, den Naturforscher und Reichstagsgesandten 
Grafen Sternberg, Mozarts Textdichter Schikaneder und eben Erbprinz K a r l 
Alexander von T h u m und Taxis — insgesamt 262 Namen bis zum Ende des 
Jahres 1802 8 9 a . 

Seit dem letzten Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts traf nun der Geist der Auf­
klärung, freilich nicht mehr in spielerischer Form, sondern in sehr ernster Weise 

8> A D B 37, 504—507. 
8 ) a Vgl . W. Fürnrohr, Das Patriziat d. Freien Reichsstadt Rgbg. z. Z . des Immerwähr. 

Reichstags. Erlanger Diss. In: V O 93 (1952) 290. 
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als Folge der Französischen Revolution den Fürsten K a r l Anselm als Oberhaupt 
der Familie und als Reichsgeneralpostmeister. Nach und nach gingen die Taxis '-
schen Posten auf dem l inken Rheinufer verloren und beim Durchzug erhoben die 
Franzosen hohe Kontributionen. Durch Ar t . 13 des Reichsdeputationshauptschlus-
ses erhielt der Fürst aber als Entschädigung für die linksrheinischen Landverluste 
das gefürstete Damenstift und die Stadt Buchau und weitere Abteien und zu bis­
her geistlichen Territorien gehörige Ämte r bzw. Herrschaften. Die Vir i ls t imme, 
die er nun auf dem Reichstag im Fürs tenra t hä t te führen dürfen, wurde aber 
durch die Mediatisierung und die Auflösung des Al ten Reiches 1806 wieder hin­
fällig. K a r l Anselm erlebte dieses Ende eines tausendjähr igen Gefüges nicht mehr. 
E r verstarb am 13. November 1805 bei Regensburg. 

K a r l Anselms Sohn aber, der am 22. Februar 1770 in Regensburg geborene 
Fürst Karl Alexander von Thum und Taxis durchlebte bis zu seinem Tode am 
15. Juli 1827 alle jene U m w ä l z u n g e n einer aus den Fugen geratenen Zeit. 

Er hatte in S t raßburg , W ü r z b u r g und Mainz studiert und dann die Nieder­
lande, Frankreich, England, die Schweiz und Italien bereist. Bereits 1789 ver­
mähl te er sich mit Therese Mathi lde, Prinzessin von Mecklenburg-Strelitz, der 
Schwester der Königin Luise von P reußen . E r war ein Freund der Mus ik , spielte 
selbst Orgel und komponierte Symphonien, die er am Hofe seines Vaters auf­
führen ließ 9 0 . 

A l s sein Vater vom Kaiserlichen Prinzipalkommissariat zurücktra t , wurde er 
am 3. März 1797 Wirkl icher Geheimer Rat des Ka i se r s 9 1 . Noch im gleichen 
Monat zum Kaiserlichen Prinzipalkommissar ernannt, legitimierte er sich auf dem 
Reichstag am 3. A p r i l 1797 und behielt sein hohes A m t bis zum Ende des Heil igen 
Römischen Reiches Deutscher Nat ion am 6. August 1806. E r erhielt 1799 das 
goldene Vließ. 

D a ß es sich in den beiden letzten Jahrzehnten des Al ten Reiches nicht nur um 
Unannehmlichkeiten handelte, die den einen mehr, den anderen weniger trafen, 
sondern daß da auf dem Reichstag zwischen den Parteien schwer gerungen wurde 
um die vielen tiefgreifenden Entscheidungen, das ist an anderer Stelle mehrfach 
dargelegt worden 9 2 . 

Wenn auch die Prinzipalkommissare mit all ihren repräsenta t iven Verpfl ich­
tungen scheinbar abseits standen von politischen Entscheidungen, die vor allem 
die Kaiserlichen Konkommissare und die ös te r re ich ischen Direktorialgesandten 
des Reichsfürstenrates sowie die kurböhmischen Gesandten für den Kaiser durch­
zusetzen und zu tragen hatten, waren sie doch unvermeidlich mit engagiert und 
als Fürs tenhaus und als Reichserbgeneralpostmeister vol l mitbetroffen von dem 
Geschehen. Durch den Abschluß des Rheinbundes mediatisiert und der meisten 
Rechte, besonders auch des Postregals vielerorts beraubt, hat sich der Fürs t zu­
sammen mit seiner einflußreichen Gat t in doch immer wieder durchzusetzen ver­
mocht. E r konnte seine Besitzungen in Bayern, Wür t t embe rg , Böhmen und Preu-

9 0 Wurzbach, Bd. 45, 74 f. — A D B 37, 501 ff. 
9 1 Vgl . Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, wie Anm. 85. 
9 2 Vgl . u. a. J. Schick, Der Reichstag zu Regensburg im Zeitalter des Baseler Friedens 

1792—1795, Diss. Bonn, Dillingen 1931. — W. Fürnrohr, Der Immerwährende Reichs­
tag zu Regensburg. Das Parlament des Alten Reiches, 1963. — Ders., Kurbaierns Ge­
sandte auf dem Immerwährenden Reichstag, 1971. — K . O. v. Aretin, Heiliges Römi­
sches Reich 1776—1806. Reichsverfassung und Staatsssouveränität. 2 Bde., 1967. 
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ß e n stark erweitern und wurde durch die Deutsche Bundesakte als „Standesherr" 
anerkannt 9 3 . M i t Recht weist Fürs t K a r l Alexander in seinem Testament darauf 
h in , daß er „mehr als einmal mit Zugrunderichtung unseres Hauses und mit der 
Vernichtung unserer ganzen Existenz bedroht" 9 4 gewesen sei. Dennoch nahmen 
„die Macht und das Ansehen der fürstlichen Familie, nachdem die Kriegsstürme 
sich gelegt (hatten) und durch die Bundesakte wiederum eine gesicherte rechtliche 
Basis geschaffen war, einen ungeahnten Aufschwung" 9 5 . 

Z u den eigentümlichen Vernestelungen zwischen dem I m m e r w ä h r e n d e n Reichs­
tag des Al ten Reiches in Regensburg und dem Bundestag des Deutschen Bundes 
i m 19. Jahrhundert gehört neben dem Auftreten einiger profilierter Reichstags­
gesandten auf dem Frankfurter Bundestag auch die Tatsache, daß der Bundestag 
von 1815 bis 1866 in Frankfurt am M a i n im Taxispalais tagte. 

5. Die kaiserlichen Konkommissare 

V i e l s tä rker als die kaiserlichen Prinzipalkommissare waren an den W i l l e n der 
Wiener Hofburg gebunden die kaiserlichen Konkommissare auf dem Reichstag. 
A l s rechtskundige geschäftsführende Kanz le i l e i t e r 9 5 a bei der kaiserlichen Prin­
zipalkommission hatten sie erhebliche Möglichkeiten zur E in f lußnahme, wenn sie 
auch nicht selber ein V o t u m führten. Allerdings kam es sehr auf das persönliche 
Format des Stelleninhabers an und nicht weniger auf das Format der übr igen 
Vertreter des Kaisers. Im allgemeinen war die s tärkste Persönlichkeit unter ihnen 
politisch tonangebend, unabhäng ig von der Rangfolge (vgl. S. 76 ff. u . Te i l II). 
Es kam aber auch vor, d a ß der Wiener Kaiserhof ausdrücklich entschied, nach 
welchem seiner Vertreter sich die übr igen in Regensburg richten sollten: Das war 
1682/83 der österreichische Direktorialgesandte Strattmann (vgl. Te i l II), nach 
ihm Graf Windischgrätz i n seiner schillernden Position als „ In te r imskommissa r" , 
die mehr als Konkommissar bedeutete und doch dem kaiserlichen Prinzipalkom­
missar nicht gleichgesetzt werden konnte (S. 115 ff.); und gegen Ende des alten 
Reiches war es der Konkommissar Freiherr von Hügel (S. 136 f.), dem der Wiener 
Hof volles Vertrauen schenkte, dem er auch die Leitung der Reichsdeputation 
anvertraute. 

V o n den fünfzehn Persönlichkei ten, die uns hier begegnen, waren neun Reichs­
hofräte, und zwar die ersten acht ohne Ausnahme, wobei man allerdings an­
merken m u ß , daß der achte, Phi l ipp Heinrich Freiherr von Jodoci, nur zum 
Reichshofrat ernannt, nicht aber in dieses Kol legium eingeführt war. Ist es ein 
Zufa l l , daß nach dem Jahre 1740, das uns in der späten Reichsgeschichte als aus­
gesprochenes Jahr der Wende begegnet, nur noch ein Reichshof rat kaiserlicher 
Konkommissar wurde, und zwar eine Persönlichkeit , die uns in mancher Hinsicht 
als Ausnahmefall erscheint (August Friedrich Graf von Seydewitz)? Überbl icken 
wir zunächst jene Konkommissare des Kaisers, die er i n den ersten Jahrzehnten 
auf den Reichstag sandte! D a steht an der Spitze der eh rwürd ige schon fast 80-

9 3 Vgl . H . Gollwitzer, Die Standesherren, 1957. 
9 4 A D B , wie Anm. 90. 
9 5 A D B , wie Anm. 90. 
9 3 a So O.F.Winter , Österr. Pläne zur Neuformierung des Reichstags 1801—1806, in: 

Mitteilungen des Österr. Staatsarchivs 14 (1961) 261—335. 
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jährige Georg Ul r ich (seit 1630) Graf von Wolkenstein, der schon über 30 Jahre 
Reichshofrat, zuletzt Reichshofratsvizepräsident war. E r hatte bereits an den 
westfälischen Friedenverhandlungen teilgenommen, hatte manche heikle diplo­
matische Miss ion auf Reichsboden für den Kaiser ausgeführt und in den letzten 
Jahren vielfach den Reichsvizekanzler vertreten 9 6 . Noch vor seinem Ableben 
(1664) erscheint neben ihm der Licentiat der Rechte und Reichshof rat von der 
Gelehrtenbank Johann Baptist (seit 1652) edler Herr von Crane, der geichfalls 
schon am Abschluß des Westfäl ischen Friedens beteiligt war und viele diploma­
tische Aufträge des Kaisers im Reich, besonders im westfälischen Kreis mit beach­
tenswertem Erfolg ausgeführt hatte. Der Venezianer Contarini schätzt ihn frei­
l ich in jeder Hinsicht als mi t te lmäßig ein und bezeugt nur, daß er ein eifriger 
Kathol ik war. Ob er ihm damit ganz gerecht geworden ist, bleibt dahingestellt. 
Crane folgt jedenfalls dem Kaiser bei dessen Abreise vom Reichstag 1664 nach 
W i e n 9 7 . 

Die Stelle eines kaiserlichen Konkommissars scheint neben Erzbischof Guido­
bald einige Jahre unbesetzt geblieben zu sein. E i n Jahr nach dem Ableben des 
kaiserlichen Prinzipalkommissars Erzbischof Guidobald von Salzburg (1668) er­
scheint am gleichen Tage mit dem neuen kaiserlichen Plenipotentiarius Bischof 
Marquard von Eichstät t auch der neue kaiserliche Konkommissar Dr . jur. Johann 
Heinrich Schütz (seit 1656) von Pfeilstatt. Schütz hatte den Bischof von Eichstätt 
bereits auf dem Friedensexekutionstag zu N ü r n b e r g 1649/50 und auf dem Reichs­
tag zu Regensburg 1653/54 vertreten. E r hatte als Subdelegierter mehreren kai­
serlichen Kommissionen beigewohnt und auch an Kreis- und Münzproba t ions -
tagen teilgenommen. E r war Geheimer Rat, Kanzler und Lehenspropst seines 
Bischofs, als ihn Kaiser Leopold nach Einholung und Erkundigungen in den 
Reichshof rat zu W i e n berief. N u r ungern leistete Schütz 1659 diesem ehrenvollen 
Ruf Folge, und nur ungern ließ ihn Bischof Marquard (der sein Bistum von 1636 
bis 1685, fast 50 Jahre lang regierte!) ziehen. Heute möchte man sich fragen, 
ob nur der Wunsch des neuen Prinzipalkommissars, wieder mit seinem alten 
Kanzler zusammenzuarbeiten, beim Kaiser durchgedrungen war, so daß in der 
Tat beide am 31. August 1669 als kaiserlicher Pr inzipal und als Konkommissar 
in Regensburg ihre Tät igkei t aufnahmen, oder ob nicht der Reichshofrat Schütz 
von Pfeilstatt schon vorher in W i e n das Auge des Kaisers auf seinen einstigen 
Prinzipal zu lenken verstanden hat. W i e dem auch sei, offenbar hatte Kaiser 
Leopold I. zu diesen beiden M ä n n e r n volles Vertrauen. Es wi rd sogar für möglich 
gehalten, daß Schütz das Gutachten über die ungarische Magna tenverschwörung 
von 1670/71 verfaßt hat, das zuerst dem österreichischen Hofkanzler Johann 
Paul Hocher zugeschrieben wurde 9 7 a . Freilich sollte man sich nicht verhehlen, 

M Vgl . über ihn: Gschließer, 222 f. Sein Bild: S. 256 f. — Wurzbach, Bd. 58, 53; 
55 Stammtafel, aber ziemlich unklar. — Wenig ergiebig auch Kneschke, Bd. IX , 601 f. 
— Zusammenstellung seiner diplomatischen Missionen in: Repertorium der dipl. Ver­
treter . . . , Bd. 1,125, 134, 137, 148, 162. 

9 7 Vg l . über ihn: Gschließer, 230 f. — N D B 3, 400. Hier Literatur und Quellen. Re­
pertorium der dipl. Vertr. . . . Bd. I, 134, 135, 137, 142, 162, 164. — Aufschlußreich auch 
die Adelsakten der Reichskanzlei im A V A Wien, besonders die „Rote Wachsfreiheit" 
d.d. Prag 20.10.1652. 

9 7 a So Gschließer S. 282 mit Hinweis auf O. Redlich: Ein angebliches Gutachten des 
Hofkanzlers Hocher über die ungarische Magnatenverschwörung (1670/71), in: Beiträge 
zur neueren Gesch. Österreichs, 1908, IV, S. 123, 
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d a ß gerade in den Jahren um 1670 unter dem Einfluß des österreichischen Hof­
kanzlers Johann Paul Hocher die kaiserliche Poli t ik mehr und mehr dem öster­
reichischen Eigeninteresse folgte, daß der Reichsvizekanzler Graf Königsegg und 
die Reichshofkanzlei in Wien damals gedemüt igt wurden und die Reichspolitik 
einen Tiefstand erlebte. In den folgenden Jahren veränder te sich die Situation 
aber gründl ich durch den Kr ieg und die französische Reunionspolitik im Westen 
des Reiches und dann erst recht durch den Ansturm der T ü r k e n aus dem Süd­
osten (1683) und den Gegenangriff der kaiserlichen Truppen nach erfolgreichem 
Entsatz der belagerten Hauptstadt Wien . Der Konkommissar Schütz von Pfeil­
statt erlebte von all diesen Ereignissen viel weniger auf dem Reichstag als sein 
Pr inz ipa l . Schütz starb bereits am 2. M a i 1677 9 8 . 

Sein Nachfolger als kaiserlicher Konkommissar war Dr . jur. Franz Matthias 
May (geboren 1629 in Neumarkt /Opf . ) , der zwanzig Jahre lang Erzbischöflich-
Salzburgischer Rat und Professor der Univers i tä t Salzburg war, vom bayerischen 
Reichskreis 1670 als Kammergerichtsassessor präsent ier t wurde und vom Kaiser 
(1674) von Speyer in den Reichshof rat nach W i e n berufen wurde. Bis zu seinem 
Tode (1693) war er noch neunzehn Jahre hindurch Reichshof rat auf der Gelehr­
tenbank, verbrachte davon aber die Zeit von 1677 bis 1688 auf dem Reichstag 
als kaiserlicher Konkommissa r 9 9 . 1680 lesen w i r in den Vor t rägen , die für die 
geheime Konferenz beim Kaiser in W i e n ausgearbeitet werden, M a y werde in 
Regensburg arg b e d r ä n g t 1 0 0 . Mehrfach w i r d ihm im Laufe der nächsten Jahre 
von W i e n aus empfohlen, eng mit dem österreichischen Direktorialgesandten 
Strattmann (s. Te i l II) zusammenzuarbeiten, der ihm praktisch Anweisungen 
erteilte, was er zu tun habe. So berief M a y auf Strattmanns „Er innerung" hin 
die reichsstädtischen Abgesandten in Regensburg zu sich und ermahnte sie, sie 
sollten ja nicht mit der Merheit des Kurkollegiums zusammen ein Conclusum 
duorum collegiorum verabschieden. Der Abgesandte der Reichsstadt Regensburg 
erwiderte darauf als Direktor des reichsstädtischen Kollegiums, man habe den 
reichsstädtischen Gesandten sehr zu Unrecht Absichten unterstellt, die sie niemals 
gehabt, geschweige denn offiziell besprochen hä t ten etc. Sie beteuerten ihre Treue 
zum Kaiser, und Konkommissar M a y bes tä rk te sie dabei und versprach ihre Treue 
beim Kaiser zu r ü h m e n . . . 

In seinem Übereifer erregte May einmal den Unwi l l en der Hofburg, wei l er 
angesichts der Türkengefahr sogar den französischen Gesandten um Hilfe bat. 
Wenn M a y damals im Januar 1683 den Gesandten Verjus aufsuchte, so hatte er 

9 8 Das Repertorium der dipl. Vertreter, Bd. I und II unterscheidet den Konkom­
missar Johann Heinrich Schütz von Pfeilstatt nicht von einem gleichnamigen Reichs­
tagsgesandten der Jahre 1682—1691 für die Bistümer Basel und Worms. — Genauen 
Aufschluß über die Familie geben die Adelsakten der Reichskanzlei im A V A Wien, 
besonders die Erhebung in den rittermäßigen Adelsstand für Johann Andreas und Jo­
hann Heinrich, beide Dr. iur., sowie für Jodocus Schütz, JUL vom 9. 3. 1656. — Vg l . 
Gschließer, 281 f. 

9 9 Über ihn Gschließer, 300 f. — Ziemlich phantastisch mutet der familiengeschicht­
liche Hintergrund an, der gezeichnet wird in: Siebmachers Wappenbuch IV. Bd., 8. Abt. 
(1879) 96. — Vgl . Siebmachers Wappenbuch V I . Bd., 1. Abt. (abgestorbener baierischer 
Adel) (1906) 133. 

1 0 0 Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, Reichshof kanzlei: Diplomatische Acten, Vor­
träge Fasz. 5 c, 20. 1. 1680. 
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gute G r ü n d e . Der französische Gesandte hatte die Mitteilung eines wichtigen 
Reichsgutachtens nicht als legal anerkannt, und May muß te befürchten, das Kur­
mainzer Reichsdirektorium werde die Verhandlungen ganz an sich ziehen. Es war 
Mays Gegenzug, daß er Verjus besuchte und ihn unterrichtete. Nur ging er bei 
den üblichen Freundlichkeiten zu weit, was ihm später den Tadel des Kaiserhofes 
eintrug, zumal Verjus ein Protokoll über das Gespräch anfertigte, das May an­
erkannte. N u n wurde ihm von W i e n aus entgegengehalten, er habe zwar V o l l ­
macht, mit den Ständen des Reiches zu verhandeln, nicht aber „cum exteris". 
Dazu m u ß man wissen, daß der Kurmainzer Reichsdirektor Dr . Scheffer, der in 
der geheimen Konferenz in Wien einmal als rechte H a n d des französischen Ge­
sandten Verjus bezeichnet wi rd , im Grunde ebenso unselbs tändig war wie May 
oder auch nur der bayerische Gesandte W ä m p l . Scheffer handelte grundsätzl ich 
auf sehr detaillierte Weisungen seines Kurfürsten, des Erzbischofs Anselm Franz 
von Ingelheim. A u f dem Reichstag aber hatte das Kurmainzer Reichsdirektorium 
eine sehr einflußreiche Stellung, was die Verhandlungen und Beschlüsse im allge­
meinen und ganz besonders die im Kurkol legium betrifft. Z u eben jener Zeit war 
die „Ruhe des Rheinstroms" das erklär te Interesse der rheinischen Kurfürsten, 
vor allem der drei Geistlichen, die zusammen mit Kurbrandenburg und Kurpfalz 
alles taten, auf Annahme des französischen Friedensangebotes hinzuwirken. Die­
ses „Fr iedensangebot" war aber eigentlich nur eine Aufforderung zur Kapitu­
lation vor der Gewalt; Frankreich hatte durch seine Reunionskammern Urteile 
von schreiender Ungerechitgkeit fällen und durch seine Truppen vollstrecken las­
sen, Urteile, die alle darauf hinausliefen, deutsche Städte und Herrschaften für 
Frankreich einzuziehen. Seinen Höhe- und Schlußpunkt hatte dieses Verfahren 
mit dem Überfal l auf S t raßburg 1681 erreicht. A l s Ludwig X I V . nun Unter­
händle r nach Frankfurt am M a i n schickte, hatten sie nur Vollmacht über die 
französische Proposition zu verhandeln, d. h. übe r das französische Friedens­
angebot, das nichts weiter verlangte als die deutsche Anerkennung für diesen 
Besitzwechsel. So groß war damals die Furcht vor Frankreich, daß sich im Kur­
fürstenkollegium eine Mehrheit von fünf Gesandten für einen Kollegialschluß 
fand, der den W i l l e n ausdrückte , Frankreichs Vorschlag anzunehmen. Ja, dieser 
Schluß wurde nicht nur dem Kaiser mitgeteilt mit der Aufforderung, ihm sofort 
nachzukommen; auch der französische Gesandte erhielt diesen kurfürst l ichen 
Kollegialschluß zugestellt! Ke in Wunder, daß man bei der kaiserlichen Prinzipal­
kommission i n Regensburg und auch in Wien selbst Separatabkommen der Kur­
fürsten mit Frankreich befürchtete . . . 

Der Kurmainzer Reichsdirektor Dr . Scheffer, bei dem viele Fäden zusammen­
liefen, war einer der bestunterrichteten Männer . E r wurde übe r Verhandlungen 
zwischen Brandenburg und D ä n e m a r k ebenso orientiert wie über Verhandlungen 
an der hohen Pforte, über Schwierigkeiten des Kaisers, die Frankreich ihm in 
Venedig machte, und übe r Übergriffe Spaniens gegen Hamburger Schiffe. Alles 
das wirkte auf den Reichstag ein. Scheffer selbst m u ß t e immer wieder Einzel­
verhandlungen mit den „Wohlges innten" führen, also in diesem Falle mit der 
französischen Partei auf dem Reichstage. 

Gegenspieler des Kurmainzer Reichsdirektoriums ist zu dieser Zeit das öster­
reichische Reichsfürs tenratsdirektor ium. Im Reichsfürstenrat ziehen die Vertreter 
Österreichs gegen Gottfried von Jena, den Gesandten des großen Kurfürs ten 
kräftig vom Leder: E r hatte das Vo tum Magdeburgs dazu gebraucht, für A n ­
nahme des französischen Friedensvorschlags einzutreten und den Kaiser und die 
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kaiserliche Poli t ik zu diskriminieren. N u n wurde ihm eine entsprechende Abfuhr 
erteilt. Solange Österre ich die Mehrheit im Reichsfürstenrat für sich gewinnen 
kann, kann es die gesamten Verhandlungen blockieren, und eben diese Takt ik 
m u ß es in diesen Jahren immer wieder befolgen. Z u diesem Zweck werden auch 
immer wieder die Fragen des Protokolls vorgeschoben, das sogenannte „punc tum 
commerci i" , vor allem auf dem Frankfurter Fr iedenskongreß . 

A l s man in W i e n erfährt , der französische Gesandte in Regensburg Verjus habe 
wesentlich weitergehende Verhandlungsvollmacht als Frankreichs Gesandte in 
Frankfurt, w i r d der Beschluß des Reichstags, die Friedensverhandlungen nach 
Regensburg zu verlegen, binnen weniger Tage in W i e n ratifiziert. Ausdrückl ich 
he iß t es vorher in den Anweisungen für die kaiserliche Prinzipalkommission, 
Protokollfragen seien jetzt zurückzuste l len. K a u m aber sollen die Verhandlungen 
i n Regensburg eröffnet werden, bedient man sich wiederum des Protokolls, Poli t ik 
zu machen. Verhandlungsvollmachten erhalten der kaiserliche Prinzipalkommis­
sar, der Konkommissar und der österreichische Gesandte Strattmann, später der 
„ In te r imskommissa r " Windischgrä tz . D a ß der Prinzipalkommissar Bischof Mar­
quard nur ermächtigt w i rd , aber nicht verhandeln soll , steht für W i e n von vorne­
herein fest. Der Konkommissar spielt mehr die Rol le eines Strohmannes, wäh­
rend die Verhandlungen zunächst Strattmann führt , später Windischgrä tz , der 
sie i m August 1684 zum Abschluß bringt. Immerhin wirft Windischgrä tz , dem 
Mays etwas unglückliche Situation auffallen m u ß t e , in seinen Berichten an die 
Wiener Hofburg die Frage auf, ob nicht dessen mangelhafte Ausstattung mit 
Equippagen und die Tatsache, daß der Konkommissar kein Personal für unter­
geordnete Verrichtungen habe, daran Schuld seien, daß Verjus ihn so von oben 
herunter behandelt 1 0 1 . 

In W i e n hat man auf diese Anregung nicht reagiert. M a n glaubte wohl über 
genügend Instrumente auf dem Reichstage zu verfügen. In der Tat erscheint der 
Reichstag beinahe so wie eine gewaltige politische Orgel , auf der man von Wien 
aus spielend, die verschiedenen Register durchaus jeweils zur rechten Zeit zu 
ziehen w u ß t e ! 

W ä h r e n d der Belagerung Wiens w i r d bei Abwesenheit von Bischof Marquard 
aus Passau, wo sich der kaiserliche H o f nun aufhielt, Graf Windischgrä tz , der 
zuletzt einer der wenigen Berater des Kaisers in der geheimen Konferenz war, 
nach Regensburg auf den Reichstag geschickt, nicht als adjungierter (als „Kon"-
Kommissar), sondern als „ In te r imskommissa r" , damit ihm volle Ehren zuteil 
w ü r d e n . Gerade das aber erreichte er in Regensburg nicht, wei l eine Reihe von 
Reichsständen durch ihre Gesandten keinen kaiserlichen Prinzipalkommissar, der 
nicht selber ein Reichsfürst sei, anerkennen wollten. 

Gottlieb (auch Amadeus, Freiherr, seit 1682) Gra f von Windischgrätz, war 
eine außerordent l iche Persönlichkeit von wel tmännischem Zuschnitt. Die W i n ­
dischgrätz gehörten zu jenen 71 Geschlechtern, die sich noch nach 1647 in Nieder­
österreich zur evangelischen Religion bekannten, Gottlieb Amadeus selbst (gebo­
ren 1630 zu Regensburg!) konvertierte erst 1682, galt aber auch dann noch als 

1 0 1 Relation und Gutachten für die geheime Konferenz über die Berichte der kaiser­
lichen Prinzipalkommission vom 5., 10. und 11.8. 1684 im Haus-, Hof- und Staatsarchiv 
Wien, Reichshofkanzlei: Diplomatische Acten, Vorträge 5d (1684—88). 

Universitätsbibliothek
Regensburg

Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr03308-0115-3

http://www.bibliothek.uni-regensburg.de/
http://www.hvor.de/
http://www.nbn-resolving.de/urn:nbn:de:bvb:355-ubr03308-0115-3


heimlicher Protestant 1 0 2 . Nach guter wissenschaftlicher Ausbildung wurde er mit 
28 Jahren Reichshofrat in der evangelischen Curie und bereiste bald für den 
Kaiser zahlreiche Reichsstände, auch Schweden, wegen der (1663/64) nötigen 
Türkenhi l fe , derentwegen ja der Reichstag nach Regensburg einberufen wurde. 
1670 saß er in dem berücht igten Blutrat gegen die Verschwörer aus dem ungari­
schen Ade l und vertrat noch im gleichen Jahre den Kaiser am Hof des Sonnen­
königs. Dieser war sehr beeindruckt, daß ihm da ein se lbs tbewußter Mann ent­
gegentrat, der sich offenbar als Minister eines großen Fürs ten fühlte, sehr be­
stimmte Aussagen machte und die W ü r d e seines kaiserlichen Auftraggebers wohl 
zu wahren w u ß t e . A l s der Kr ieg mit Frankreich ausbrach, gebrauchte ihn der 
Kaiser als Gesandten von D ä n e m a r k bis nach Mühlhausen im Elsaß, wobei es 
meist um Hilfstruppen, Winterquartiere und ähnliche Fragen ging. 

1683 bewarb er sich ohne Erfolg um die Stelle des Reichshofratspräsidenten, 
wurde aber in der e rwähn ten Sondermission im Oktober nach Regensburg ge­
schickt. Gerade in diesen Jahren kam es der Wiener Hofburg aber darauf an, 
durch einen Staatsmann von hohem Format auf dem Reichstag vertreten zu wer­
den. So wirkte er am Rande der Legali tät neben dem schon hinfälligen Prinzipal­
kommissar Marquard von Eichstätt und dessen Nachfolger, dem Fürstbischof 
von Passau Sebastian von Pöt t ing, der nach einigen Jahren (1687) ent täuscht 
resignierte, bis zur Ankunft des Prinzipalkommissars Hermann von Baden, mit 
dem Wien eine seiner renommiertesten Persönlichkei ten auf den Reichstag ent­
sandte (s. S.91 ff.). 

1 0 2 Vgl . über ihn: A D B 43, 416 und Wurzbach, Bd. 57, 49 ff. sowie das Repertorium 
der dipl. Vertr. . . . Bd. I (zahlreiche Stellen). — L . Groß, Geschichte der deutschen 
Reichshofkanzlei von 1559 bis 1806, 1933. — Gschließer, 276. Sein Bild S. 288 f. — 
Hantsch, 74 und besonders: M . Pelzl, Gottlieb Graf Windischgrätz, Phil. Diss. Wien 
1935. Dieser Darstellung zufolge wandelt sich die Familie Windischgrätz mit Gottlieb 
(Amadeus) vom feudalen Provinzialadel zum Hof- und Beamtenadel des absoluten 
Monarchen. Gottlieb sei 36 mal diplomatisch verwendet worden, anfangs besonders 
bei den protestantischen Höfen des Nordens: bei den Braunschweiger Herzogen, in 
Dänemark und Schweden. Seit 1670 habe er alles getan zur „Wahrung des Rechtes und 
der Freiheit der europäischen Staaten gegenüber französischem Machtdiktat" (S. 6). 
Er sei ein Mitglied der spanischen Hofpartei in Wien gewesen. Bei Ludwig X I V . 1670 
in Paris lehnte er ein Geschenk, das ihm der König geben wollte, ab und erwies sich 
so als unbestechlich, was in jener Zeit höchst ungewöhnlich war. In den siebziger Jahren 
warb er besonders in Norddeutschland um Bundesgenossen gegen Frankreich. 

Windischgrätz war dreimal verheiratet: I. 1663 mit Gräfin Emilia Margaretha von 
Holland-Brederode, der Witwe Heinrich Albrechts von Slawata, gestorben 1663; 
II. 1665 mit Gräfin Maria Eleonora von Oettingen (1649—1681); III. 1683 mit Gräfin 
Maria Theresia von Saurau (1657—1713). Durch seine zweite Ehe wurde er mit dem 
Hause Braunschweig und dem Fürsten Lobkowitz verwandt, der damals in Wien all­
mächtig war. 

Windischgrätz erhielt 1689 das böhmische Incolat (die Familie wurde einer der 
größten Grundbesitzer Böhmens). Zuletzt erhielt er eine Expektanz auf das Reichs-
erbmundschenkenamt und die Zusicherung des palatinus major (nach Pelzl, S.89). — 
Die teilweise recht brauchbare Dissertation von Pelzl weist einige Mängel auf, beson­
ders zwei ausgesprochene Lücken bei der Lebensbeschreibung von Windischgrätz vor 
und nach seinem Wirken auf dem Immerwährenden Reichstag in Regensburg (1677—83 
und 1684—89). Wahrscheinlich hängt das damit zusammen, daß die Bearbeiterin nur 
Wiener Quellen aus den Jahren 1691 bis zu seinem Todesjahr 1695 benutzt hat. 
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Die protokollarischen Schwierigkeiten von Windischgrätz in Regensburg waren 
nicht nur Rang- und Zeremonialfragen. M i t dem Protokoll selbst wurde Poli t ik 
gemacht: M a n konnte die habsburgische Pol i t ik auf dem Reichstag in ihrer Ent­
faltung hindern, wenn man ihren hauptsächl ichsten Träger einfach nicht aner­
kannte. So schwierig ihm auch sein W r i rken von verschiedenen Seiten her gemacht 
wurde, Windischgrä tz zog doch schon nach kurzer Zeit die Initiative an sich, 
besonders die Verhandlungen mit dem französischen Gesandten Verjus. Waren 
doch die Friedensverhandlungen im Januar 1683 von Frankfurt am M a i n nach 
Regensburg verlegt worden. Windischgrä tz war beauftragt, jene Beschlüsse, die 
bei der Friedenskonferenz in Frankfurt bereits in der Luft lagen, nach der Ver­
legung der Verhandlungen an den Ort des Reichstags Regensburg nunmehr dort 
zu verhindern: der Kaiser wollte keinen Frieden schließen, durch den die Re-
unionen Frankreichs anerkannt worden wären , höchstens einen längerfristigen 
Waffenstillstand. Erst w ä h r e n d der Belagerung Wiens zeigte Ludwig X I V . sei­
nerseits Bereitschaft, zur Sicherung seines Landgewinnes anstelle eines Friedens 
einen langjährigen Waffenstillstand anzunehmen; er wünsch te aber eine Dauer 
von dreißig Jahren, was einem Friedensschluß nahezu gleichgekommen w ä r e . So 
konnte Windischgrä tz zum Ärger Frankreichs und des mit ihm verbünde ten 
Brandenburg in der Hoffnung auf mili tärische Erfolge in Ungarn hinhaltend 
taktieren, bis die Franzosen das spanische Luxemburg (am 17. Juni 1684) zu Fa l l 
brachten. N u n kam binnen wenigen Wochen ein zwanzigjähriger Waffenstill­
stand am 15. August 1684 zustande. 

In den letzten Monaten vor der Unterzeichnung gab es noch zahlreiche Schwie­
rigkeiten. Die Gesandten der fünf Kurfürs ten, die zu Frankreich neigten, schrie­
ben nach Den Haag, wo ebenfalls kaiserliche Gesandte gemeinsam mit nieder­
ländischen und spanischen um einen Universalfrieden oder wenigstens Waffen­
stillstand verhandelten, der Kaiser habe keine Vollmacht, dort für das Reich zu 
handeln. Windischgrä tz hatte alle H ä n d e vol l zu tun, die kaiserlich eingestellte 
Mehrheit im Fürs tenra t zu erhalten. E r m u ß t e die „Wohlges inn ten" ausforschen, 
wie weit sie gehen wollten, und wei l seine Instruktionen aus W i e n nicht präzise 
genug waren, stellte er klar formulierte Fragen. Es war ein riskantes diplomati­
sches Spiel, das da getrieben wurde. In einem bestimmten Augenblick gaben die 
kurfürst l ichen Gesandten auffallend nach, so daß ihr Conclusum vom 12. Juli 
1684 für die kaiserlichen Interessen günstiger aussah, als das spätere allgemeine 
Reichsgutachten. D a sich die Wiener Hofburg bei den gegebenen Mehrheitsver­
hältnissen aber keineswegs sicher war, ob sie mit ihrem Wi l l en auf dem Reichstag 
durchdringen könne , darum wollte sie den Reichstag nicht über einen Vergleich 
mit Frankreich entscheiden lassen. 

Zuletzt, als Gefahr bestand, daß die Kurfürs ten Separa tver t räge mit Frank­
reich abschließen w ü r d e n , verhandelte Windischgrä tz im Regensburger Domini­
kanerkloster mit Verjus, und zwar die kaiserliche Kommission im Sommerrefek­
torium, Verjus in einem kleinen Nebenzimmer. Sie verhandelten durch Mittels­
personen (den Eichstätt ischen Hofrat Burkhart und den französischen Sekretär 
Frischmann). Der französische Gesandte drohte, er solle das Verhandlungsergeb­
nis gar nicht zuerst dem Könige melden, sondern direkt an den Generalfeldmar­
schall Schömberg , der für jeden Fal l ordre habe: si nos non conveniemus, exer-
cr.us convenient! 1 0 3 

1 0 3 Vorträge (wie Anm. 100) vom 16. 8. 1684. 
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Plötzlich meldete Windischgrä tz , ihm sei bekannt, die kurfürst l ichen Gesand­
ten hä t ten in das letzte Gutachten nur darum eingewilligt, damit jetzt wi rk l i ch 
verhandelt werde: Verjus werde den für das Reich günstigen Ar t ike ln wider­
sprechen, und die kaiserliche Kommission komme nicht umhin, dieses Ergebnis vor 
die Reichsstände zu bringen. Dann seien die französisch gesinnten S tände am 
Z i e l ihrer Bemühungen , wei l sie wegen der drohenden Kriegsgefahr „einen Schluß 
machen können , welches schwer zu ve rhü ten sein werde" . . . 1 0 4 . 

Verjus sorgte auf jede erdenkliche Weise für ständige Verunsicherung der kai­
serlichen Unte rhändle r . Zuletzt w i r d Tag und Nacht verhandelt, und die S t ände 
des Reiches bleiben auf dem Rathaus versammelt, bis der Vertrag unterschrieben 
ist. 

Dieser in einem geradezu dramatischen Ringen zustande gekommene Waffen­
stillstand, hat nur vier Jahre gehalten und wurde dann von Ludwig X I V . selbst 
gebrochen. 

Unter den verschiedenen G r ü n d e n , die Ludwig bestimmten, praktisch gleich­
zeitig mit der Nachricht von der Eroberung Belgrads durch die kaiserlichen Trup­
pen den Kr ieg gegen Kaiser und Reich 1688 wieder aufzunehmen, hat man 1 0 5 

darauf hingewiesen, daß Kaiser und Reich, und das heißt hier der Reichstag, 
nicht bereit waren, an die Stelle des zwanzigjähr igen Waffenstillstandes, des so­
genannten Regensburger Waffenstillstandes von 1684, einen definitiven Frieden 
zu setzen; auch auf den Widerstand des Reichstags gegen die Wünsche des franzö­
sischen Königs bei den Verhandlungen über die pfälzische Erbschaftsfrage. Es 
w ä r e noch zu überprüfen , inwieweit diese für Ludwig X I V . ungewohnt feste 
Haltung der Reichsstände auf das W i r k e n von Windischgrä tz zurückzuführen 
ist 1 0 6 . 

Windischgrätz wurde von W i e n aus 1691 als Bevollmächtigter des Kaisers 
gegenüber Brandenburg-Preußen , England und den Niederlanden auf die Haager 
Konferenz entsandt (bis 1693). H ie r gewann er das Vertrauen der V e r b ü n d e t e n 
für sich und arbeitete, teilweise auf eigene Verantwortung, politisch und m i l i ­
tärisch dem Frankreich Ludwigs wirkungsvoll entgegen. W ä h r e n d dieser Zeit 
stieg er zum Obersthofmarschall des Kaisers auf. A m 10. Februar 1694 erklomm 
er den Gipfel seiner Laufbahn: Nach dem Tode des Grafen Königsegg wurde 
er Reichsvizekanzler. 

Hatten das Reichsvizekanzleramt und die Reichskanzlei unter seinem V o r ­
gänger um 1670 einen Tiefpunkt in ihrer Geschichte erlebt, so bezeichnet die 
Amtsführung von Windischgrätz einen H ö h e p u n k t in der Bedeutung der Reichs­
kanzlei und des Reichsvizekanzleramtes. Bis zu seinem Tode (am 25. Dezember) 
1695 leitete er zusammen mit Kinsky die gesamte kaiserliche Außenpol i t ik . Hatte 
vorher, vor allem unter dem österreichischen Hofkanzler Hocher, die österreichi­
sche Hofkanzlei alle wichtigen Entscheidungen der Reichskanzlei entzogen, so 
gelang es Windischgrä tz nun, die „Publ ica" , wie man die außenpol i t ischen A n ­
gelegenheiten nannte, wieder weitgehend an sich zu ziehen. E r scheint auch i m 
Frühjahr 1694 die geheimen Verhandlungen mit Frankreich durch den K o n k o m -

1 0 4 Wie Anm. 103. 
1 0 5 So Erdmannsdörffer, Deutsche Geschichte vom Westfälischen Frieden bis zum 

Regierungsantritt Friedrichs des Großen 1648—1740, Bd. II (1893) 3 f. 
1 0 6 Jedenfalls erhielt er während dieser Tätigkeit in Regensburg 1686 das goldene 

Vließ. 

Universitätsbibliothek
Regensburg

Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr03308-0118-0

http://www.bibliothek.uni-regensburg.de/
http://www.hvor.de/
http://www.nbn-resolving.de/urn:nbn:de:bvb:355-ubr03308-0118-0


missar zu Regensburg Johann Friedrich von Seilern von W i e n aus geleitet zu 
haben 1 0 7 . In der Literatur ist von den reichen Fähigkei ten des Grafen Windisch­
grä tz die Rede, der ausdrücklich als „S taa t smann" bezeichnet w i rd 1 0 8 . 

V o m 25. Jul i 1688 bis gegen Ende des Jahres 1702 hatte Johann Friedrich von 
Seilern das A m t des kaiserlichen Konkommissars auf dem Reichstag inne, ein 
Staatsmann von hohem Format. Geboren 1646 in Ladenburg am Neckar als 
Sohn eines lutherischen Färbermeis te rs , studierte er als begabter junger M a n n 
Philosophie und Jura in Heidelberg bei Pufendorf, aber auch i n Orleans und 
in Padua. E r wurde Pr ivatsekre tär des Kurfürsten K a r l L u d w i g von der Pfalz 
und bald innerster Staatssekretär . Der Kurfürst verwendete ihn zu diplomatischen 
Missionen in Braunschweig-Hannover, Brandenburg und Österreich. Seilern schloß 
für seinen Fürs ten den Heiratsvertrag zwischen Liselotte von der Pfalz und dem 
Herzog von Orleans ab, wei l der Kurfürst auf diese Weise die Pfalz vor fran­
zösischen Übergriffen sichern zu k ö n n e n hoffte, und als die Pfalz dennoch 1674 
von den Franzosen verwüste t wurde, schloß er den österreichischen-pfälzischen 
Vertrag auf zehn Jahre ab 1 0 9 . 

A l s er ahnte, daß Kurfürst K a r l L u d w i g diesen Vertrag brechen w ü r d e , ver­
ließ er den pfälzischen Dienst. Daraufhin hatte er ein halbes Jahr Haft in Heidel­
berg zu v e r b ü ß e n , konnte dann aber als Legat ionssekretär in. den österreichischen 
Dienst eintreten. Hatte er im Dienste des Kurfürs ten sein lutherisches Bekenntnis 
gegen den Calvinismus vertauscht, so konvertierte er jetzt zum Katholizismus. 
Er war beteiligt an den Friedensverhandlungen in Nymwegen 1679 und gehörte 
in den Jahren darnach (bis 1682) zur Botschaft des Kaisers in Spanien. 

1682 zum Reichshof rat ernannt, wurde er (1684) in den Reichsritterstand 
erhoben und als kaiserlicher Resident nach Paris entsandt. 1685 vertrat er als 
außerordent l icher Gesandter den Kaiser in Heidelberg bei Kurfürs t Phi l ip W i l ­
helm, dessen Rechte er in Rom 1687/88 vor dem Schiedsgericht des Papstes mit 
Geschick und Erfolg gegenüber den französischen Ansprüchen verteidigte. D a es 
auf dem Reichstage zu Regensburg ganz besonders auf die verwickelten Verhält­
nisse des Reichsrechtes ankam, nahm der versierte Jurist Seilern hier eine hervor­
ragende Posit ion ein. 1694 führte er in Steckborn in der Schweiz geheime Ver­
handlungen mit Frankreich zur Vorbereitung des Friedens, der dann 1697 in 
Ryswick abgeschlossen wurde, wo Seilern wieder dabei war. Trotz Zeremonial-
streitigkeiten hatte er ein gutes Verhäl tn is zu den Reichstags-Gesandten, w ä h r e n d 
zwischen ihm und dem Prinzipalkommissar Graf Lamberg offenbar eine wechsel­
seitige Abneigung vorherrschte 1 1 0 . 

1704 führ te er die Waffenstillstandsverhandlungen zu Schemnitz in Ungarn. 
Wenn er auch an Räköczy scheiterte, so wi rd ihm doch nachgerühmt , er habe 
in der Behandlung der Länder der Stephanskrone eine weitaus glücklichere Hand 
gehabt als ehedem Hocher (gestorben 1683) m . 

1 0 7 Groß, 346. 
1 0 8 Gschließer, 276. 
1 0 9 Rößler-Franz, 776 f. — Vgl . auch: Wurzbach Bd. 34, 21; Frank IV (1973) 298 u. 

G.Turba, Reichsgraf Seilern, 1646—1715, als kurpfälzischer und kaiserlicher Staats­
mann, 1923. 

1 1 0 Granier, 9. 
1 1 1 Lorenz, Ein Jahrhundert oberrheinisch-österreichischer Geschichte, 110. 
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V o m Regierungsantritt Josephs I. 1705 bis zu seinem Tode hatte Seilern die 
außerordent l ich einflußreiche Stellung des ersten österreichischen Hofkanzlers 
inne. Seit 1696 dem alten Freiherrenstande angehörend, war er (am 5. November) 
1712 noch in den reichs- und erbländischen Grafenstand erhoben worden, bevor 
er (am 8. Januar) 1715 unvermäh l t starb. 

Sein bedeutendstes Lebenswerk war ohne Zweifel die pragmatische Sanktion, 
die er aus dem ebenfalls schon von ihm entworfenen pactum mutuae successionis 
von 1703 entwickelte. Diese im Grunde dynastische Erbfolgeregelung wurde in 
der Folge zum Staatsgrundgesetz Österreichs und der habsburgischen Länder , 
und Seilern leitete selbst noch in geschickter Weise auch ihre Anerkennung durch 
auswär t ige Mächte ein. 

Waren Seilern in der Hofkanzlei auch in erster Lin ie die Judicialia anvertraut, 
so hatte er doch auch großen Einf luß auf die auswär t ige Pol i t ik . Er bereitete noch 
1714 für Kaiser K a r l V I . den Frieden von Baden vor und war in seinen letzten 
Lebensjahren „fraglos der geistige Führe r der kaiserlichen Pol i t ik" 1 1 2 . Erst nach 
seinem Ableben konnte sich Prinz Eugen von Savoyen als Leiter der Wiener 
Pol i t ik durchsetzen. 

Seilern w i r d uns geschildert als „kühl und undurchdringlich, ja fast pedantisch, 
dabei fromm und höchst integer und von g lühendem Eifer für Deutschland und 
das Kaisertum der Habsburger erfüll t" 1 1 3 . „Seine Stärke die Dist inktion, die 
Analyse, die Unterteilung. E r zergliedert jede Proposition in ihre begrifflichen 
Teile und nimmt jeden Einzelnen unter die Lupe leidenschaftsloser Kr i t i k , zieht 
die Ergebnisse in lückenloser Folge zusammen" 1 1 4 . „Jeder spricht mit Achtung 
von ihm, niemand mit W ä r m e " 1 1 5 . 

M i t Hocher, Strattmann und Seilern haben wi r drei Männe r vor uns, die in 
gewisser Weise typisch waren für die geheimen Räte Leopolds 1. 1 1 6: drei hervor­
ragend begabte Juristen bürger l icher Herkunft, die aus den Diensten eines ande­
ren Fürs ten in den kaiserlichen Dienst über t ra ten , wegen ihrer Fähigkei ten zu 
höchsten Staatsstellungen aufstiegen und in höhere Adelsränge erhoben wurden. 
Bei allen Dreien stellt der Reichstag zu Regensburg ein wichtiges politisches 
Bewährungsfeld und eine maßgebl iche persönliche Station in ihrem Vorwär t s ­
kommen dar unmittelbar bevor sie als österreichische Hofkanzler in den engsten 
Beraterkreis des Kaisers eintraten. Es dürfte auch kein Zufa l l sein, daß es sich 
in allen drei Fällen um das Kanzleramt handelt: Der Kanzler war der Kanzlei­
chef. 

Was im Geheimen Rat beziehungsweise in der Konferenz beschlossen wurde, 
m u ß t e in der Kanzle i expediert werden. Der Kanzler hatte nicht nur viele Ent­
scheidungen durch Beibringung der in seiner Kanzle i gesammelten Akten vorzu­
bereiten, er m u ß t e die jeweiligen Entscheidungen genau kennen, also im Rat bzw. 
in der Konferenz zugegen sein und dann die aus solchen Grundsatzentscheidungen 
hervorgehenden Anweisungen ausfertigen und abschicken. Darum stiegen häuf ig 
besonders begabte (bürgerliche) Rä te zu Kanzlern auf, wenn sie sich in diesem 
Innendienst der Kanzle i , der vor allem Rechts- und Geschäftskenntnisse erfor-

1 1 2 Hantsch, zitiert bei Granier, 9. 
1 1 3 Rößler-Franz, 776 f. 
1 1 4 Hantsch, 84 f. 
1 1 5 Wie Anm. 114. 
1 1 6 Vgl . N . v. Preradowich, Der Adel in den Herrschaftsgebieten der deutschen Linie 

des Hauses Habsburg, in: Rößler, Deutscher Adel 1555—1740, 202. 
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derte, ebenso bewähr t hatten wie im diplomatischen Außendiens t . Diese Fest­
stellung gilt i n jener Zeit grundsätzl ich für alle Territorien des alten Reiches. 
Eine Ausnahme bildet am ehesten der hoch angesehene und -dotierte Posten des 
Reichs Vizekanzlers als Chef der Reichshof kanzlei, die bekanntlich in enger Ver­
bindung mit dem Reichshofrat stand. D a in diesem (neben dem Reichskammer­
gericht stehenden) obersten Reichsgericht auf der Ritterbank immer zahlreiche 
angesehene Adelige saßen, trat auch an die Spitze der Reichshof kanzlei im 17. Jahr­
hundert grundsätzl ich ein M a n n von höhe rem Adelsrange. Kaiser Leopold soll 
auf abfällige adelige K r i t i k an seinen bürgerl ichen Räten (dem Sinne nach) sehr 
freimütig geantwortet haben, er k ö n n e zwar Adelige machen, aber keine Men­
schen von außerordent l ichen Fähigkei ten; darum hole er sich die Menschen mit 
Fähigkei ten , wo er sie finde, und füge gegebenenfalls den fehlenden A d e l hin­
zu . . . 

Nach dem Weggang Seilerns vom Reichstag wurde unter dem kaiserlichen 
Prinzipalkommissariat von Fürstbischof Johann Phi l ipp von Lamberg und seines 
Nachfolgers Max imi l i an K a r l Fürs ten zu Löwenste in-Wer the im kein kaiserlicher 
Konkommissar mehr ernannt. Erst unter dem Prinzipalkommissar Christian 
August Herzog von Sachsen-Zeitz wurde 1717 wieder ein kaiserlicher Konkom­
missar nach Regensburg gesandt, und zwar der Reichshofrat Michael Achatius 
(seit 1707) Freiherr von Kirchner. Dieser war ein (Stiefsohn, vielleicht auch ein 
leiblicher) Sohn eines umstrittenen Geheimen Rates und Präs identen des geistlichen 
Konsistoriums in Weimar m . E r studierte die Rechte in Jena, trat in die Dienste 
des Hauses Sachsen-Eisenach und war dort zuletzt Geheimer Rat. 

„Gelegentl ich einer Miss ion beim Wiener Hof bot er sich dem Reichshofrats­
präs iden ten Wolfgang Grafen von Öt t ingen zum kaiserlichen Dienst an und 
eröffnete diesem auf dessen Bemerken, es sei keine Stelle im Reichshofrat für 
einen Lutheraner frei, tags darauf seine Absicht, katholisch werden zu wollen, 
die er in der Folge auch ausführ te" 1 1 8 . 

Tatsächl ich wurde er nun (am 23. Oktober) 1696 zum Reichshof rat bestellt und 
ein Jahr später (am 7. Oktober 1697) in das Kol legium eingeführt . Sein Kollege 
im Reichshofrat Lyncker, der eingehende Aufzeichnungen über seinen Kollegen 
hinterlassen hat, berichtet nicht nur die Geschichte von Kirchners Einstellung, 
er behauptet auch, dieser habe kein Blatt richtiges Latein schreiben k ö n n e n und 
es hä t t e ihm an gediegenen Kenntnissen des öffentlichen und privaten Rechts 
gefehlt. Vielleicht war daran wirk l ich einiges wahr; besonders sein Charakter 
erscheint in zweifelhaftem Lichte, wenn man berücksichtigt , d aß er zweimal 
1000 Reichstaler von der preußischen Regierung überwiesen erhielt, einmal für 
die Arbeit , die er als Referent mit den preußischen Prozessen geleistet hatte, 
und einmal dafür, daß diese Prozesse bei seinem Weggang von W i e n nach Regens­
burg wieder in die H ä n d e „eines wohl intentionierten Mannes" k ä m e n 1 1 9 . 

E r soll sich auf „nicht einwandfreie Weise" hohe Einnahmen beschafft und 
stets ein Leben auf g roßem Fuße geführt haben. A l s Konkommissar in Regens­
burg machte er große Schulden, die 1721 und 1726 der Kaiser für ihn bezahlte. 
Obgleich er in Regensburg 12 000 f l . jähr l ich bezog, bat er kurz vor seinem Tode 

1 1 7 Gschließer, 332. — Vgl . Siebmachers Wappenbuch, IV. Bd., 4. Abt., 1. Teil, 232 f. 
1 1 8 Gschließer, 332. 
1 1 9 Wie Anm. 118. 
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den Kaiser noch einmal um eine Sonderzahlung, und seine Witwe suchte vom 
Kaiser auch noch die Ü b e r n a h m e der (3232 fl.) Begräbniskosten zu erreichen. 
A l l diesen — meist auf Lyncker zurückgehenden — üblen Auskünften gegenüber 
m u ß man aber doch sofort feststellen, daß er offenbar Fähigkeiten besaß , die 
schon im Reichshofrat erkennbar waren und erst recht später bei diplomatischen 
Verwendungen durchschlugen. 1712/13 bereiste er für den Kaiser Kurmainz , 
Kurtr ier und die Niederlande. E r war kaiserlicher Bevollmächtigter bei den 
Friedensverhandlungen zu Utrecht und hatte dann gemeinsam mit Ph . L . Sinzen­
dorf Brandenburg-Preußen und Hessen-Kassel aufzusuchen. 

So hatte er sich auf Reichsboden und bei Friedensverhandlungen mehrfach 
bewähr t , als ihn der Kaiser 1717 nach Regensburg entsandte. Das war zu einer 
Zeit, als Christian August Herzog von Sachsen-Zeitz in Regensburg das kaiser­
liche Prinzipalkommissariat ü b e r n o m m e n hatte. Dieser, seit 1706 Kard ina l und 
seit 1707 Erzbischof von Gran und Primas der Kirche Ungarns, war nicht nur 
selbst Konvertit . August der Starke von Sachsen hatte in seine H ä n d e dem evan­
gelischen Bekenntnis abgeschworen, um König von Polen werden zu k ö n n e n (s. S. 
99). Unter Christian Augusts Einf luß hatten sich der Kurpr inz , 1713 sein Bruder 
Mor i tz Wi lhe lm und 1716 sein Neffe Mori tz Ado l f zum ü b e r t r i t t zum Katho­
lizismus entschlossen. D a ß die Gesandten der evangelischen Reichsstände diesem 
M a n n nicht gerade vertrauensvoll entgegenkamen, läßt sich denken. 

Eben damals aber setzte Kurfürs t K a r l Phi l ipp von der Pfalz (der von 1716 
bis 1742 regierte) die Calvinisten seines Landes unter starken Druck: E r verbot 
den Heidelberger Katechismus und übergab die Heilig-Geist-Kirche in Heidel­
berg, die bislang Kathol iken und Protestanten teilen muß ten , gänzlich an die 
Katholiken (1719). Die evangelischen Reichsstände wandten sich empör t gegen 
dieses Vorgehen, und auf dem Reichstage sprach man von Repressalien und vom 
Einschreiten mit Waffengewalt. E i n Religionskrieg schien in der Luft zu liegen. 
Das Corpus Evangelicorum appellierte an den Kaiser, und dieser versprach, den 
Evangelischen Recht zu verschaffen; er habe gleichzeitig Ermahnungen an die 
gravierenden S tände abgehen lassen. 1720 lenkte der Kurfürst von der Pfalz ein. 

In jenen Jahren b e m ü h t e n sich die Vertreter des Kaisers in Regensburg durch 
ständige Besprechungen mit einflußreichen evangelischen Gesandten um Beruhi­
gung der Gemüte r . A n die Spitze der evangelischen Partei aber trat der Han­
noveranische Gesandte Freiherr von Wrisberg, der nach Beendigung des Spani­
schen Erbfolgekriegs 1714 in den kurfürstl ichen Rat eingeführt worden war. 
1720 boykottierten die evangelischen Gesandten sogar die Reichstagsverhandhin-
gen. 1721 kam es zu einer vorübergehenden Beruhigung der Religionsstreitig­
keiten in Regensburg. Der Prinzipalkommissar verhielt sich auffallend nachgie­
big, und Kirchner erklär te als Konkommissar dem Corpus Evangelicorum, der 
Kaiser wolle die Religionsbeschwerden ein für allemal bereinigen und werde 
darum selbst gegen diejenigen die Exekution übe rnehmen , die keine Pari t ion 
(Genugtuung) leisteten. 

Wrisberg arbeitete (1721/22) unermüdl ich auf eine Vereinigung der Lutheraner 
und der Calvinisten unter den evangelischen Gesandten hin, so daß die katholi­
schen Stände von einer „evangelischen Un ion" sprachen 1 2 0 , w ä h r e n d man von 
Hannover aus das „famose Projekt Wrisbergs" einer bewaffneten A l l i a n z der 
evangelischen Reichsstände zum Zwecke der Selbsthilfe eifrig betrieb. Schon kam 

1 2 0 Biederbick, 56 f. dazu Anmerkung 355. 

Universitätsbibliothek
Regensburg

Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr03308-0122-1

http://www.bibliothek.uni-regensburg.de/
http://www.hvor.de/
http://www.nbn-resolving.de/urn:nbn:de:bvb:355-ubr03308-0122-1


es zu Absprachen mit D ä n e m a r k , Schweden und den Niederlanden, wieviele 
Truppen man „pro defensione religionis" stellen könne . D a wurde das Projekt 
1723 aufgedeckt. 

In Regensburg schlug die Stimmung um zugunsten des Kaisers, dessen Vertre­
ter auf dem Reichstag durch ihr geschicktes Lavieren das Äußers te zu vermeiden 
verstanden hatten. So war nun einerseits der katholische Bekehrungseifer vor 
allem i n der Pfalz gedämpft worden, die Repressalien gegenüber katholischen 
Untertanen besonders des Kurfürs ten von Brandenburg-Preußen wurden wieder 
eingestellt, der Reichsfriede war gerettet 1 2 1 . Für den Kaiser war es wichtig, daß 
es in diesen Jahren nicht zu einer „Nebenreg ie rung" in Regensburg kam, daß 
die itio in partes auf dem Reichstag nicht „zu politischen Zwecken und zur Unter­
d rückung der kaiserlichen Autor i tä t ausgenütz t wurde" 1 2 2 . Der Reichsvizekanz­
ler Friedrich K a r l von Schönborn hatte sich beim Pfälzer Kirchenstreit ganz auf 
das Urtei l des Barons Kirchner verlassen, wie er dessen Rat auch sonst zu folgen 
pflegte. 

Kirchner sorgte für eine gesellschaftliche Ächtung Wrisbergs in Regensburg, 
gebrauchte S tandese rhöhungen , Ti te l und Pensionen besonders für protestantische 
Gesandte konsequent im Interesse einer aktiven kaiserlichen Pol i t ik und bewies 
bei all dem bedeutendes diplomatisches Geschick 1 2 3 . 1723 (am 31. August) w i r d 
er zum kaiserlichen Geheimrat ernannt wegen seiner Verdienste und seiner Er­
fahrenheit i n Reichs- und Staatssachen 1 2 4 . 

A l s 1724 der Kard ina l von Sachsen starb, führte Kirchner die Geschäfte bis 
zum Amtsantritt des nächsten kaiserlichen Prinzipalkommissars, des Fürs ten 
Frobenius Ferdinand von Fürs tenberg-Mößkirch , (am 2. Oktober) 1726. E i n Jahr 
später war er wieder unterwegs für den Kaiser als Sondergesandter i n Ludwigs­
burg, Karlsruhe, Rastatt, Konstanz, Augsburg und U l m . Im Gegenzug gegen die 
Hannoversche Al l i anz versuchen die kaiserlichen Diplomaten die Reichsstände 
für sich zu gewinnen. Es geht um eine Assoziation der Kreise gegen Frankreich 
und England. Kirchner hat bei seinem Bemühen deutliche Erfolge und m u ß nur 
am Wür t temberg i schen Hofe starke französische Gegenwirkung übe rwinden . 
Wenig später kommt es dann zur Erneuerung der Assoziation der fünf vorderen 
Reichskreise. 

Hochinteressanten Einbl ick in Kirchners diplomatisches W i r k e n gewähr t ein 
Bericht des bischöflich Freisingischen Hofkanzlers Franz Xaver Andreas von 
Praidlohn, der (ab Dezember 1731) für die Bistümer Freising und Regensburg 
und für die K u r Baiern im Reichsfürstenrat votierte 1 2 5 übe r eine Unterredung 
unter vier Augen 1733. Kirchner e rwähn t e , er habe großen Ante i l daran gehabt, 
daß die Pragmatische Sanktion zur Garantie an den Reichstag kam. Diejenigen, 
die in Deckung auf den Augenblick des österreichischen Erbfalles warten wol l ­
ten, habe er vor aller Wel t zur Stellungnahme zwingen wollen. E r warnte Baiern 
vor einem Zusammengehen mit Frankreich und plädier te für einen engen Anschluß 
Baierns an den Kaiser. Dabei lockte er mit dem Hinweis , der Kurfürst k ö n n e 
nach dem Prinzen Eugen das Kommando über die Armee übe rnehmen! E r emp-

1 2 1 Vgl . Biederbick, 74. 
1 2 2 Hantsch, 247. 
1 2 3 Hantsch, 286, 288. 
1 2 4 Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, Reichskanzlei, Geheime Räte, Fasz. 2. 
125 Yg] Fürnrohr, Kurbaierns Gesandte, 91 f. 
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fahl dem Kurfürs ten, wenn er sich dazu nicht entschließen könne , einen dritten 
Weg zu gehen, den päpst l ichen Hof zur Vermitt lung anzurufen: Wenn der Papst 
den Kaiser vor „unwiederbr ingl ichem Schaden" für das Reich und das katho­
lische Wesen warne, so werde sich der Kaiser schon was sagen lassen. Kirchner 
behauptet, er habe mitgeholfen, den Kaiser zur Verheiratung seiner Nichte Marie 
Amalie mit K a r l Albrecht zu bestimmen. E r empfiehlt auch eine Ehe des Kur ­
prinzen mit der zweiten Tochter des Kaisers, der man ja eine ansehnliche Pro­
vinz als Brautschatz mitgeben k ö n n e . A l s er merkt, daß man in M ü n c h e n nur 
an der erstgeborenen Tochter des Kaisers interessiert ist, w i rd er deutlich, daß sie 
bereits an den Herzog von Lothringen vergeben sei und daß sie schon wegen des 
großen Altersunterschiedes nicht in Frage k ä m e . 

Kirchner versuchte Praidlohn Einzelheiten übe r die baierischen Erbansp rüche 
zu entlocken und sah durchaus Möglichkeiten, die Wiener Konferenzminister für 
eine Vermitt lung zwischen Kurbaiern und dem Kaiser zu gewinnen. Gegenübe r 
dem ebenfalls aus dem Bürger tum stammenden Praidlohn läßt er seinem Unmut; 
über gewisse Vorurteile am Kaiserhof freien Lauf: Er hät te gewünscht , d a ß man 
noch vor den Verhandlungen auf dem Reichstag zur Garantie der Pragmatischen 
Sanktion „geschickte Leute" von W i e n nach München gesandt hä t te . D a n n w ä r e 
manches unterblieben, was seither an Hindernissen entstanden ist. W e i l es aber 
„. . . gewisse Leute gibt, die zu Traktierung dergleichen Geschäften nur adelige 
Kinder und Minis tersöhne applizieren wollen, so ist sich nit zu befremden, wenn 
solche Negotiationen ohne Frucht und guten Succeß abgehen" 1 2 6 . 

Mag man Kirchner noch so viele persönliche Schwächen nachrechnen, er bleibt 
doch unter den Vertretern des Kaisers auf dem Reichstag eine der besonders pro­
filierten Gestalten, ein M a n n , der ohne Zweife l bedeutenden Einf luß auf die 
Poli t ik seiner Zeit genommen hat. 

M i t Phi l ipp Heinrich von Jodoci begegnet uns ein Konkommissar (1734—1740) 
aus einer jener Familien, wie sie für den I m m e r w ä h r e n d e n Reichstag i n gewisser 
Weise typisch sind: E i n fähiger gelehrter Rat wechselt aus dem Dienste eines Kur ­
fürsten in andere kurfürst l iche Dienste oder in kaiserlichen Dienst übe r und sorgt 
insbesondere für seine Söhne , daß sie ihrerseits ähnliche Aufstiegschancen erhal­
ten. Phi l ipp Heinrichs Vater, der Doktor der Rechte Johann Christoph (seit 
6. Juni 1673 alter Ritterstand), hat inzwischen 1665—1684 zahlreiche diploma­
tische Missionen zuerst für den Kurfürs ten von Mainz , später (ab 1677) für den 
Kaiser zur offenbaren Zufriedenheit seiner Auftraggeber ausgeführt . Schon 1670 
zum Reichshofrat ernannt, wurde er acht Jahre später in dieses vornehme Gre­
mium eingeführt und tat hier bis zu seinem Tode 1693 auf der Gelehrten-Bank 
Diens t 1 2 7 . 

Z w e i seiner Söhne wurden ebenfalls zu Reichshofräten ernannt, unter ihnen 
Phil ipp Heinrich (1704), der aber niemals als Richter tätig wurde. A l s kurpfälz i ­
scher Regierungsrat und schon bald Geheimer Rat entfaltete er in den ersten Jah­
ren des spanischen Erbfolgekrieges eine bedeutende Wirksamkeit als kurpfälz i -

1 2 6 Geheimes Staatsarchiv München, K.s. 9844 Praidlohns Notata über die Erwähnung 
des Barons von Kirchner bei Unterredungen am 23., 24., 26., 27. Mai 1733. 

1 2 7 Von 1673 bis 1746 finden sich auch Kanzleischreiber mit dem Namen Jodoci in 
der Wiener Reichshofkanzlei, über Phil . Heinrich v. Jodoci: Repert. d. dipl. Vertr. . . . 
Bd.I u. II; Kneschke IV, 583; Frank II, 270; Haus-, Hof- u. Staatsarchiv Wien, R K , 
Geh. Räte, Fasz. 2: Ernennungsdekret v. 24. 9. 1734. 
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scher Direktorialgesandter des oberrheinischen Reichskreises auf den Kreistagen 
und besonders bei den Assoziationstagen in Hei lbronn und Nördl ingen , die dem 
Kaiser sehr zustatten kam. Gegen Jodoci (und den neben ihm amtierenden Worm­
ser Direktorialgesandten) beschwerten sich damals die Kreiss tände, daß die Direk­
torialgesandten zum Te i l selbstherrlich vorgingen und für sich das Recht in A n ­
spruch nahmen, „minder Wichtiges nach eigenem G u t d ü n k e n und ohne Vorwissen 
ihrer Dienstherren zu erledigen" 1 2 8 . 

Phi l ipp Heinr ich von Jodoci hatte sich also für die kaiserliche Pol i t ik schon als 
sehr wertvoll erwiesen, als er (am 28. Juli) 1706 von der österreichischen Hof­
kanzlei die Landmannschaft als Ritter i n Oberösterre ich verliehen bekam. Noch 
im gleichen Jahre (am 9. November 1706) ü b e r n a h m er die Vertretung des Erz-
hauses Osterreich als (alleiniger) Direktorialgesandter i m Reichsfürstenrat auf 
dem Reichstag zu Regensburg, und er behielt diesen Posten sowie die Vertretung 
der österreichischen Niederlande über 28 Jahre hinweg, bis er (am 20. Dezember) 
1734 kaiserlicher Konkommissar auf dem Reichstag wurde. Nach übe r fünf weite­
ren Jahren der Tät igkei t auf dem Reichstag verstarb er in Regensburg am 24. März 
1740. 

D a bis zum Tode Kaiser Karls V I . (am 20. Oktober 1740) noch kein Nachfol­
ger für Jodoci ernannt war, blieb der Posten des kaiserlichen Konkommissars 
nun über zwei Jahre unbesetzt, bis der Wittelsbacher Kaiser K a r l V I I . Car l 
Joseph (seit 26. Juli 1742) Freiherrn von Raab zu Ravenheim (Rauenheim) zu 
seinem kaiserlichen Konkommissar ernannte. 

Das Geschlecht der Raab ist mit den Brüdern D r . jur. Anton Friedrich, Advokat 
in Kra in , und Franz Joseph, einem Hofsekre tär , am 13. M a i 1699 in den erb-
ländischen r i t te rmäßigen Adelsstand erhoben worden und erhielt den Reichsadel 
am 19. M a i 1729 in Laxenburg von Kaiser K a r l V I . bestätigt . D a ß die Familie, 
wie es in den Adelshofakten steht, altadelig war, aus D ä n e m a r k stammte und 
nach übe r t r i t t zur katholischen Religion dem Hause Habsburg wertvolle Kriegs­
dienste leistete — die einzelnen Personen und Taten werden genannt — sieht 
nach einem erdichteten Familienmythos aus 1 2 8 a . Ca r l Joseph, am 15. Oktober 
1698 in Laibach als Sohn des Anton Friedrich (gestorben 1719) geboren, beklei­
dete demnach seit 1719 eine Land- und Hofrechtsbeisitzerstelle in K r a i n . Immer 
wieder wi rd seiner „mit besonderem Ruhm absolvierten Studien" gedacht 1 2 9 . 
Bei ihm begegnen w i r dem eigenartigen Fa l l , d aß ein angesehener Adeliger mit 
akademischer Ausbildung aus habsburgischen Lände rn in Reichs-bischöfliche 
Dienste im fränkischen R ä u m e tritt. Da aber im Jahre 1729 der Reichsvizekanzler 
Friedrich K a r l von Schönborn in Bamberg und W ü r z b u r g zum Bischof gewähl t 
wird, also in den beiden Bis tümern, i n denen Raab Geheimer Rat wi rd , liegt die 

1 2 8 G . A . Süß, Geschichte des oberrheinischen Kreises und der Kreisassoziationen in 
der Zeit des spanischen Erbfolgekrieges (1697—1714), Diss. Mainz 1952, abgedruckt 
in: Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins 103 (1955) 317—425; hier: S.348L 

1 2 8 1 Nach Auskunft von Herrn Friedr. W. Euler (Institut zur Erforschung hist. Füh­
rungsschichten, Bensheim) handelt es sich um Adelsschwindel, weil altadelige Ab­
stammung fehlte. 

1 2 9 über ihn neben dem Repertorium der diplomatischen Vertreter . . . Bd. II und III: 
M . Gritzner, Bayer. Adelsrepertorium der letzten 3 Jahrhunderte (1880) 99 und 126. — 
Franc IV (1973) 131. — Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, Reichskanzlei, Geh. Räte, 
Fasz 5, Dekretsabschrift vom 7. 12. 1745 und Fasz. 7 Dekret vom 12.4.1742. — A V A 
Wier, Adelshofakten (Diplome von 1729 und 1742). 
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Vermutung nahe, daß Schönborn , der das Amt des Reichsvizekanzlers 1734 auf­
gibt, Raab in gewisser Weise „mi tgenommen" hat. Raab vertritt jedenfalls 
W ü r z b u r g 1738 beim Kaiser in Wien , um über die Über lassung eines W ü r z b u r g e r 
Regiments zu verhandeln. E r erscheint jedoch eigenartigerweise 1740 als Gesand­
ter des Kaisers in Mainz . 

A m 13. August 1742 hat ihn der Wittelsbacher Kaiser K a r l V I I . wegen seiner 
besonderen Gelehrsamkeit und Fähigkei ten, auch wegen seiner Erfahrenheit in 
Reichsrechts- und Staatssachen zum Wirkl ichen kaiserlichen Geheimen Rat und 
Konkommissar beim Reichstag „aus eigener Bewegnis" e rwähl t , wei l er zu ihm 
besonderes Vertrauen habe. Das war die Zeit, in der der Reichstag wegen der 
Kriegsereignisse in Frankfurt am M a i n zusammentrat. Raab hatte nebenbei kai­
serliche Aufträge in Mainz und Trier zu verrichten und behielt den Posten als 
kaiserlicher Konkommissar — zum Schein? — auch nach dem frühen T o d Kaiser 
Karls V I I . W a r er doch bei der Kaiserwahl in Frankfurt 1745 zweiter kurbaie-
rischer Wahlbotschafter und konnte hier dem Erzhause Österre ich „P roben sei­
ner Treue und seines Eifers" geben! In der Tat wurde er in diesem Jahre, i n dem 
er zur Zeit des Reichsvikariats i n den Grafenstand erhoben werden sollte, nun 
(am 10. Dezember) 1745 von Kaiser F r a n z i , gegraft, und zwar mit einer Wap­
penbesserung und mit „Hoch- und wohlgeboren", „als ob sie von vier Ahnen 
väterl icher und mütter l icher Seite rechtgeborene Grafen und Gräf innen w ä r e n . " 
A u c h wurde er mit Wi rkung vom 7. Dezember 1745 wieder zum Wirk l ichen kai­
serlichen Geheimen Rat und sogar zum erbländisch-österreichischen Wirk l i chen 
Geheimen Rat ernannt, wobei von ihm aber nur als kaiserlichem Abgesandten 
beim niedersächsischen Reichskreis die Rede ist, nicht vom Konkommissariat auf 
dem Reichstag. Dieses Verfahren ist nur ein Beispiel für viele, die man e r w ä h n e n 
könn te , wie man sich damals allenthalben bemüh te , nach außen h in die Kont inu i ­
tät herauszustellen, als ob es sich mit dem Kaisertum des Wittelsbachers nicht um 
einen fundamentalen Angriff auf die Stellung des Hauses Habsburg-Lothringen 
gehandelt hä t t e . Freil ich, wenn Car l Joseph von Raab zunächst auch noch kaiser­
licher Konkommissar blieb, so zeigt doch die Ernennung von Car l Joseph von 
Pa lm zum Mitkommissar ganz deutlich, welche Absichten das wiedererrichtete 
österreichische Kaisertum auf dem wieder nach Regensburg einberufenen Reichs­
tag verfolgte: Raab wurde bereits (am 12. Februar) 1746 als bevol lmächt ig ter 
Minister des Kaisers (F ranz i . ) beim niedersächsischen Kreis und in Hannover 
nach dem Norden gesandt und hatte in den folgenden Jahrzehnten dort und 
in Hamburg, Holstein-Gottorp, Lübeck. Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-
Strelitz sowie in Osnabrück , kurz in ganz Nordwestdeutschland, die kaiserliche 
Poli t ik zu vertreten. E r starb (am 10. Apr i l ) 1775. 

Verheiratet war er mit Charlotte Wilhelmine Frei in Geck von Kochendorf 
(* 1704), die in erster Ehe mit W o l f gang Christoph Freiherrn von Gemmingen-
Hornberg (1696—1736) verehelicht war. 

ü b e r die am 24. Juli 1783 in den Fürs tens tand erhobene Familie Pa lm finden 
sich in der genealogischen Literatur phantastisch anmutende Behauptungen: W ä h ­
rend Kneschke ( V I I , 41) von einem ursprüngl ich spanischen Geschlecht de Lu l l i s , 
das in die Schweiz kam und bereits 1240 einen Reichsvogt zu Unterwaiden ge­
stellt habe, spricht, konstruiert Hohenlohe-Schi l l ingsfürs t 1 3 0 aus bürger l ichen A n -

1 3 0 Der in Bayern immatrikulierte Adel, Bd. V , 234 f. 
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fangen der Familie einen Zusammenhang zwischen dem später fürstlichen Zweig 
und dem Nürnbe rge r Buchhändler , der auf Gehe iß Napoleons 1806 in Braunau 
erschossen wurde . . . Die Palm waren eine a l twür t tembergische Beamtenfamilie, 
die in Neresheim, Heidenheim, Schorndorf und schließlich Eßl ingen nachweisbar 
ist 1 3 ° a . Der gemeinsame Stammvater der spä teren Freiherrn und Fürs ten von 
Pa lm ist der Eßl inger Bürger Johann Heinr ich Pa lm (1632—1684), der wegen 
seiner Verdienste im französischen Kr ieg für den Kaiser und den Herzog von 
W ü r t t e m b e r g am 6. November 1681 den Ti te l eines kaiserlichen Rates erhielt, 
der Großva t e r des späteren Konkommissars. Der Vater Johann D a v i d (1657— 
1721), zum Katholizismus überget re tener kaiserlicher H o f kammerrat, geheimer 
Referendar und Direktor des Generalkriegskommissariatsamtes, soll sich bei der 
Belagerung Wiens und durch Rettung der ungarischen Reichskleinodien aus den 
H ä n d e n der T ü r k e n große Verdienste u m das Erzhaus Österre ich erworben 
haben. A m 13. Februar 1711 wurde er in den erb ländischen österreichischen Ritter­
stand erhoben. 

In Ahnenproben hat die Familie seine Mutter A n n a Catharina Mauchart „ge­
adelt" zu einer „von Mauchart zu Kirchberg" und seine Ehefrau Annemarie 
Montens zu einer „von Montens auf Heerham" 1 3 ° a . 

Der Sohn, Carl Joseph von Palm, geboren am 27. September 1698 1 3 1 stand 
seit 1718 im Dienste des Kaisers und wurde schon bald auf diplomatischen Posten 
ebenso innerhalb des Reiches wie im Ausland, zum Beispiel bei der päpst l ichen 
Curie, verwendet. 1726/27 war er kaiserlicher Resident in Großbr i t ann ien . Z u ­
sammen mit seinem Bruder erhielt er 1725 den böhmischen Ritterstand und 1729 
den Reichsfreiherrenstand verliehen. Im Auftrag des Kaisers bereiste er Fürsten­
höfe und Kurfürs tenhöfe, Kreistage sowie kaiserliche Wahl - und Krönungs tage . 
A n der Jahreswende 1734/35, als der österreichische Direktorialgesandte Phi l ipp 
Heinrich von Jodoci nach dem Tode des Barons Kirchner zum kaiserlichen Kon­
kommissar aufrückte, da wurde Palm kurzfristig zur Ve r s t ä rkung der österreichi­
schen Mission auf den Reichstag gesandt, schon bald aber wieder anderweitig 
verwendet. Seine große Stunde kam, als ihn der Befehl Mar i a Theresias 1741 
abermals auf den Reichstag nach Regensburg rief. Vermut l ich ließ er bereits im 
Herbst dieses Jahres das Archiv der kaiserlichen Prinzipalkommission insgeheim 
aus dem Stift St. Emmeram in seine Wohnung bringen. A m 17. März 1742 ließ 
er es mit einem Fuhrwerk aus Regensburg wegfahren und begleitete es zu Pferd, 
bis österreichische Husaren den Schutz ü b e r n a h m e n . Das Archiv kam dann zu 
Schiff nach Wien i 3 2 . M i t seinem österreichischen „Pr inz ipa lgesandten" im Reichs­
fürstenrat Friedrich Christian Freiherren von Plettenberg, den er verdächtigte, 
nicht nur nachlässig zu sein, sondern auch mit dem gegnerischen Lager in Fühlung 
zu stehen, mied er seit 1742 jeden persönl ichen Umgang 1 3 3 , obgleich der Reichstag 
in diesem Jahre offiziell nach Frankfurt am M a i n verlegt wurde und in Regens­
burg nur wenige Gesandte zurückbl ieben: außer den beiden Vertretern Öster­
reichs der Eichstättische Gesandte May , der Passauer Gesandte Jodoci und der 
jüngere Freiherr von Franken, sowie die beiden auswär t igen Gesandten Malbran 

1 3 0 a Auskunft von Herrn F. W. Euler (wie Anm. 128a). 
1 3 1 Wurzbach Bd. 21, 237. — Zum folgenden: Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, 

Reichskanzlei, Geh. Räte, Fasz. 5, Dekret v. 14. 10. 1766. 
1 3 2 Hein, Der Regensburger Reichstag von 1740—1745, Diss. Wien 1953, 87. 
1 3 3 Hein, 88. 
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de la Noue für Frankreich und Johann Jacob von Gallieris für die Niederlande. 
Gegen den Wi l l en des Wittelsbacher Kaisers trafen sich die Gesandten der Reichs­
s tände an den ordentlichen Ratstagen weiterhin zunächst im Rathaus und nach­
dem ihnen auf kaiserlichen Befehl dort die T ü r e n verschlossen wurden — im 
Dominikaner-Kloster, wo sonst das Corpus Catholicorum zusammenzutreffen 
pflegte 1 3 4 . 

Palm erhielt verschiedene diplomatische Aufgaben besonders in den vorderen 
Reichskreisen. E r hielt sich auch kurz (vom 24. bis 28. Dezember 1743) in Frank­
furt auf, sprach mit verschiedenen Reichstagsgesandten, erschien aber nicht auf 
dem Reichstag 1 3 5 . 

V o l l Erbitterung analysierte er die S t immenhäufung bei einzelnen Gesandten 
auf dem Reichstag, so d a ß zum Beispiel drei Gesandte zusammen vier kurfürst­
liche und 33 fürstliche Stimmen führten 1 3 6 . 

A u f die französische Kr iegserklärung an Österreich im M a i 1744 läßt Palm 
im Juli dieses Jahres drei Memoranden auf dem Reichstag diktieren mit dem 
Ersuchen an das Reich, die dem Erzhaus gewähr te Garantie wenigstens gegenüber 
Frankreich erfüllen zu wollen. Das war ein Schlag gegen den mit Frankreich ver­
bünde ten Kaiser, und der Habsburg-freundliche Kurfürst von Ma inz bot gerne 
seine Hand zur Ausführung . 

Nach dem Tode Karls V I I . wurde Pa lm von Kaiser F r a n z i , zum Wirkl ichen 
Kaiserlichen Geheimen Rat ernannt und bei der Rückver legung des Reichstags 
nach Regensburg erhielt er am 29. Oktober 1745 die Stelle des kaiserlichen Kon­
kommissars, die er zuerst neben dem nominell noch beibehaltenen Raab, ab 1746 
ü b e r neun Jahre hinweg allein innehatte. Das war der L o h n für seinen unerschrok-
kenen Kampf, den er in den schwierigen Jahren 1741 bis 1745 für das Haus 
Habsburg führte . E r wurde am 4. Oktober 1750 i n den Grafenstand erhoben, 
ging 1754 nach W i e n und erscheint von nun an bis zu seinem Tode am 22. M a i 
1770 als einer der 30 Truchsessen beim kaiserlichen Hofstaat. 

Verheiratet war er in zweiter Ehe (5. August 1745) mit Mar i a Theresia (1723— 
1780), Tochter des 1744 verstorbenen Reichsfreiherrn Friedrich Christian von 
Plettenberg (s. Te i l II), seines vorherigen Vorgesetzten und „Gegners" auf dem 
Reichstag. Beider Sohn K a r l Josef ( IL) erwarb für sich und seine Famil ie am 
24. Juli 1783 die Fü r s t enwürde , ohne sich besondere Verdienste in S taa t sämtern 
erworben zu haben, durch seine bedeutenden mildtä t igen Schenkungen. Nach 
Siebmacher 1 3 7 besaß die Familie damals allein in Böhmen 24 Herrschaften, eine 
in Mähren und dazu die beiden freien Reichsherrschaften liiereichen (..Ileraich-
heim") und Hohengundelfingen, nach der er sich Reichsgraf von Palm-Gundel­
fingen nannte. Sieben von den genannten Herrschaften soll Graf Carl Joseph 
von Palm noch kurz vor seinem Tode erworben haben. Angesichts dieses erstaun­
lichen Besitzes eines Mannes, der aus relativ bescheidenen Verhäl tn issen stammte, 
kann man vermuten, daß er die letzten eineinhalb Jahrzehnte seines Lebens, in 
denen er keine bedeutenden Staa tsämter mehr innehatte, vorzugsweise darauf 
verwendete, den Familienbesitz auszubauen. 

1 3 4 Hein, 90 f. 
1 3 5 Hein, 92. 
1 3 6 Hein, 105 f. mit Bezug auf Palms Bericht an Maria Theresia vom 3. September 

1743. 
1 3 7 Siebmachers Wappenbuch, Bd. IV, 9. Abteilung (Böhmischer Adel), 199. 
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Sein Nachfolger in Regensburg ab 8. Januar 1755 wurde August Friedrich 
(seit 23. Februar 1743) Reichsgraf von Seydewitz, der diese Stelle über zwanzig 
Jahre hinweg innehatte bis zu seinem Tode am 19. M a i 1775 in Regensburg. 
August Friedrich wurde am 18. Januar 1695 in Pulswerda als Sohn des Curt 
Friedrich (I.) von Seydewitz geboren, entstammte mithin einem alten sächsischen 
Adelsgeschlecht, das sich nach dem Stammhaus Seydewitz bei Müh lbe rg an der 
Elbe nannte 1 3 8 . 

August Friedrich von Seydewitz wi rd nach seinem Studium in Kursachsen 
Hof- und Justizrat und geheimer Referendar und erhäl t am 10. Jul i 1731 ein 
D i p l o m als Reichsfreiherr. Im gleichen Jahre bekommt er die Anwartschaft auf 
eine frei werdende evangelische Reichshof ratssteile. A m 26. Januar 1735 w i r d er 
i n diesem obersten Reichsgericht e i n g e f ü h r t 1 3 9 . 

Gschl ießer vermutet hier einen Zusammenhang mit den guten Beziehungen 
des kaiserlichen Hofes zum Kurfürs ten von Sachsen und König von Polen August 
I I I . zur Zeit des polnischen Erbfolgekrieges. Seydewitz m u ß sich hier besonders 
verdient gemacht haben, wei l er unter den wenigen Reichshof raten Karls V I . ist, 
die der Wittelsbacher K a r l V I I . ü b e r n a h m . E r begründe te das auch mit der „aus­
nehmenden C i v i l - und Staatsklugheit und Erfahrenheit" von Seydewitz, der 
nun den Platz als erster Reichshofrat auf der Herrenbank einnahm 1 4 ° . 

A l s der Reichsvizekanzler Graf Königsfeld zu Beginn des Jahres 1743 krank 
war, ü b e r n a h m Seydewitz an seiner Stelle alle Reichsgeschäfte. K a r l V I I . erhob 
ihn damals (am 23. Februar 1743) i n den Reichsgrafenstand und ernannte ihn 
kurze Zeit später zum Reichshofratsvizepräsidenten und zum Wirkl ichen Gehei­
men Rat. In seinem Dekret vom 29. A p r i l 1743 bezieht sich der Kaiser dabei 
auf seine vorzüglichen Eigenschaften und Fähigkei ten, auf seine Gelehrsamkeit 
und „sonstige dero kaiserliches G e m ü t bewegende Ursachen". A l s Vizepräs ident 
des Reichshofrates wurde Seydewitz am 3. M a i 1743 eingeführt . 1745 zum Wirk ­
lichen Kaiserlichen Rat wiederernannt, findet er sich auf einigen Listen derer, 
„die weder beim Kaiser noch bei der Kaiserin bezahlt haben" 1 4 1 . 

Nach Gschließer wurde er nicht in den Reichshof rat Kaiser Franz I. übernom­
men. A l s er gleichwohl die Vertretung des Reichsvizekanzlers für sich beanspruchte, 
habe der Kurfürst von Mainz Johann Friedrich Graf Ostein als Erzkanzler des 
Reiches an den Reichsvizekanzler Grafen Colloredo mit Schreiben vom 18. Sep­
tember 1748 aufmerksam gemacht, „daß Seydewitz sich nicht so betrage, daß 
ihm jemals die Vertretung des Reichsvizekanzlers über lassen werden k ö n n t e " . 

Gschl ießer häl t es für möglich, die Ernennung von Seydewitz zum kaiserlichen 
Konkommissar auf dem Reichstag (1755) könn te eine Ar t Abfindung von Seiten 
des Kaisers gewesen sein. Ob hier nicht auch spezielle politische Erwägungen 
mitgespielt haben, m u ß erst noch geklärt werden. Jedenfalls begegnet uns dieser 
Exponent Kursachsens innerhalb der Zen t r a lbehörden des Reiches genau in einer 
Zeit des Zusammengehens von Kursachsen mit dem Kaiser gegen Preußen , und 
wir wissen, daß das Zusammenspiel zwischen Habsburg und Kursachsen w ä h r e n d 

1 3 8 Vg l . Kneschke VIII , 477, 478; Zedier X X X V I , 1454 f.; Leichenpredigt in der 
Staatlichen Bibliothek Regensburg: Rat. civ. 482/6; 592/31; auch K . H . v. Lang, Adels­
buch des Königreiches Bayern (1815) 74 f. und A D B 34, 92 f. 

1 3 9 Gschließer, 410. 
1 4 0 Vg l . Gschließer, 411, auch zum folgenden. 
1 4 1 Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, R K , Geheime Räte Fasz. 8. 
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des Siebenjährigen Krieges von entscheidender Bedeutung war für die Kriegs­
erk lä rung des Reiches, richtiger gesagt: für die Einleitung der Reichsexekution 
gegen Preußen und besonders bei dem Reichsachtverfahren gegen den preußischen 
König. D a Preußen sich bemüh te , den Kr ieg als einen Glaubenskrieg erscheinen 
zu lassen, um die Anhänge r der evangelischen Religion unter den deutschen Für­
sten der kaiserlichen Partei zu entfremden, war ebenfalls von größter Bedeutung 
die Haltung des kursächsischen Direktoriums des Corpus Evangelicorum auf dem 
Reichstag. In all diesen Situationen konnte Seydewitz in seiner einflußreichen 
Stellung als kaiserlicher Konkommissar unschätzbare Vermittlungsdienste leisten. 
Diese Fragen werden an Hand der Quellen noch nähe r zu überprüfen sein. In den 
Augen des Kaiserhofes hat sich Seydewitz jedenfalls auf dem Reichstag besondere 
Verdienste erworben bei Bewill igung von 40 Römermona ten zur Reichskriegs­
beihilfe am 30. Juni 1760, zu der es ohne die engagierte Mitt lertät igkeit der 
Reichstagsgesandten gewiß nicht gekommen wäre 1 4 l a . 

E i n knappes Jahr nach dem Tode von Seydewitz trat Franz Ludwig Phil ipp 
Car l Anton Freiherr von und zu Erthal sein Amt als kaiserlicher Konkommissar 
auf dem Reichstag zu Regensburg an. Geboren wurde er am 16. September 1730 
zu Lohr im Mainzischen als Sohn des Phi l ipp Christoph Freiherrn von und zu 
Erthal (1689—1748), eines Kurmainzer Geheimen Rates, Gesandten, Obermar­
schalls und Vizepräs identen aus einer fränkischen Reichsritterfamilie im Ritter­
kanton Baunach. Franz Ludwig wurde bereits 1740 Domherr zu Bamberg und 
W ü r z b u r g . 39 Jahre später wurde er i n beiden Bis tümern zum Fürstbischof ge­
wähl t , nachdem sein äl terer Bruder Friedrich K a r l bereits 1774 Erzbischof und 
damit Kurfürst von Ma inz geworden war 1 4 2 . 

Franz Ludwig studierte in W ü r z b u r g , M a i n z und R o m die Rechte, beschäftigte 
sich aber auch ernsthaft mit Theologie und stand bald unter dem Einfluß der 
katholischen Aufklärung . E r praktizierte am Reichshofrat in Wien und wurde 
bei seiner Rückkehr nach W ü r z b u r g 1763 sofort Regierungspräs ident , d .h . , daß 
ihm die weltliche Verwaltung des Hochstifts über t ragen wurde. 

1767/68 reiste Erthal für die Bis tümer Bamberg, W ü r z b u r g und Fulda nach 
W i e n zum Lehensempfang beim Kaiser. Joseph II. erkannte sehr schnell, daß 
er es mit einer außerordent l ichen Persönlichkeit zu tun hatte, ernannte Erthal , der 
auch Geheimer Rat im Bistum Bamberg war, neben dem Reichsvizekanzler Collo-
redo zum Kommissär bei der Reichskamniergerichtsvisitation (1768—1770, bzw. 
1775) sowie zum Wirkl ichen Kaiserlichen Geheimen Rat. 

V o m 11. März 177b an wirkte Erthal als kaiserlicher Konkommissar auf dem 
Reichstag, bereits drei Jahre später aber wurde er in W ü r z b u r g und Bamberg zum 
Fürstbischof gewähl t , wodurch er unter den fränkischen Fürs ten den obersten 
Rang einnahm. „Echte und tiefe Religiosität , H u m a n i t ä t im Geiste der Aufklä­
rung, bedeutende Bildung und Erkenntnis seiner Pflichten als ersten Dieners des 
Staates gegen das V o l k machte Franz Ludwig . . . zum großen V o r b i l d des geist­
lichen Fürs ten der Aufklärungszei t" 1 4 3 . 

1 4 l a M.Koch , Der deutsche Reichstag während des Siebenjähr. Krieges 1756—1763. 
Diss. Bonn 1950 (Maschinenschrift) 111, A . 3. 

1 4 2 Vgl . N D B B d . V , 371; Kneschke, Bd. III, 152; Kittel, Familiengeschichte der Er­
thal, in: Archiv des Historischen Vereins von Unterfranken und Aschaffenburg 17. Bd., 
97 ff.; Rößler-Franz, 194 f. 

1 4 3 Rößler-Franz, wie Anm. 142. 
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Unter seiner Verwaltung begannen die Mainlande wieder aufzublühen. E r 
versteht es, den Klerus in den Dienst einer Sozial- und Bildungsreform zu stellen. 
E r g ründe te ein Seminar für Schullehrer (1791), förderte die Univers i tä ten Bam­
berg und W ü r z b u r g und sorgte allenthalben für die nötige Modernisierung. Seine 
Reden und Schriften erschienen in den 90er Jahren des 18. Jahrhunderts im 
Druck 1 4 4 . 

In der Reichspolitik trat er für überkonfessionel le Zusammenarbeit der Reichs­
s tände ein. Nach anfänglicher Begünst igung des Fürs tenbundes lehnte er es aber 
1785 ab, dem Bund beizutreten, wei l er der preußischen Führung des Bundes — 
mit Recht — miß t rau te . P reußen war für ihn , wie er sich einmal ausdrückte , ein 
„Raubs t aa t " ! 

ü b e r seine Einstellung zur Emser Punktation finden w i r widersprüchl iche 
Angaben: den Bestrebungen deutscher Erzbischofe anläßl ich ihrer Zusammen­
kunft i n Ems 1786, die kirchlichen Verhäl tnisse in Deutschland gegenüber R o m 
im Sinn einer deutschen Nationalkirche neu zu ordnen, soll er entschieden zuge­
stimmt haben 1 4 5 oder — wie andere meinen — eine klare Absage erteilt haben: 
er wolle „als echter katholischer Bischof unter dem Papste seines Amtes wal­
ten" 1 4 ß . 

Hie r scheint ein Mißvers tändnis inmitten zu liegen. Vielleicht ist Erthal so 
zu verstehen: Nationalkirche ja, aber nicht im Gegensatz zum Papst. 

Franz Ludwig erlebte als Bischof noch die französische Revolution und die 
Invasion seiner Lande durch die Heere der Revolution. Unter dem Einfluß seiner 
Berater K a r l Theodor von Dalberg und besonders Friedrich Lothar von Stadion 
ordnete er 1794 die Volksbewaffnung der 16 bis 60jährigen zur Verteidigung 
gegen die Franzosen an. Nach Rößler-Franz wirkte er damit entscheidend 
„auf die Arbeit Stadions in Österreich und damit auf die deutschen Befreiungs­
kriege"! A m 14. Februar 1795 ist dieser hervorragende Reichsfürst, den man 
wahrhaft einen Staatsmann nennen darf, in W ü r z b u r g gestorben. 

Sein Nachfolger auf dem Reichstag war seit 20. Juni 1779 der Freiherr (seit 
26. November 1781 Reichsgraf) Konrad Ludwig von und zu Lehrbach aus altem 
hessischem Adelsgeschlecht im fränkischen Reichsritterkanton Rhön-Wer ra mit 
dem Stammschloß Lehrbach bei Homburg. A m 4. Dezember 1744 wurde Konrad 
Ludwig als ältester Sohn des (späteren) münster ischen Grenadierhauptmanns 
Konrad Christoph II. von und zu Lehrbach (ca. 1717 bis 1772) und seiner Ge­
mahlin Sophia Katharina (ca. 1717 bis 1788), geborener von Knobeisdorff (einer 
Coesfelder Stiftsdame) auf dem Retschenhäuser Hofe bei Lehrbach i n Hessen 
geboren. M i t knapp 16 Jahren begann er sein Studium auf der Universi tä t Würz­
burg und besuchte dann noch mehrere „be rühmte Hochschulen beiderlei Reli­
gionen" . So studierte er in Göt t ingen bei Pü t te r und Böhmer die Rechte. 

M i t 25 Jahren ging Lehrbach 1769 nach W ü r z b u r g , um als hochfürstlich würz-
burgischer Hofrat, schon bald auch als Legat ionssekretär , Verwendung zu finden. 
1773 verzichtete er auf den Posten eines Assessors beim Reichskammergericht in 
Wetzlar, wozu ihn der baierische Reichskreis vorschlagen wollte, gegen eine Stelle 

1 4 4 übe r den Geist der Zeit und die Pflichten der Christen, 1793; und: Reden an das 
Landvolk, 1797. 

1 4 5 Rößler-Franz, wie Anm. 142. 
1 4 6 NDB,wie Anm. 142. 
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als konstanzischer Subdelegierter bei der Kammergerichtsvisitation und eine 
Anwartschaft auf eine Anstellung bei der Obersten Justizstelle in Wien . A b 1774 
ist er würzburgischer Subdelegierter bei der Kammergerichtsvisitation und nach 
einem kurzen Zwischenspiel in W i e n ab 1775 kurböhmischer Subdelegierter. Hier­
bei hat er sich hervorgetan „mit stattlicher Ausarbeitung wichtiger in die Reichs­
sachen einschlagender Gegens tände" 1 4 7 . 

1776 war er als H o f rat Mitgl ied des österreichischen Senats der Obersten Justiz­
stelle in W i e n und wurde von der böhmisch-österreichischen Hof kanzlei für wich­
tige Staatsgeschäfte verwendet, besonders für die verworrenen Streitigkeiten 
zwischen St. Blasien und dem Erzhause und für vorderösterreichisch-burgauische 
Angelegenheiten. 1777 zum kaiserlichen Gesandten in Schweden ausersehen, 
wurde er dann aber nicht nach Stockholm, sondern im März des folgenden Jahres 
als außerordent l icher Gesandter an den pfalz-baierischen Hof nach München ge­
schickt, wo er mit der Straubinger Grenzberichtigung befaßt war, ein Auftrag, 
der durch das mili tärische Eingreifen Preußens — den „Kartoffelkrieg" — und 
den darauf folgenden Frieden von Teschen gegenstandslos wurde. Lehrbach wurde 
nach W i e n zurückberufen und im Früh jahr 1779 auf den Reichstag nach Regens­
burg gesandt als Nachfolger Franz Ludwigs von und zu Erthal , der zum Fürst­
bischof von W ü r z b u r g gewähl t worden war. Den Ausschlag dafür, daß Lehrbach 
für diesen Posten ausersehen wurde, hat offenbar der Reichsvizekanzler Rudolf 
Joseph von Colloredo gegeben 1 4 8 . Lehrbach erhielt nun ein Jahresgehalt von 
12 000 f l . 1 4 9 . M i t Datum vom 15. Februar 1778 wurde er auf eigenes Ansuchen 
zum Wirkl ichen Kaiserlichen Geheimen Rat ernannt. Diese W ü r d e ist später noch 
zweimal (am 13. Dezember 1791 und am 14. A p r i l 1793) erneuert worden. 

Kaiserlicher Konkommissar auf dem Reichstag war Lehrbach in den Jahren 
1779 bis 1788, also in einer Zeit» in der zunächst Joseph II . durch Inanspruch­
nahme allgemein für verfallen gehaltener alter Rechte seine kaiserliche Position 
hatte s tärken wollen, eine Zeit aber auch, in der es nach dem baierischen Erbfalle 
(1778/79), noch einmal zu einer großen Konfrontation Preußens und Österreichs 
gekommen war, aus der schließlich ein gegen Habsburg gerichteter Für s t enbund 
hervorging (1785). Für den Reichstag war es vor allem die Zeit des „Grafen­
streites", durch die dieses oberste Gremium des Reiches über fünf Jahre hinweg 
(von 1780—1785) beschlußunfähig wurde. Es w ä r e aber naiv zu glauben, d a ß 
es sich hierbei nur um „Zermonia lgezänke" handelte oder um konfessionelle 
Streitigkeiten, wei l es ja um die Frage ging, ob die gräflichen Kuriatstimmen als 
evangelische oder als katholische Stimmen gezählt werden sollten. M i t solchen 
Formalien wurde, wie wi r oft genug bei genauerem Hinsehen bemerken konnten, 
Pol i t ik gemacht: Wenn der österreichische Direktorialgesandte des Reichsfürsten­
rates, der Freiherr von Borie vom l . M a i 1780 an fünf Jahre lang keine Sitzung 
des Reichsfürstenrates einberief, so handelte er auf Weisung des Reichsvizekanz­
lers in Wien ; d. h . die Lahmlegung des Reichstags lag zu jener Zeit im Interesse 
Habsburgs. W a r es doch Friedrich II . von Preußen gelungen, über den Reichstag 
„die Vergrößerungspol i t ik Josephs II . i m entscheidenden Augenblick lahmzu-

1 4 7 Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, R K , Geheime Räte, Fasz. 4 auch zum fol­
genden. 

1 4 8 G.Xaver, Konrad Ludwig Graf von und zu Lehrbach (1744—1805). Leben und 
Wirken eines österreichischen Staatsmannes. Diss. (MS) Wien 1975,45. 

1 4 9 Xaver, 60. 
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legen" 1 5 0 . Lehrbach bekannte 1785: „Mein System auf dem Reichstage . . . wä re 
immerhin, daß je weniger all hier geschehe, desto besser es im ganzen seie, daß 
nichts geschehen müsse , außer der kaiserliche Hof wolle solches" 1 5 1 . Dement­
sprechend hielten sich Lehrbach und sein kaiserlicher Prinzipalkommissar Fürst 
T h u m und Taxis gerade beim Grafenstreit gänzlich zurück, w ä h r e n d Borie zu 
allen Zeiten eine große Tät igkei t entfaltete, häufig nicht zur Freude Lehrbachs, 
mitunter auch zum Mißfal len der Wiener Pol i t ik . Wenn Lehrbach einerseits am 
liebsten nichts auf dem Reichstag hä t te geschehen lassen, so beteuerte er anderer­
seits stets nach außen h in die Wichtigkeit dieser Einrichtung. Das war nicht nur 
unaufrichtig; es war im letzten doch auch kurzsichtig, wei l er damit als mächtiger 
V e r b ü n d e t e r in der Front jener stand, die jede sinnvolle Reform der alten Reichs­
verfassung und des an sich nicht verfassungsmäßig festgeschriebenen Geschäfts­
ganges auf dem Reichstag verhindern wollten. A n Anläufen hierzu hat es nicht 
gefehlt. Durchgedrungen sind diese Reformbestrebungen praktisch nie. 

Frei l ich lag in allen Reformbestrebungen für den Kaiserhof damals ein hohes 
Ri s iko : Nach 1785 hatte Österreich nicht mehr die Mehrheit im Reichsfürstenrat 
hinter sich. Seit 1787 war Johann Eustach Graf Schlitz, genannt Gör tz , der preu­
ßische Gesandte in Regensburg. E r beherrschte bald mit seiner Klientel dieses 
wichtige Gremium. A u c h in den Zeiten der Beschlußunfähigkei t blieb Regensburg 
aber die wichtigste Kontaktstelle und „Nachr ich tenbörse" 1 5 2 des Reiches, von 
der aus politisch wichtiger Einfluß ausgeübt wurde. 

M i t Graf Lehrbach begegnet uns erstmals ein kaiserlicher Konkommissar auf 
dem Reichstag, der nach dieser Tät igkei t seit A p r i l 1788 noch Jahre hindurch 
bevol lmächt igter Minister des Kaisers beim Kurfürs ten von Pfalz-Baiern, sowie 
beim baierischen und schwäbischen Reichskreis war und dazwischen und nachher 
zahlreiche diplomatische Verpflichtungen an verschiedenen Orten auf Reichs­
boden z . B . 1793 in P reußen aufgetragen erhielt, bevor er 1795 Generaldirektor 
der geheimen Hof- und Staatskanzlei und im Jahre 1799 Armeeminister wurde. 
Diese diplomatische Verwendung war bei ihm offenbar nicht wie bei Karls V I I . 
Konkommissar Raab eine deutliche Zurückse tzung , sondern durchaus eine ehren­
volle Weiterverwendung. E r erhielt nicht nur weiterhin seine 12 000 f l . , dazu 
2000 f l . ad personam, sondern auch noch 3000 f l . als Gesandter beim Schwäbischen 
Reichskreis 1 5 3 . 

Hatte Lehrbach den Kaiser schon w ä h r e n d seiner Tät igkei t als Konkommissar 
1787 und 1788 bei der Bischofswahl in Regensburg und in Freising zu vertreten, 
so wurde er noch im gleichen Jahr zur Koadjutorwahl ins Bistum Konstanz be­
ordert und 1789 zum Bistum Augsburg. In diesem Jahr begleitet Lehrbach den 
Grafen Metternich in die Niederlande. 1791 finden w i r ihn als bevollmächtigten 
Minister des Kaisers in der Reichsabtei Kempten und i m Erzbistum Salzburg, 
1792 wieder am kurbaierischen Hof. V o n München aus entfaltete er eine „große 
Tätigkei t , um die kleineren deutschen Höfe zu bewegen, sich zu einem Kriege 
gegen das republikanische Frankreich zu rüs ten . Einzelne Kreise des deutschen 
Reiches waren sehr schwer zu gewinnen, und der schwäbische vo l l Reichsrittern, 

- 5 0 Aretin (1967) 54. 
• 5 1 Lehrbach in einem Schreiben vom 30. 11. 1785, zitiert bei Xaver, 47 f. 
1 5 2 Aretin, 56. 
: 5 3 Xaver, 119. 
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kleineren Äbten , Reichsstädten, Fürs ten und Grafen, war am schwersten zu 
bewegen, sein Kontingent zu rüs ten" 1 5 4 . 

Was die baierische Poli t ik unter K a r l Theodor betrifft, ist festzustellen, daß 
sich der Kurfürst schon seit seinem Bruch mit P reußen 1757 näher an Österreich 
und an Frankreich angeschlossen hatte, die ihm seine niederrheinischen Besitzun­
gen garantierten. Dieser grundsätz l ichen Linie blieb er bis 1792 treu. So konnte 
Graf Konrad Ludwig Lehrbach, der mit seiner Kenntnis des Reichsrechtes die 
kurfürst l ichen Minister weit über rag te , auf den Münchener Hof bedeutenden 
Einfluß ausüben und die Entfremdung mit Zweib rücken nähren . E r war ein 
langer hagerer Mensch mit stechendem Blick und heftigen Bewegungen, der mit 
rabulistischen Spitzfindigkeiten und unerwartet vorgebrachten E i n w ä n d e n die 
Regierung völlig beherrschte 1 5 5 . 

Dabei soll er aber immer noch angenehmer gewesen sein, als sein gleichnamiger 
Vorgänger Franz Sigmund Adalbert Friedrich von und zu Lehrbach. A l s die 
kurpfalz-baierische Pol i t ik eine Schwenkung vollzog, zögerte Graf Konrad Lud­
wig Lehrbach nicht, der Wiener Hofburg eine mili tärische Besetzung Baierns zu 
empfehlen 1 5 6 . 

Gleichwohl verhandelte er 1795 als Sondergesandter in München über den 
Ehevertrag zwischen dem Kurfürs ten und der Erzherzogin Mar i a Leopoldina. 
Dann rief ihn sein Auftrag nach Hessen-Kassel und zu den Reichsfriedensver­
handlungen nach Mainz . Nach dem Frieden von Basel war er in kurzer Folge auf 
dem Gesandtenposten in Berl in und in Regensburg, wo er an seiner alten Wi r ­
kungsstä t te , dem Reichstag, augenscheinlich zu raschen Erfolgen kam. Zitiert 
doch H e i g e l 1 5 7 einen Brief des preußischen Königs vom 23. August 1795 an seinen 
bevol lmächt igten Minister in Regensburg: „Es verdient die ernstlichste Aufmerk­
samkeit des Reiches, daß ein österreichisch-erbländischer Minister (Lehrbach) durch 
seine persönliche Gegenwart bei der Reichsversammlung deren Verhandlungen 
nach Gefallen lenken und von sich abhängig machen, besonders das reichsstädtische 
Kol legium in Schrecken und sklavische Subordination setzen und als das un­
glückliche Instrument gebrauchen kann, den Schlüssen der beiden höheren Reichs­
kollegien alle Wi rkung zu benehmen!" In Basel soll Lehrbach zum Ärger Napo­
leons zugleich mit dem Engländer Wickham auf die Unterhandlungen Frankreichs 
mit Spanien s törend eingewirkt haben. Wieder in Baiern, verhandelte er 1796 
über die kurpfälzischen Länder , die in diesem Jahr Kriegsschauplatz zwischen 
Frankreich und Österreich (und seinen Verbünde ten) waren: In der Pfalz standen 
französische Truppen, in Baiern kaiserliche. Karl Theodor und seine Regierung 
m u ß t e n versuchen, sich irgendwie durchzuwinden . , . 

V o n München aus in kritischer Zeit , als T i ro l durch die Franzosen vom Süden 
her angegriffen wurde, als kaiserlicher Hofkommissar nach Innsbruck gerufen, 
bewies Lehrbach an Ort und Stelle, als andere die Flucht ergriffen, persönl ichen 
Mut und organisatorisches Geschick. Dazu hatte er eine glückliche Hand im 
Umgang mit den Menschen, deren religiösen Gefühlen er nach den Zeiten josephi-

1 5 4 Wurzbach X I V , 318 ff. 
1 5 5 R. Schrepfer, Pfalzbayerns Politik im Revolutionszeitalter von 1789—1793 (1903) 7 

unter Hinweis auf Sybel, Geschichte der Revolutionszeit II, 342. 
1 5 6 Vgl . Schrepfer, 73 f. 
1 5 7 K . Th. v. Heigel, Deutsche Geschichte vom Tode Friedrichs des Großen bis zur 

Auflösung des alten Reiches (1899) 195. 
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nischer Verbote vers tändnisvol l entgegenkam und für die er in der Stunde der 
Not zündende Worte fand, die den Tirolern zu Herzen drangen. So gelang es 
i hm, die Tiroler Volkskraft zum Abwehrkampf gegen napoleonische Truppen 
zu mobilisieren 1 5 8 . 

Z w e i Jahre später finden wi r ihn auf dem Rastä t ter Kongreß , wo es am 
28. A p r i l 1799, also nach seiner Abreise zu einem aufsehenerregenden M o r d an 
zwe i französischen Gesandten kam (Bonier und Roberjot werden in Stücke ge­
hauen). Bereits Schlosser hat i n seine Geschichte des 18. Jahrhunderts 1 5 9 die Ver­
mutung aufgenommen, die unmittelbar nach der Tat von vielen geäußer t wurde: 
„daß Thugut und seine rechte H a n d Graf Lehrbach den Plan zu dieser Greueltat 
faßten , um gewisse, ihnen verderbliche Papiere wegnehmen zu lassen, nicht um 
die Gesandten zu tö ten" , was andere behauptet hatten. 1799 wurde Lehrbach 
dem Erzherzog K a r l als Armeeminister an die Seite gestellt. E r k ü m m e r t e sich 
u m Verpflegung für die Truppe, um die notwendigen Requisitionen, und um 
die Versorgung der Verwundeten. Wiederum bewies Lehrbach organisatorische 
Fähigkei ten , nicht zuletzt bei der Ü b e r w i n d u n g von Transportschwierigkeiten. 
A l s nach einer Reihe von Niederlagen Thugut 1800 die Leitung der auswär t igen 
Pol i t ik Österreichs aus der Hand geben m u ß t e , wurde Lehrbach als Staats- und 
Konferenzminister mit der Leitung der auswär t igen Pol i t ik betraut — jedoch 
nur für wenige Tage. Dann hatte Thugut, der ihm diese Stelle nicht gönnte , seinen 
Sturz erreicht. Z w a r wurde Lehrbach zum Vorsitzenden der „Hofkriegs- und 
Armeekommission" ernannt und sollte nach der verheerenden Niederlage von 
Hohenlinden die Verteidigung Wiens leiten, nach dem Frieden von Lunevil le 
aber verlor Lehrbach 1801 seine letzten öffentlichen Ämter . In einem nichts 
weniger als e rwünschten Ruhestand starb er — unve rmäh l t — am 13. August 1805 
auf Schloß Bergheim bei Feldkirchen an der Donau (im Mühl viertel). 

Auch der kaiserliche Konkommissar Johann Franz Georg (seit 23. Februar 
1788) Freiherr von Leykamm gehört zu den interessanten Persönlichkeiten von 
Format auf dem I m m e r w ä h r e n d e n Reichstag. E r ist ein Sohn des Kurmainzer 
Oberhofkutschers Sebastian Leykam und der Hofzimmerermeisters-Tochter Mar i a 
Barbara, geb. Gebhard. E r ist also in sehr bescheidenen kleinbürger l ichen Ver­
häl tnissen am 6. September 1724 in Ma inz zur Welt gekommen. Die Tatsache 
allerdings, daß seine Eltern wenngleich in untergeordneten Funktionen einem 
kurfürst l ichen H o f angehör ten , mag dem begabten K i n d Aufstiegschancen er­
öffnet haben, die andere Kutschersöhne jener Zeit nicht hatten. 

Franz Georg Leykam konnte ein Gymnasium besuchen und die Rechte studie­
ren. Dabei erwarb er sich offenbar hervorragende Kenntnisse. E r praktizierte 
mehrere Jahre hindurch am Reichskammergericht in Wetzlar und beim Reichs­
hofrat 1745/46 in Wien , woraufhin ihm sein Kurfürst eine Professorenstelle in 
Mainz anbot. E r aber ging als Hofrat zum Kurfürs ten von Köln nach Paderborn 
und blieb dort von 1749 bis 1758, also unter dem letzten Wittelsbachischen Erz-

1 5 8 Nach Xaver, X . Kapitel. — Vgl . auch H . Reinalter, Graf Lehrbach und Tirol, in: 
Veröffentlichungen des Museum Ferdinandeum (1974) 213 ff. 

1 5 9 3. Aufl . , Heidelberg 1840, Bd. V I , 182. 
1 6 0 Vgl . C l . Steinbicker (Bearbeiter): Westfäl. Geschlechterbuch, in der Reihe: Ge­

nealog. Handbuch bürgerlicher Familien. — Kneschke V , 503; Wurzbach, Bd. 15, 58 f. 
und Groß, 401 f. 
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bischof von K ö l n 1 6 1 . V o m böhmischen Reichskreis (!) präsent ier t , wurde er nun 
auf acht Jahre Beisitzer des Reichskammergerichts. In dieser Zeit sandte ihn der 
Erzbischof von Köln 1759 und 1760 zweimal in wichtigen Angelegenheiten zum 
Kaiserhof nach Wien . A m 3. M a i 1766 wurde Leykam Reichskanzleisekretär der 
deutschen Abteilung in der Reichshofkanzlei, d. h . also Reichsreferendar in Wien . 
„Seit 1769 hat er auch die Mehrzahl der Vor t räge an den Kaiser konzipiert" 1 6 2 . 

1774 sollte er, wohl beim Amtsantritt des Erzbischofs Friedrich Car l Joseph 
von Erthal , Hofkanzler in Ma inz werden, blieb aber in Wien und hatte die Stelle 
des Reichsreferendars 22 Jahre hindurch inne, wobei er es meist verstand, den 
alten Reichsvizekanzler Colloredo zu lenken. Obgleich Mar i a Theresia viel von 
ihm hielt und er eigentlich dem Erzbischof von Mainz zuneigte, eckte er doch 
auch bei Kaiser Joseph II . nicht an, der ihn schließlich am 26. Januar 1788 zum 
Wirkl ichen Kaiserlichen Geheimen Rat ernannte 1 6 3 , wenig später in den Frei­
herrenstand erhob und als kaiserlichen Konkommissar nach Regensburg entsandte. 
Seine große Geschicklichkeit, sein unermüdl icher Eifer und seine ausgebreiteten 
Kenntnisse in den wichtigsten Reichs- und Staatsangelegenheiten in der Zeit als 
Reichsreferendar und schon vorher als Reichskammergerichtsassessor hä t ten den 
Kaiser bewogen, ihn für die „so ansehnliche als wichtige Stelle" eines kaiserlichen 
Konkommissars auf dem Reichstag zu bestimmen. In diesen sechs Jahren bis zu 
seinem Tode in Regensburg am 23. September 1793 (begraben in der Emmerams­
kirche in Regensburg) hat er offenbar bedeutenden Einfluß auf die Reichspolitik 
ausgeübt . Schreibt doch 1 6 4 Phi l ip Graf Stadion bereits i m Jahre 1785 an Kaiser 
Joseph I L , daß „von Leykam geradezu das gute und böse Wetter im deutschen 
Reich abhänge und alle Minister im Reiche auf seine Winke bereit s tänden ." 

Franz Georg Freiherr von Leykam war Kommandeur des königlich ungari­
schen St. Stephansordens. E r hat mehrere anonyme Druckschriften verfaßt (bei 
Wurzbach ist eine genannt). Verheiratet seit 6. September 1750 mit M a r i a 
Theresia von Warnesius, Tochter eines Paderbornischen Vizekanzlers und kaiser­
lichen Reichshofrats in W i e n . V o n seinen Kindern wurden zwei Söhne Domher­
ren, die Töchter heirateten Adelige, die hohe und höchste Stellen erreichten, eine 
Enkel in wurde 1827 Gemahl in des österreichischen Staatskanzlers Fürs ten Met­
ternich. V o n den drei weltlichen Söhnen, die ebenfalls herausgehobene Staats­
stellen erreichten, ist Franz Sebastian, 1754 bis 1821, Reichspostmeister in Pader­
born, in W i e n und schließlich in Mannheim, als kurböhmischer Gesandter seit 
1781 in Mainz , später in Den Haag tätig und von (1794? oder spätestens) 1797 
an auf dem Reichstag in Regensburg und bei der Reichsdeputation. E r vertrat 
zeitweise auch Kurtr ier und elf geistliche und weltliche Fürs ten tümer . A b 1812 
war er großherzoglich hessischer Geheimer Rat. 

Letzter kaiserlicher Konkommissar auf dem Reichstag zu Regensburg vom 
14. März 1794 mit mehrfachen Unterbrechungen bis zum Ende des alten Reiches 
war Johann Aloys Josef (seit 10. Januar 1781) Freiherr von Hügel, * am 14. No-

1 6 1 Bereits in dieser Zeit wurde er am 23. Februar 1750 in den Reichsadels- und -ritter­
stand erhoben. 

1 6 2 Groß, 401, auch zum folgenden. 
1 6 3 Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, R K , Geh.-Räte, Fasz. 4. — Als Konkommissar 

legitimiert: 23.4. 1788 (Repertorium d. dipl. Vertreter . . . , Bd. III). 
1 6 4 Nach Wurzbach. 
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vember 1753 zu Koblenz und f 1826 zu Regensburg. E r war der Sohn eines 
Kurtr ierer Hofkammerrates Mathias Hügel (gestorben 1782) 1 6 5 . 

Hüge l w i rd bei Wurzbach als Güns t l ing des Kurfürs ten Clemens Wenzel von 
Tr ie r bezeichnet, also jenes königlichen Prinzen von Polen und Litauen und Her­
zogs zu Sachsen, der als letzter kurfürst l icher Erzbischof die Trierer Lande 1768 
bis 1803 regierte. Hügel wurde in Trier geheimer Kanzleidirektor und Regie­
rungskanzler und zuletzt Wirkl icher Geheimer Staatsrat. Später beruft er sich 
darauf, daß er bereits in dieser Zeit besonders als Zollschreiber zu Koblenz alles 
für das kaiserliche Interesse getan habe, insbesondere bei T ruppendurchmärschen , 
Verproviantierung etc. E r habe dafür auch von Kaiser Franz einen „Handze t te l " 
e rha l ten 1 6 6 . 

1790 und wieder 1792 wurde er von Kurtr ier als dritter Wahlbotschafter 
auf den Wahlkonvent des Reiches beordert, also wie man meinen könn te , an 
recht untergeordneter Stelle. Dennoch schrieben die österreichischen Wahlbot­
schafter (von 1790) besonders Bartenstein, „den guten Ausgang der Kaiserwahl 
größtentei ls der Geschicklichkeit Hügels z u " 1 6 7 . 

1793 w i r d er auf Betreiben Thuguts Wirk l icher Geheimer Rat des Kaisers. 
E r überreichte sein Beglaubigungsschreiben als österreichischer Direktorialgesand­
ter auf dem Reichstag am 23. Januar 1794. Neben der österreichischen Stimme 
führ te er im Reichsfürstenrat auch die Stimme Burgunds und die von Nomeny 
bzw. Lothringen. Bereits knapp zwei Monate später , am 14. März 1794, w i r d er 
kaiserlicher Konkommissarius, und die österreichischen Direktorialgesandten des 
Reichsfürstenrates werden angewiesen, in Zweifelsfäl len ihm zu folgen 1 6 8 . 

M u ß t e Hügels Akt ivi tä t zunächst besonders darauf gerichtet sein, die Gesand­
ten der Reichsstände mi tzure ißen zu einer außerordent l ichen Kraftanstrengung 
gegenüber dem revolu t ionären Frankreich — Beschluß, ein Reichsheer von der 
fünffachen Normal s t ä rke aufzustellen vom 13. Oktober 1794! 1 6 9 — so war es 
schon bald seine Aufgabe, den offenbaren Auflösungserscheinungen im Zeichen 
der Niederlagen vor allem gegenüber dem jungen Feldherren Napoleon entgegen­
zutreten. Insbesondere das Ausscheiden Norddeutschlands aus dem Reichskrieg 
gegen Frankreich durch den Frieden von Basel ve ran laß te Hügel , mehrere politische 
Flugschriften unter dem Pseudonym K a r l Graf von Strengschwerdt herauszu­
geben 1 7 0 . 

1802 Bevollmächtigter des Kaisers in spezieller Miss ion zur Durchführung des 
Friedens von Lunevil le , und 1802/03 Bevollmächtigter des Kaisers bei der 
Reichsdeputation, war er gleichzeitig noch von 1803 bis 1806 Bevollmächtigter 
des Kaisers beim Kurerzkanzler (Dalberg in Regensburg) und beim fränkischen 
Reichskreis. 

1 6 5 A D B 13, 305; Wurzbach Bd. I X , 401 f. 
1 6 6 Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, R K , Geheime Räte, Fasz. 2. 
1 6 7 A D B , wie Anm. 165. 
1 6 8 A D B , wie Anm. 165. 
1 6 9 Vgl . K . Th.von Heigel, Deutsche Geschichte vom Tode Friedrichs des Großen bis 

zur Auflösung des alten Reiches, Bd. II (1899) 153. 
1 7 0 „Beurteilung des Schreibens vom 30. September 1795 an den Grafen von Westphal 

vom Herzog von Braunschweig", Regensburg 1796; „Commentar und Beurteilung der 
Erklärung des Königs von Preußen den 2. September 1795 an den fränkischen Kreis", 
Regensburg 1796; „Beurteilung der Note des Grafen Görtz vom 15. September 1795 
an den Reichstag in Regensburg", Regensburg 1798; „Prüfung des Gutachtens, die 
Übergabe von Mannheim betreffend", Bayreuth 1796; alle zitiert bei Wurzbach. 
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Diese Reichsdeputation, die am 24. A p r i l 1802 unter Hügels Vorsi tz zusam­
mentrat, bestand aus je zwei katholischen und protestantischen Angehör igen des 
Kurfürstenkol legiums (Kurmainz und K u r b ö h m e n , Kursachsen und Kurbranden­
burg) und je zwei katholischen und protestantischen Angehör igen des Reichsfür­
stenrates (Bayern und Hoch- und Deutschmeister, W ü r t t e m b e r g und Hessen-
Kassel). Ihr Verhandlungsergebnis war der berühmt-berücht igte Reichsdeputa­
t ionshauptschluß vom 25. Februar 1803, der die von Frankreich und R u ß l a n d 
verlangte Säkular isa t ion der geistlichen Reichsterritorien und eine gewisse Media-
tisierung kleinerer Reichsstädte, reichsrechtlich legalisierte, so daß das Reich unter 
dem massiven Einfluß der französischen Siegernation nicht nur territorial, son­
dern auch innerhalb seiner Verfassungsorgane eine tiefgreifende Umgestaltung 
erfuhr: Im Kurfürs tenra t auf dem Reichstag gab es nun eine protestantische Mehr­
heit, der Reichsstädterat bestand nur noch aus wenigen — protestantischen — 
Reichsstädten, und im Reichsfürstenrat sollte durch übermächt igen Einf luß der 
„vermit te lnden Mächte" Frankreich und Ruß lan d ebenfalls ein starkes poli t i ­
sches übe rgewich t geschaffen werden. Gerade um diese Kur ie aber kämpf te nun 
der Kaiserhof mit Hi l fe aller seiner Vertreter auf dem Reichstag, unter denen 
Hügel die Oberleitung der Komitialangelegenheiten anvertraut wurde. Der 
Reichsvizekanzler Fürst Colloredo schrieb ihm zu seiner Instruktion vom 30. Juni 
1803, er sei überzeugt , „daß Excellenz die Ausführung und Vol lz iehung der­
selben sich mit eben jener Klugheit und Geschicklichkeit angelegen seyn lassen 
werden, welche dieselbe w ä h r e n d dem ganzen Laufe des nun geendigten Depu­
tationsgeschäftes bey so manchen kritischen Ereignissen bewähr t haben und wor­
über ich denselben, nebst meiner vollkommenen Zufriedenheit zugleich das be­
sondere Allerhöchste Wohlgefallen wiederholter zu bezeigen das Vergnügen 
habe" 1 7 0 a . 

Die Stimmenverteilung auf dem Reichstag hatte nicht zur Kompetenz der 
Reichsdeputation gehört , sondern stand allein „Kaiser und Reich" zu , wobei 
unter „Reich" der gesamte Reichstag zu verstehen war, auf dem die Partei des 
Kaisers aber nach Ausscheiden der Gesandten geistlicher Territorien i n eine hoff­
nungslose Minderheit geraten war. Hügel , Graf Stadion als ku rböhmische r Ge­
sandter (s. Te i l II) und besonders der Freiherr von Fahnenberg (s. T e i l II) kämpf­
ten für den Einfluß des Kaisers und gestatteten vor einer für Österre ich annehm­
baren Lösung dieser Frage keine weiteren Reichstagsdeliberationen, so d a ß der 
Reichstag in den letzten Jahren seines Bestehens ähnlich wie früher z. B . w ä h r e n d 
des „Grafenstre i tes" in den 80er Jahren des 18. Jahrhunderts wiederum in seiner 
Wirksamkeit ge lähmt war. Das Tauziehen um den Einfluß des Kaisers war noch 
nicht entschieden, als auf französische Initiative hin der Rheinbund gegründe t 
und das alte Reich aufgelöst wurde. 

V o n da an vertrat Hügel 1806 bis 1810 weiterhin seinen Kaiser, der nun aber 
nur noch österreichischer Kaiser war, beim Fürs tpr imas Dalberg und beim Rhein­
bund, auch als Sondergesandter beim Deutschen Orden mit der Aufgabe der 
Besitznahme. 1806 Übe rnahmekommissa r in W ü r z b u r g und Mergentheim für 
den Kurfürsten Ferdinand, eine habsburgische Sekundogenitur, war er in diesem 
und dem nächsten Jahr in W i e n mit wichtigen Aufgaben wegen der Niederlegung 
der deutschen Kaise rwürde beschä f t ig t 1 7 1 . 

1 7 0 a O. F. Winter: Österr. Pläne . . . , 329. 
1 7 1 Vgl . A D B , wie Anm. 165. 
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1810 bis 1813 war er österreichischer Gesandter i m Großherzog tum Frankfurt 
und in Hessen-Darmstadt sowie in Nassau-Usingen, 1811 auch in W ü r t t e m b e r g . 
Diese Aufträge nehmen sich freilich wie kleine M ü n z e n aus neben der vorher­
gegangenen Zeit als Konkommissar des Kaisers auf dem Reichstag! 

Hügel war Inhaber des Großkreuzes des St. Stephans-Ordens und ist 1826 in 
Regensburg (!) verstorben. Seine beiden Söhne Clemens Wenzel (1792—1849) 
und K a r l Alexander (1796—1870) wurden Diplomaten, ersterer w i r d aber auch 
noch als Schriftsteller bezeichnet, und letzterer als Orientreisender, der 1858 
Mitgl ied der Leopoldina wurde. 

Ob der Freiherr Johann Aloys von Hügel w i rk l i ch seinen Lebensabend in 
Regensburg verbacht hat, genau wie sein einstiger g roßer Gegenspieler, der preu­
ßische Gesandte Johann Eustach Graf von Schlitz, genannt Gör tz , gestorben in 
Regensburg 1821, das w ä r e speziellere Nachforschungen wert: Haben sie auch 
später noch politische oder andere geistige Interessen gehabt? M i t wem haben sie 
in Regensburg verkehrt? A m Hofe des Fürs ten T h u r n und Taxis? In den ersten 
Jahrzehnten, i n denen Regensburg zur bayerischen Provinzstadt herabgesunken 
war, müssen diese interessanten Relikte aus einer g roßen Vergangenheit der Stadt 
ein besonderes F lu idum gegeben haben. 
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